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VORWORT

mit dem STADTENTWICKLUNGSKONZEPT 2030+ {STEK 2030+} 

nehmen wir die Gestaltung der Zukunft unserer Stadtgemeinde ge-

meinsam in die Hand. Der vorliegende Bericht ist das Ergebnis eines 

zweijährigen Arbeits- und Entscheidungsprozesses auf vielen Ebenen. 

Dabei wurden breite Grundlagen geschaffen – mit der Unterstützung 

von Expertinnen und Experten aus verschiedensten Bereichen, aus 

der Evaluierung des bisher geltenden Entwicklungskonzepts aus dem 

Jahr 2004 und nicht zuletzt mit der Erfahrung der Bevölkerung und der 

Steuerungsgruppe. 

Bei all jenen, die in den vergangenen Wochen und Monaten ihre Zeit 

und Energie zur Verfügung gestellt haben, möchten wir uns ganz herz-

lich bedanken! Alle Beteiligten haben dazu beigetragen, Maßnahmen 

zu definieren, um unsere Stadtgemeinde einen großen Schritt voran zu 

bringen und sie für die Herausforderungen der kommenden Jahre und 

Jahrzehnte zu rüsten. 

Klosterneuburg ist eine Stadt mit hoher Lebensqualität. Prägende Fak-

toren sind – neben den geo- und topographischen Gegebenheiten, 

wie den Tälern, der Donau und dem Wienerwald – ein reges, über 

die Stadtgrenzen hinaus bekanntes Kulturleben sowie ein reichhalti-

ges Sport- und Freizeitangebot. Als Stadt mit vielen Pendlerinnen und 

Pendlern, bedingt durch die Nähe zu Wien, hat es Klosterneuburg den-

noch geschafft, sich als eigenständiger Wirtschafts-, Kultur- und nun 

auch Wissenschaftsstandort zu behaupten, mit welchem es eine hohe 

Identifikation gibt. Ein Ziel des {STEK 2030+} ist es daher, Kloster-

neuburg als attraktiven Lebensmittelpunkt für seine Bevölkerung wei-

terzuentwickeln.

Unsere Stadtgemeinde bietet ein attraktives Wohnumfeld, indem viele 

Menschen sehr gerne leben und das neue Bürgerinnen und Bürger 

anzieht. Der Bedarf an Wohnraum für die Menschen der Stadt sowie 

der Zuzug aufgrund der zunehmenden Urbanisierung stellt die Stadt-

gemeinde Klosterneuburg vor große Herausforderungen. Hier gilt es 

genauso Antworten zu finden wie beim Thema "Klimawandel", dem 

ebenso große Bedeutung bei der Erstellung des {STEK 2030+} ein-

geräumt wurde. In den Denkwerkstätten wurden gemeinsam mit der 

Bevölkerung viele Stärken der Stadt herausgearbeitet, nicht zuletzt die 

attraktive Landschaft, ruhige Wohngebiete, die Kleinstadtatmosphäre 

mit ihren Katastralgemeinden, die zahlreichen Klein- und Mittelbetrie-

be als Rückgrat der Wirtschaft und andere mehr. Bei zukünftigen Ent-

wicklungen ist es eine der wichtigsten Aufgaben, bei all diesen Quali-

täten anzusetzen und sie den Bürgerinnen und Bürgern noch besser 

zugänglich zu machen. 

Liebe Klosterneuburgerinnen, liebe Klosterneuburger,



BGM Mag. Stefan Schmuckenschlager

Mitglieder der Steuerungsgruppe des {STEK 2030+}: 

STR LAbg Christoph Kaufmann MAS (Vorsitzender der 

Steuerungsgruppe)

GR Ing. Stefan Hehberger 

GR Sen.Rat. i.R. DI Peter Hofbauer

STR Min.Rat Dr. Josef Pitschko

GR Christoph Stich

GR Walter Wirl MSc

GR Mag. Dr. Erich Wonka (ab April 2019)

GR Mag. Martin Zach (bis März 2019) 

STR DI Johannes Kehrer (Vertretung GR Ing. Stefan Hehberger) 

STR Leopold Spitzbart (ab Oktober 2018, Vertretung STR LAbg 

Christoph Kaufmann MAS)

STR Mag. Sepp Wimmer (Vertretung GR Mag. Martin Zach 

und GR Mag. Dr. Erich Wonka)

Mit dem STADTENTWICKLUNGSKONZEPT 2030+ soll das Bewusst-

sein gestärkt werden, dass die Entwicklung einer Stadt nicht alleine 

durch die Ziele und Maßnahmen eines Konzepts bestimmt wird. Mit 

einem solchen Planungsinstrument werden die Leitschienen für die 

Handlungen der Stadtpolitik und somit der Stadtverwaltung gesetzt. 

Die Zukunft Klosterneuburgs wird schlussendlich auch durch die täg-

lichen Entscheidungen ihrer Bürgerinnen und Bürger geprägt: wo sie 

Einkaufen oder Essen gehen, in welchem Ortsteil sie sich entscheiden 

zu leben oder welches Verkehrsmittel sie für den Weg in die Schule, zur 

Arbeit oder zum Freizeitvergnügen wählen.

Mit den Zielen und Maßnahmen des {STEK 2030+} soll vor allem 

eines erreicht werden: dass die Klosterneuburgerinnen und Kloster-

neuburger die Möglichkeit haben, einen größeren Teil ihres Lebens-

mittelpunkts bewusster in unserer Stadt zu erleben. Wir laden alle dazu 

ein, mit den großen und kleinen Entscheidungen einen nachhaltigen 

Beitrag zu diesem großen Vorhaben zu leisten.

Der Bürgermeister und die Mitglieder der Steuerungsgruppe
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der Grundgedanke des {STEK 2030+}

Stadtentwicklungkonzept Klosterneuburg 2030+



„DIE MENSCHEN, NICHT DIE HÄUSER, 
MACHEN DIE STADT.“ 
PERIKLES 
(*490 V. CHR., +429 V. CHR.)
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VON DER IDEE ZUM KONZEPT 
VOM KONZEPT ZUM HANDELN

Städte befinden sich in einem ständigen, dynamischen Entwicklungs-

prozess - sie werden nicht nur durch lokale Veränderungen und Be-

dürfnisse der eigenen Bevölkerung beeinflusst, sondern auch durch 

globale Trends. So muss beispielsweise auf Entwicklungen wie Digita-

lisierung und Klimawandel gleichermaßen reagiert werden, wie auf das 

Bevölkerungswachstum einer Gemeinde oder den Bedarf an sozialer 

Infrastruktur. 

Das Stadtentwicklungskonzept, welches die Bedürfnisse von Bevölke-

rung und Politik berücksichtigt, dient als Entscheidungsgrundlage, im 

Umgang mit den raumplanerischen Herausforderungen der nächsten 

10-15 Jahren.

Die strategischen Leitsätze des {STEK 2030+} zeichnen ein Bild, 

das zeigt, in welche Richtung sich die Gemeinde nach Ablauf des Pla-

nungszeitraumes entwickelt haben soll und auf welche Handlungsfel-

der dabei ein besonderer Schwerpunkt zu legen ist.

Die Raumordnung ist ein dynamischer Tätigkeitsbereich, wobei alle 

Akteure stets auf sich ändernde Rahmenbedingungen eingehen müs-

sen. Demzufolge ist nicht auszuschließen, dass in den nächsten Jahren 

auch die Umsetzung von Maßnahmen erforderlich sein wird, welche 

nicht im vorliegenden Konzept verankert sind. Das {STEK 2030+} 

bildet mit den darin enthaltenen Zielen in diesen Fällen eine fundierte 

Entscheidungsgrundlage. 

Die Rechtsgrundlage des Örtlichen Entwicklungskonzeptes (ÖEK) ist 

das NÖ Raumordnungsgesetz 2014 . Das ÖEK ist Teil des Örtlichen 

Raumordnungsprogrammes und dient im rechtlichen Sinn als Grund-

lage für die Festlegungen des Flächenwidmungsplanes. 

Das vorliegende {STEK 2030+} geht mit seinen umfassenden Inhal-

ten über den Fachbereich der Raumordnung hinaus. Deshalb findet es 

nicht nur bei der Flächenwidmung Klosterneuburgs Anwendung, son-

dern auch in Themenbereichen wie Kultur, Erholung und Klimaschutz, 

wo es allerdings keine unmittelbare rechtliche Wirkung entfaltet.

DAS ÖRTLICHE ENTWICKLUNGSKONZEPT – EIN 
PLANUNGSINSTRUMENT MIT DEM BLICK IN DIE ZUKUNFT1

das Örtliche Entwicklungskonzept

Das Örtliche Entwicklungskonzept (ÖEK) ist verordneter Bestand-
teil des Örtlichen Raumordnungsprogrammes und wird daher vom 
Gemeinderat beschlossen sowie mit Bescheid der Landesregie-
rung genehmigt. Entscheidungen, welche die Handlungsfelder des 
ÖEKs betreffen, dürfen den darin definierten Zielfestlegungen und 
Planungsabsichten nicht widersprechen. Das Stadtentwicklungs-
konzept 2030+ ist im rechtlichen Sinne ein ÖEK.
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Den Planungsprozess möglichst transparent und unter 

Beteiligung aller Betroffenen zu gestalten, war von Anfang 

an ein grundlegendes Ziel der Bearbeitung des {STEK 

2030+}. Im Verfahren war eine Vielzahl von Akteurin-

nen und Akteuren involviert, wodurch unterschiedliche 

Zugänge und Sichtweisen eingebracht werden konnten. 

Folgende Gruppen leisteten bei der Erstellung des Kon-

zeptes einen wichtigen Beitrag:

Die Bevölkerung
Niemand weiß so viel über eine Stadt, wie die Menschen, 

die in ihr leben. Aus diesem Grund war die Entschei-

dung, die Bevölkerung in den Prozess einzubinden, von 

Anfang an klar. Visionen, Meinungen, lokales Wissen 

und Vorschläge einzuholen, half dabei die Stadt aus 

einer persönlichen, alltäglichen Sichtweise noch besser 

kennenzulernen. Im Zuge eines umfangreichen, mehr-

stufigen Beteiligungsprozesses hatten jede und jeder die 

Möglichkeit, einen Beitrag zur Entwicklung des {STEK 

2030+} zu leisten. 

Die Steuerungsgruppe
In den regelmäßig stattfindenden Zusammentreffen der 

Steuerungsgruppe diskutierten Vertreter aller Fraktio-

nen des Gemeinderats den aktuellen Stand des {STEK 

2030+} sowie inhaltliche und organisatorische Frage-

stellungen. Im Zuge von Workshops wurden die Leitsät-

ze, Ziele und Maßnahmen gemeinsam mit den Fachpla-

nerinnen und Fachplanern erarbeitet.

Die Fachplanerinnen und Fachplaner
Dem Planungsteam des {STEK 2030+} kam die raum-

ordnungsfachliche Ausarbeitung der Maßnahmen zu. 

Die verantwortliche Fachabteilung brachte ebenso wie 

externe Expertinnen und Experten in allen Themen-

feldern ihre Expertise ein und entwickelte Lösungsvor-

schläge. Das Planungsteam unterstützte die Steuerungs-

gruppe bei der Erarbeitung der Leitsätze, der Ziele und 

Maßnahmen sowie bei Beurteilung der Fachbeiträge und 

stellte damit die Qualität des Prozesses sicher.

Die Evaluierung des Örtlichen Entwicklungskon-
zeptes 2004/2009
Zu Beginn des Bearbeitungsprozesses zum {STEK 

2030+} stand die Evaluierung des vorhergehenden Ört-

lichen Entwicklungskonzeptes 2004/2009. Diese Vor-

gangsweise ermöglichte es, die Dynamik der vergan-

genen Jahre zu reflektieren und festzustellen, welche 

der damals festgeschriebenen Ziele erreicht wurden. 

Im Falle von nicht erreichten Zielen wurden die Hürden 

analysiert sowie unerwartete Entwicklungen im Bereich 

der Stadtplanung aufgezeigt. Durch die Reflexion und 

Analyse des Örtlichen Entwicklungskonzeptes konnten 

Empfehlungen zur Methodik der Erarbeitung des vorlie-

genden {STEK 2030+} abgeleitet werden, welche den 

darauffolgenden Entwicklungsprozess prägten. 

Die Evaluierung des ÖEK 2004/2009 liegt als eigenstän-

diger Bericht im Rathaus der Stadtgemeinde vor und 

kann über die Klosterneuburger Homepage online ab-

gerufen werden.

Die Grundlagenerhebung 
Zeitgleich mit der Evaluierung des Örtlichen Entwick-

lungskonzeptes 2004/2009 startete die Grundlagen-

erhebung zur aktuellen Situation der Stadtgemeinde. 

Hierbei wurden vielfältige Themenbereiche beleuchtet 

und bestehende Gegebenheiten analysiert. Die regiona-

le Position der Stadtgemeinde, ihre Siedlungs- und Be-

völkerungsentwicklung, der Naturraum, die soziale und 

technische Infrastruktur, Mobilität sowie die wirtschaft-

liche Situation waren Gegenstand der Erhebungen. Die 

Kernaussagen der untersuchten Fachbereiche können 

dem Kapitel gHerausforderungen in Gegenwart und Zu-

kunft entnommen werden.

Der Bürgerbeteiligungsprozess
Ein umfassender Bürgerbeteiligungsprozess half, Wis-

sen sowie Meinungen und Erfahrungen der Bevölkerung 

abzufragen. Im Mai 2018 startete im ersten Schritt eine 

zweiwöchige Online-Umfrage, um bereits vor der fach-

lichen Bearbeitung inhaltliche Hinweise und Prioritäten 

der Bevölkerung zu sammeln. 

VIELE BETEILIGTE – BREITE BASIS DIE ARBEITSSCHRITTE DES {STEK 2030+}2 3
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Anschließend fanden im Juni 2018 vier Denkwerkstätten 

statt, bei welchen die Ergebnisse der Evaluierung und 

der Online-Umfrage präsentiert sowie Ideen und Anlie-

gen der Bevölkerung gesammelt wurden. Hierbei hatten 

die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Chance, Inputs 

zu den Themenbereichen „Ortskerne und Wirtschaft“, 

„Siedlungs- und Bevölkerungsentwicklung“, „Mobilität“ 

und „Grün-, Freiräume, Landwirtschaft“ einzubringen 

und Fragen an die Fachplanerinnen und Fachplaner zu 

stellen. 

Zusätzlich wurde es Interessensvertretungen und Bür-

gerinitiativen ermöglicht, Positionspapiere zu ihrer Sicht-

weise der Entwicklung Klosterneuburgs anhand von 

eigenen „Marktständen“ zu präsentieren und mit den 

Interessierten zu diskutieren.

Die detaillierten Ergebnisse der Online-Umfrage sowie 

der vier Denkwerkstätten sind auf der Homepage sowie 

im Rathaus der Stadtgemeinde frei verfügbar.

Auf Grundlage der durch die Bürgerinnen und Bürger 

eingebrachten Inhalte formulierte die Steuerungsgruppe 

die zehn Leitsätze des {STEK 2030+}. Am 5. Dezember 

2018 wurden diese im Zuge einer Stadtentwicklungs-

konferenz präsentiert, bei welcher die Bevölkerung die 

Möglichkeit hatte, Inputs zu dem Zukunftsbild Kloster-

neuburgs zu liefern. 

Am 14. Dezember 2018 wurden die Leitsätze durch den 

Gemeinderat im Sinne eines Grundsatzbeschlusses ein-

stimmig befürwortet.

Die Erarbeitung der Fachziele und Maßnahmen
Im Anschluss an den Beteiligungsprozess erarbeiteten 

die Steuerungsgruppe sowie die Fachplanerinnen und 

Fachplaner gemeinsam einen umfangreichen Ziel- und 

Maßnahmenkatalog. In mehreren Workshops wurden die 

einzelnen Handlungsfelder vertieft und fachlich ergänzt. 

Gleichzeitig fanden intensive Gespräche zwischen den 

einzelnen Verwaltungsreferaten der Stadtgemeinde statt, 

um die Umsetzbarkeit der Maßnahmen zu den jeweiligen 

Themenbereichen sicherzustellen und notwendige Ad-

aptierungen zu besprechen. Durch zahlreiche Feedback-

schleifen konnten die Plausibilität geprüft und die Voll-

ständigkeit des {STEK 2030+} gewährleistet werden.

Das Verordnungsverfahren
Um das Entwicklungskonzept rechtlich zu verankern, ist 

ein Verfahren gem. NÖ Raumordnungsgesetz, erforder-

lich. Besondere Bedeutung kommt hierbei der öffentli-

chen Auflage zu, bei welcher jede und jeder die Möglich-

keit hat, eine Stellungnahme zu dem Entwurf des ÖEK 

abzugeben. Deren Inhalte müssen in Folge vom Gemein-

derat vor der Beschlussfassung gewürdigt und der Ent-

wurf des ÖEK gegebenenfalls angepasst werden. 

Das gesamte Verordnungsverfahren erfolgt in einem viel-

schichtigen Prozess unter Berücksichtigung zahlreicher 

fachlicher sowie rechtlicher Aspekte . Erst nach Voll-

zug des gesamten Prozesses erhält das Entwicklungs-

konzept seine Rechtskraft und ist somit innerhalb der 

Stadtplanung verbindlich anzuwenden.

Genehmigungsverfahren gem. § 24 NÖ 
ROG 2014 

1. Durchführung einer Strategischen Umweltprü-
fung

2. öffentliche Auflage am Gemeindeamt

3. ortsplanerische Behandlung der Stellungnah-
men der Bevölkerung

4. fachliche und rechtliche Überprüfung des Auf-
lageentwurfs durch das Amt der NÖ Landes-
regierung

5. ortsplanerische Behandlung der Stellungnah-
men des Amtes der NÖ Landesregierung

6. Erlassung der Verordnung des Entwicklungs-
konzeptes durch den Gemeinderat

7. Überprüfung der Verordnung durch das Amt 
der NÖ Landesregierung und Genehmigung 

8. Kundmachung durch die Gemeinde durch An-
schlag auf der Amtstafel

9. Rechtskraft
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Die Inhalte des {STEK 2030+}
Wie bereits beschrieben, liegt dem {STEK 2030+} eine 

umfassende Grundlagenerhebung zugrunde. Die Paragra-

phen § 15 bis § 20 der NÖ Planzeichenverordnung le-

gen fest, dass zu den Themenbereichen Naturräumliche 

Gegebenheiten, Grundausstattung, Betriebs-, Erholungs- 

und Fremdenverkehrseinrichtungen, bauliche Bestands-

aufnahme, Gebäude im Grünland sowie Baulandausnut-

zung Plandarstellungen mit gesetzlich definierten Inhalten 

erstellt werden müssen. Den Plänen liegen zusätzlich um-

fangreiche Grundlagenberichte bei, welche diese Inhalte 

sowie zusätzlich die Bevölkerungsstruktur und -entwick-

lung detailliert beschreiben. In die umfassenden Unterla-

gen der Grundlagenerhebung kann im Rathaus der Stadt-

gemeinde Klosterneuburg sowie auf deren Homepage 

Einsicht genommen werden. Die Kernaussagen samt 

Schlussfolgerungen der erfassten Informationen werden 

im Kapitel gHerausforderungen in Gegenwart und Zu-

kunft festgehalten.

Aufbauend auf den durch die Steuerungsgruppe formu-

lierten Leitsätzen verfolgt das {STEK 2030+} sowohl 

qualitative als auch quantitative Ziele. Um diese Planungs-

absichten zu erfüllen, wurden einerseits Maßnahmen der 

Ordnungsplanung, andererseits Maßnahmen der Entwick-

lungsplanung definiert . Handlungsschwerpunkte, wel-

che sich aufgrund ihres Inhaltes verorten lassen, können 

den Plandarstellungen des Stadtentwicklungskonzeptes 

entnommen werden. 

Die Zielebene wird von Indikatoren begleitet, welche fest-

halten, ab wann ein Ziel als „erreicht“ bezeichnet werden 

kann. Diese Hinweise sind vor allem in den Phasen des 

Monitorings und der Evaluierung ausschlaggebend für die 

Bewertung des Umsetzungsfortschrittes. Die Maßnahmen 

zur Zielerreichung werden durch Angabe der für die Ab-

wicklung (haupt-)verantwortlichen Stellen und des Zeit-

rahmens ergänzt.

Ein weiterer Bestandteil des Konzeptes ist die Bearbeitung 

der strategischen Umweltprüfung (SUP). Diese beinhal-

tet die Beschreibung der Umweltauswirkungen konkreter 

Maßnahmen, wie es in § 4 des NÖ Raumordnungsgeset-

zes 2014 vorgesehen ist. Die SUP ist dem Kapitel gMög-

liche Auswirkungen auf die Umwelt zu entnehmen. 

INHALT UND BEDEUTUNG DES {STEK 2030+}4

Ordnungsplanung vs. Entwicklungsplanung

Bei Maßnahmen der Ordnungsplanung legt die 
Stadtgemeinde die „Spielregeln“ fest, welche als 
Grundlage der künftigen Entwicklung dienen. So 
definiert eine Widmung beispielsweise, welche Nut-
zungen möglich sind. Durch derartige Maßnahmen 
gibt die Stadtgemeinde lediglich eine Zielrichtung 
vor, wohingegen sie im Zuge der Entwicklungspla-
nung operativ in die Gestaltung der Stadt eingreift. 
Bei diesbezüglichen Maßnahmen setzt die Stadtge-
meinde somit selbst Vorhaben um, wie zum Beispiel 
Beteiligungsprozesse oder den Ausbau des Fernwär-
menetzes.

Das {STEK 2030+} als integratives Konzept
Beim {STEK 2030+} handelt es sich um ein umfassen-

des, integratives Konzept, welches auf Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit setzt. Das detaillierte Ziel- und Maß-

nahmensystem bildet die Schwerpunkte der künftigen 

Entwicklung ab.

Während ein sektorales Entwicklungskonzept ausschließ-

lich Ziele und Maßnahmen des Fachbereiches Raumord-

nung behandelt, umfasst ein integratives Konzept um-

fangreiche Themenstellungen, welche eine Vielzahl von 

Fachbereichen betreffen. Dadurch ergibt sich ein Hand-

lungsbedarf, welcher über die Kompetenz der Raumord-

nung hinausgeht und eine umfassende Koordination und 

Kommunikation zwischen den einzelnen, für die Umset-

zung zuständigen Akteurinnen und Akteuren erfordert.

Das {STEK 2030+} als Verordnung
Zur rechtlichen Verankerung des Örtlichen Entwicklungs-

konzeptes ist der Beschluss einer Verordnung durch den 

Gemeinderat notwendig. Dieses Rechtsinstrument be-

inhaltet die Plandarstellung des Konzeptes sowie einen 

Verordnungstext. Um das Zukunftsbild Klosterneuburgs 

rechtlich zu verankern, sind sowohl die Leitsätze, welche 

in Zusammenarbeit mit der Bevölkerung erarbeitet wur-

den, als auch die Fachziele und Maßnahmen Teil des Ver-

ordnungstextes.
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Unterlagen zum {STEK 2030+} 

Konzepte (3. Ordner):

Grundlagenerhebung (2. Ordner):

Grundlagenerhebung (1. Ordner):

Zusatzinformationen (4. Ordner):

Erläuterungsbericht zum Entwicklungskonzept

Plandarstellung zum Entwicklungskonzept

Verordnungstext zum Entwicklungskonzept

Maßnahmenliste zum Entwicklungskonzept

Erläuterungsbericht zum Landschaftskonzept

Plandarstellung zum Landschaftskonzept

Erläuterungsbericht zum Mobilitätskonzept

Plandarstellung zum Mobilitätskonzept

Siedlungsstruktur und -entwicklung

Einführung

Umlandbeziehungen und regionale Positionierung 

Bevölkerungsstruktur und -entwicklung

Naturräumliche Gegebenheiten

Soziale Infrastruktur und Zivilgesellschaft

Wirtschaft und Arbeit

Technische Infrastruktur

Bericht zur Evaluierung des Örtlichen Entwicklungs-

konzeptes 2004/2009

Bürgerbeteiligung - Auswertung der Online-Umfrage

Bürgerbeteiligung - Auswertung der Denkwerkstätten

Bürgerbeteiligung - Dokumentation der 

    Stadtentwicklungskonferenz

Bericht zur Enquete "optimale Stadtgröße"

Zukunftsbilder für Klosterneuburg - Auswirkungen 

von Planungsentscheidungen

Entwicklungskonzept - Scopingbericht zum STEK 



{STEK 2030+} ÖEKSeite 16

DER ZEITPLAN DES {STEK 2030+}5
Die Umsetzung des {STEK 2030+} 
Der Zeithorizont zur Umsetzung eines Entwicklungs-

konzeptes erstreckt sich auf rund 10 Jahre. Innerhalb 

dieses zeitlichen Rahmens setzt die Stadtgemeinde ak-

tiv Handlungen, um die gemeinsam definierten Ziele zu 

erreichen. 

Die Maßnahmen des Stadtentwicklungskonzeptes legen 

zum Teil Handlungsabsichten fest, welche nun im Zuge 

der Umsetzung des Konzeptes fachliche Präzisierungen 

und räumliche Detailplanungen benötigen. Das {STEK 

2030+} bildet hierfür eine strategische Orientierung für 

die Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger 

der Stadt.

Darüber hinaus richten sich auch zahlreichen Maßnah-

men "nach außen". Zur Umsetzung ist folglich Kommuni-

kation und Kooperation mit Institutionen, Unternehmen, 

Gemeinden und anderen Akteurinnen und Akteuren 

unabdinglich. Das Entwicklungskonzept soll auch hier-

für Orientierung und Klarheit schaffen, um die Grund-

haltung der Stadtgemeinde in Zusammenarbeit mit Ko-

operationspartnern zu vermitteln. 

Eine Vielzahl der Vorhaben richtet sich im Zuge von Be-

wusstseinsbildung und Informationsmöglichkeiten direkt 

an die Bewohnerinnen und Bewohner Klosterneuburgs. 

Für eine erfolgreiche Verwirklichung dieser Maßnahmen 

ist es wichtig, dass die Bevölkerung das entstehende 

Angebot annimmt und an der Entwicklung der Stadtge-

meinde weiterhin aktiv teilnimmt. 

Die Stadtplanung wird auch in Zukunft ein dynamischer 

Tätigkeitsbereich sein, der mit einem stetigen Wandel 

konfrontiert ist. Einige der Entwicklungen hängen von 

Faktoren ab, auf welche die Stadtgemeinde alleine kei-

nen direkten Einfluss hat. Die Wirtschaftssituation Ös-

terreichs, die Entwicklung des Klimas und ähnliches 

sind Aspekte, die unseren Alltag zwar unmittelbar be-

einflussen, allerdings niemals eindeutig vorhersehbar 

sind. Deshalb ist es wichtig, auch während der Rechts-

kraft des {STEK 2030+} Flexibilität zu bewahren, um 

auf potenzielle Änderungen der Rahmenbedingungen 

reagieren zu können.

Das Monitoring und die Evaluierung
Um den Fortschritt der Umsetzung des {STEK 2030+} 

zu überprüfen und die Wirkungen der gesetzten Maß-

nahmen zu überblicken, ist bereits nach fünf Jahren ein 

erstes Monitoring vorgesehen. Dadurch soll festgestellt 

werden, ob die gesetzten Handlungen die erhoffte Effi-

zienz aufweisen oder ob die Vorgangsweise möglicher-

weise adaptiert werden muss. Als Folge dieser Reflexion 

kann das Konzept gegebenenfalls angepasst, verfeinert 

oder um weitere Themenbereiche ergänzt werden, um 

auf neue Entwicklungspotentiale oder Herausforderun-

gen reagieren zu können. 

Nach etwa zehn Jahren, bevor aufgrund der fortge-

schrittenen Entwicklung möglicherweise ein neues ÖEK 

erstellt werden soll, wird eine umfassende Evaluierung 

des {STEK 2030+} erfolgen. Dadurch kann festgestellt 

werden, welche der definierten Maßnahmen tatsächlich 

umgesetzt wurden und ob die Handlungen auch die er-

wünschten Wirkungen erzielten. Mit Hilfe der bereits 

festgelegten Indikatoren kann die Zielerreichung über-

prüft und bewertet werden. Dadurch ist auch abzuschät-

zen, ob die Vision weitestgehend erfüllt wurde.

Ähnlich wie bei der bereits bearbeiteten Evaluierung des 

Örtlichen Entwicklungskonzeptes 2004/2009 wird der 

Prozess anschließend analysiert und reflektiert, um er-

folgreiche Handlungen auch weiterhin in der Stadtpla-

nung umzusetzen. 
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„SEI DU SELBST DIE VERÄNDERUNG, 
DIE DU DIR WÜNSCHST FÜR DIESE WELT“
MAHATMA GANDHI 
(*2. OKTOBER 1869, + 30. JANUAR 1948)
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HERAUSFORDERUNGEN IN 
GEGENWART UND ZUKUNFT

65 Jahre junge Vergangenheit im Zeitraffer
Im Juli 1946 wurde vom Nationalrat die Rückgliederung Klosterneu-

burgs und weiterer 80 Gemeinden nach Niederösterreich beschlos-

sen. Der Alliierte Rat verweigerte diesem Gesetz jedoch jahrelang seine 

Zustimmung, sodass die Rückgliederung erst mit 1. September 1954 

vollzogen werden konnte. Die gesamten Gebietsteile der vor dem 15. 

Oktober 1938 ehemals selbständigen Gemeinden Gugging, Kierling, 

Höflein, Kritzendorf, Weidling und Weidingbach wurden der wieder-

errichteten Stadtgemeinde Klosterneuburg eingegliedert. Damit wurde 

Klosterneuburg zur drittgrößten Stadt Niederösterreichs. 

Seit 1971 besteht mit der Stauferstadt Göppingen (Baden-Württem-

berg) eine Partnerschaft. Beide Städte haben sich nach 1945 der Hei-

matvertriebenen aus dem Sudetenland besonders angenommen. Die 

Stadt Göppingen übernahm die Patenschaft für den Schönhengstgau, 

während Klosterneuburg zunächst die Patenschaft für die Sudeten-

deutschen Landsmannschaften in Wien, Niederösterreich und Burgen-

lands und ab 2003 für ganz Österreich erlang.

Am 21. Oktober 1989 hat das Generalkapitel der Generalpräfekten 

Europas vom Internationalen Orden Pro Concordatia Populorum (PCO) 

bei seiner Sitzung in Schwyz einstimmig beschlossen, der Stadtge-

meinde Klosterneuburg, als erster Stadt Europas, den Titel Stadt der 

Völkerverständigung zu verleihen. 1990 wurde die Österreichische Ge-

sellschaft für Völkerverständigung in Klosterneuburg gegründet.

1998 übersiedelte die Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung von 

Wien in ein eigenes, neues Amtsgebäude nach Klosterneuburg. Mit 31. 

Dezember 2016 wurde der politische Bezirk Wien-Umgebung aufgelöst 

und die Stadtgemeinde Klosterneuburg mit 1. Jänner 2017 dem Bezirk 

Tulln zugeteilt.

Um die Verkehrssituation in der Stadt zu verbessern, begannen ab 

Herbst 2005 die Vorarbeiten zur 3,6 km langen Umfahrung Kloster-

neuburg, die parallel zur Franz-Josefs-Bahn verläuft und mittels Unter-

führung der Bahn eine bessere Zufahrt zum Gewerbegebiet Schüttau 

ermöglicht. Die Verkehrsfreigabe erfolgte 2008.

Seit Herbst 2006 plante das Land Niederösterreich als Grundeigentü-

mer und Bauherr gemeinsam mit I.S.T. Austria das Institute of Science 

and Technology in Maria Gugging. 2007 wurde der Masterplan für die 

nächsten 30 Jahre vorgestellt. 2009 wurde das Institut eröffnet, 2011 

der Forschungsbetrieb aufgenommen.

Durch die Schließung der Magdeburgkaserne (2012) wurde eine 245 

Jahre dauernde Pioniertradition in der Stadt beendet.

2014 wurde Klosterneuburg Sitz des Konrad-Lorenz-Institutes für Evo-

lutions- und Kognitionsforschung. Das Institut in der Martinstraße ist 

ein internationales Zentrum für Biologie (gQuellenverzeichnis Q1).
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KLOSTERNEUBURG AUF DEN PUNKT GEBRACHT1

Lage und Fläche:
im Norden des Wienerwaldes

Nördliche Breite:                     480, 18´ 15´´

Östliche Länge:      160, 19´

Politischer Bezirk:          Tulln, Niederösterreich

Ausdehnung:                76,24 km²

Seehöhe:
Stadtmitte:              192 Meter über Adria

Höchste Erhebung:        Exelberg, 515 Meter über Adria 

Tiefster Punkt:          Schüttau, 161 Meter über Adria

Einwohnerinnen und Einwohner:
EinwohnerInnen mit Hauptwohnsitz 2018:     27.274

EinwohnerInnen mit weiterem Wohnsitz:               6.665

Haushalte:                   rd. 13.600

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                   + 12 %

Kierling
Fläche:                      11,50 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:       4.010 

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                    +17 %

Klosterneuburg
Fläche:                      14,05 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:               18.820

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                    +14 %

Kritzendorf
Fläche:                      10,61 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:       3.797 

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                    +11 %

Weidling
Fläche:                      14,53 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:      4.023 

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                     +3 %

Maria Gugging
Fläche:                       4,50 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:       1.402

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                   +18 %

Weidlingbach
Fläche:                      17,12 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:         786 

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                     +8 %

Höflein an der Donau
Fläche:                       3,93 km²

EinwohnerInnen 

Haupt- und weiteren Wohnsitzen 2018:       1.103

Bevölkerungsentwicklung seit 2002:                  +0,8 %
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KLOSTERNEUBURG ALS TEIL DER WELT − AKTUELLE MEGATRENDS2
Als Megatrends werden Veränderungsprozesse bezeich-

net, die sich langfristig auf alle Bereiche von Gesellschaft 

und Umwelt auswirken. Obwohl diese Phänomene nicht 

flächendeckend zeitgleich im selben Ausmaß vorzufin-

den sind, besitzen sie einen globalen Charakter und zei-

gen Auswirkungen in allen möglichen Lebensbereichen 

– Wohnen, Politik, Ökonomie, Konsum, etc. (gQuellen-

verzeichnis Q2)

Zahlreiche Studien diverser Institutionen konnten bereits 

Megatrends sowie deren Auswirkungen auf die Gesell-

schaft und ihre Umwelt nachweisen (gQuellenverzeich-

nis Q24). Die folgenden sechs Megatrends sind auch für 

Klosterneuburg von teils großer Bedeutung und daher 

Grundlage für einen Blick in die Zukunft. 

Megatrend: Demografischer Wandel
Eine Studie der Österreichischen Raumordnungskonfe-

renz prognostiziert bis zum Jahr 2030 ein fortschreiten-

des Bevölkerungswachstum bei gleichzeitiger Alterung 

der Bewohnerinnen und Bewohner (gQuellenverzeich-

nis Q3). Der Anstieg der österreichischen Bevölkerung 

ist dabei beinahe ausschließlich auf Wanderungsgewinne 

zurückzuführen, während mit einem Zuwachs durch Ge-

burten bundesweit kaum mehr zu rechnen ist. 

Generell sind die Auswirkungen des Bevölkerungsanstie-

ges hauptsächlich in urbanen Regionen, vor allem dem 

Großraum Wien, zu erwarten, während in peripheren 

Gebieten die Abwanderung jüngerer Generationen und 

eine damit verbundene verstärkte Überalterung prognos-

tiziert werden. Der Anteil der Personen im Pensionsalter 

sowie der Hochbetagten wird bis zum Jahr 2030 rasant 

steigen, was zahlreiche gesundheits- und sozialpolitische 

Fragen aufwirft.

Megatrend: Klimawandel
Der fortschreitende Klimawandel und seine Auswirkun-

gen stellen mittlerweile für die Weltbevölkerung eine 

existentielle Bedrohung dar. Das Diskussionsthema der 

Notwendigkeit, diesem globalen Phänomen entgegen-

zuwirken, beschränkt sich mittlerweile keineswegs aus-

schließlich auf Fachkreise, sondern wird von der breiten 

Öffentlichkeit wahrgenommen.

Die Auswirkungen des Klimawandels lassen sich nicht 

nur in der Arktis am Eisrückgang oder im indischen 

Ozean anhand des Korallensterbens messen. Die Fol-

gen sind auch in Zentraleuropa bereits heute spürbar. 

Ab einer Erhitzung um zwei Grad Celsius befürchten Ex-

pertinnen und Experten drastische Folgen für unseren 

Planeten und seine Ökosysteme. Doch bereits mit einem 

Anstieg der Durchschnittstemperatur um 1,5 Grad wären 

die Folgen für unseren Planeten gravierend und irrever-

sibel (gQuellenverzeichnis Q2). 

Neben Klimaschutzaktivitäten ergibt sich für Gemeinden 

und Regionen die Notwendigkeit, Maßnahmen zu set-

zen, um auf das veränderte Klima zu reagieren. Denn mit 

dieser Erwärmung ist ein häufigeres Auftreten von Hit-

zeperioden verbunden, welches vor allem in städtischen 

Gebieten zu Hitzestress und der Entstehung von Wärme-

inseln führen kann. Die Häufung von Extremereignissen 

fördert parallel das Vorkommen von Naturkatastrophen 

wie Hochwasser.

Megatrend: Globale Wissensgesellschaft
Laut einer Prognose der Statistik Austria steigert sich der 

Anteil der Studierenden zwischen 18 und 25 Jahren bis 

zum Jahr 2032 von 24,3 % (Stichtag: 01.01.2019) auf 

etwa 27 % (gQuellenverzeichnis Q4). Diese Bildungs-

nachfrage steht gleichzeitig in Verbindung mit dem Weg-

zug der jungen Bevölkerung von ländlichen Räumen in 

die Städte, wo ihr Wohnsitz aufgrund des beruflichen 

Angebotes auch nach dem Abschluss des Bildungs-

weges meist bestehen bleibt. Die jungen Generationen 

sind meist flexibler bezüglich ihres Wohnortes und ihres 

Arbeitsverhältnisses, wodurch die Bindung an einen Le-

bensmittelpunkt, aber auch das Bedürfnis nach einem 

sicheren Job, nicht mehr so präsent ist wie noch vor ei-

nigen Jahren.

Megatrend: Technischer Fortschritt und 
Digitalisierung
Das Leben und Arbeiten mit Hilfe digitaler Mittel ist in-

zwischen eine Norm. Sie ermöglichen die globale Ver-

netzung und den Informationsaustausch, unabhängig 

von räumlichen Komponenten. Technologische Innova-

tionen beeinflussen zahlreiche Aspekte unseres Lebens 

wie Bildung, Gesundheit, Mobilität, Energie, Produktion, 

etc. Allerdings unterstützen sie die jeweiligen Vorgänge 

nicht nur, sondern lösen zum Teil auch das menschliche 

Handwerk und Jobs diverser Sparten ab. Handel bei-

spielsweise verlagert sich zunehmend auf Online-Shops, 

was den Leerstand von Geschäftslokalen, sowohl in Orts-

kernen als auch in Einkaufszentren in Ortsrandlagen zur 

Folge haben kann. 



{STEK 2030+} GrundlagenSeite 22

Megatrend: Gesellschaftliche Umbrüche
In der traditionellen Gesellschaft spielen die Institutionen 

Kirche, Staat und Familie eine maßgebende Rolle. Durch 

Wohlstand, Bildung und Mobilität kommt es zu einer 

zunehmenden Individualisierung, welche oftmals dazu 

führt, dass traditionellen Werten ein geringerer Stellen-

wert zugeschrieben wird. Dieser Trend lässt sich unter 

anderem an den Haushaltsstrukturen ablesen, die sich 

immer weiter differenzieren. Zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts prägte die Großfamilie die Gesellschaft – 70 % 

aller Menschen lebten in dieser Haushaltsform. In den 

1960er Jahren bildete die klassische Kleinfamilie eine 

gesellschaftliche Norm, in der die Mehrheit der Bevölke-

rung lebte (gQuellenverzeichnis Q2).

In Zukunft wird es immer schwieriger, einen „Normhaus-

halt“ und eine „Normbiographie“ zu definieren. Patch-

work-Familien, Multigenerations- und Living-Apart-Fami-

lien sowie eine wachsende Anzahl von Alleinerziehenden 

ergänzen das traditionelle Familienmodell. Gleichzeitig 

stehen Familie und Kinder bei vielen Personen nicht 

mehr an erster Stelle. Singlewohnungen führen zu sin-

kenden Haushaltsgrößen. Diese Entwicklung wirkt sich 

in Folge stark auf die Nachfrage am Wohnungsmarkt 

aus. Die Tendenz geht mehr in Richtung kleineren, fle-

xiblen und weniger kostenintensiven Wohnungen als zu 

Einfamilienhäusern.

Megatrend: Urbanisierung
Im Jahr 2008 lebten erstmals mehr Menschen in urba-

nen Räumen als in ländlichen. Die Urbanisierung schrei-

tet seitdem immer weiter voran: Für das Jahr 2050 rech-

nen die Vereinten Nationen damit, dass knapp 70 % der 

Weltbevölkerung in Städten leben werden (gQuellenver-

zeichnis Q5). Attraktive Arbeitsplätze, effiziente Mobili-

tätsstrukturen, vielfältige Freizeit-, Kultur- und Bildungs-

angebote locken gut ausgebildete junge Menschen, 

Familien und auch ältere Generationen in urbane Räu-

me. Die Kompaktheit der alltäglichen Lebensbereiche 

ermöglicht kurze Wege zwischen Arbeit, Wohnen, Nah-

erholung, etc. Für viele ist das gleichzusetzen mit einem 

sehr hohen Maß an Lebensqualität.

Tatsächlich stellt Urbanisierung die Städte und Gemein-

den vor immense Herausforderungen. Handlungsbedarf 

besteht im Wohnungsbau, bei Infrastruktur, Mobilität, 

Energieversorgung, Jobs, Gesundheitsfürsorge und Bil-

dungswesen. Vor allem die Verkehrsinfrastruktur gerät 

an ihre Kapazitätsgrenzen. Durch den Siedlungsdruck 

im Zentrum ist außerdem oftmals eine Erweiterung der 

Stadt über die bestehenden Siedlungsgrenzen hinaus 

notwendig, was zu einer Zunahme des Bodenverbrau-

ches und weiterer Ressourcen führt. 

• Der Megatrend der Urbanisierung wird die lau-
fende Nachjustierung der Entwicklungsziele 
und -maßnahmen bedingen, da sich die Stadt 
diesen nicht entziehen kann. 

• Der demografische Wandel und die gesell-
schaftlichen Umbrüche werden im Hinblick auf 
Inklusion und Erhaltung der Vitalität der Stadt 
eine besondere Aufgabe sein. 

• Die Trends zur Wissensgesellschaft und zur Di-
gitalisierung bieten für einen hoch spezialisier-
ten Standort viele Entwicklungschancen, nicht 
zuletzt die Möglichkeit, die zuvor genannten 
Megatrends erfolgreich zu bewältigen.

• Der Klimawandel wird stetig neue Handlungs-
felder mit sich bringen, auf welche in Zukunft 
reagiert werden muss. Entsprechende Ziele 
und Maßnahmen benötigen laufende Adaptie-
rungen gemäß aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnissen. 

Schlussfolgerung Megatrends
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• Eine besondere Aufgabe wird die Sicherung der 
Standortqualitäten Klosterneuburgs trotz des 
Siedlungsdrucks aus der Region sein. 

• Weitere Verbesserung der Vernetzung in der 
Region kann sicherstellen, noch besser von den 
Vorteilen der Stadtregion zu profitieren. 

• Das Bewusstsein über die Megatrends soll hel-
fen, vor allem die Entwicklungschancen zu nut-
zen. 

• Der Wirtschaftsstandort kann in der Region vor 
allem durch Spezialisierung und das Nutzen 
von Nischen erfolgreich sein.

Schlussfolgerung Stadtregion

Die Entwicklungsmöglichkeiten einer Gemeinde werden 

wesentlich von der Struktur ihrer Region und der über 

Jahrhunderte gewachsenen Bedeutung in dieser Region 

bestimmt. So sind die Handlungsoptionen eines Dorfes 

im ländlichen Raum andere, als jene eines regionalen 

Zentrums oder eben einer Kleinstadt als Teil eines dy-

namischen Ballungsraums einer Großstadt, wie es bei 

Klosterneuburg der Fall ist.

Die vielfältigen Verflechtungen bestimmen darüber, wie 

stark die Stadtgemeinde ihre eigene Entwicklung in der 

Hand hat und die Dynamik der Region beeinflussen 

kann. Umgekehrt müssen die Rahmenbedingungen, die 

durch die Lage in der Stadtregion Wien gegeben sind, in 

die Planungsüberlegungen einfließen, um die Stadt gut 

in der Region zu positionieren.

Durch die Lage, eingebettet zwischen Donau und Wie-

nerwald, räumlich vom Wiener Stadtgebiet getrennt, 

bringt Klosterneuburg eine einmalig hohe Wohnqualität 

in die Region ein und steht daher für viele auf ihrer Suche 

nach einem Wohnstandort an erster Stelle, sofern dies 

aufgrund der hohen Immobilienpreise leistbar ist.

Klosterneuburg profitiert aber auch stark von der Nähe 

zu Wien und anderen Wiener Umlandgemeinden, da hier 

viele Arbeitsplätze, hochwertige Bildungseinrichtungen 

sowie ein reichhaltiges Kultur- und Freizeitangebot in ver-

hältnismäßig kurzer Distanz zur Verfügung stehen.

Parallel dazu muss die Stadt mit Auswirkungen der Lage 

umgehen, die meist weniger geschätzt werden - der 

Siedlungsdruck führt zu weiter steigenden Immobilien-

preisen, die Zunahme der Bevölkerung in der Region 

zu einem höheren Verkehrsaufkommen und das starke 

Angebot der Stadt Wien erschwert vor allem dem Wirt-

schaftsstandort Klosterneuburg die Positionierung. Die 

Ansiedlung hoch spezialisierter Einrichtungen und Unter-

nehmen war dabei in den vergangenen Jahren eine wirk-

same Strategie, auf die weiter aufgebaut werden kann.

In den Prognosen für die kommenden 10-20 Jahre wird 

die Stadtregion Wien weiter dynamisch und wachsend 

gesehen, sodass sich die Entwicklungen der vergange-

nen 10-20 Jahre voraussichtlich weiter verstärken wer-

den. Zu beachten sind bei dieser Einschätzung vor al-

lem die Megatrends (gKlosterneuburg als Teil der Welt 

– aktuelle Megatrends) und ihr übergeordneter Einfluss. 

Daraus ergeben sich Chancen (zum Beispiel bei Digita-

lisierung und Mobilität), aber auch Herausforderungen 

(zum Beispiel weiter fortschreitende Urbanisierung), die 

es zu beachten gilt.
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Die Stadtgemeinde Klosterneuburg ist mit 33.941 Ein-

wohnerinnen und Einwohnern (Stand 01.02.2018) die 

drittgrößte Stadt in Niederösterreich. 27.276 Personen 

haben in der Stadt ihren Hauptwohnsitz angemeldet, 

weitere 6.665 Personen einen sogenannten weiteren 

Wohnsitz, die häufig als Zweitwohnsitze bezeichnet wer-

den. Dieser hohe Anteil ist eine Besonderheit der Wie-

ner Umlandgemeinden und lässt sich zum einen mit der 

hohen Qualität als Freizeitwohnsitz, zum anderen aber 

auch mit Hauptwohnsitzmeldungen in Wien aufgrund 

der Parkraumbewirtschaftung (Stichwort „Parkpickerl“) 

begründen.

Die Bevölkerungszahl hat sich seit den 1960er Jahren kon-

stant vergrößert. Konkret bestand in den vergangenen 15 

Jahren ein durchschnittliches Wachstum der Bevölkerung 

von rund 170 Personen im Jahr, das sind + 0,7 %. Das Be-

völkerungswachstum ist dabei ausschließlich auf Zuwan-

derung zurückzuführen. Im Vergleich dazu ist in diesem 

Zeitraum eine Zunahme an Wohnungen von +1,4% pro 

Jahr zu verzeichnen. 

Im Vergleich mit dem Großraum Wien und den umlie-

genden Bezirken bzw. Gemeinden fällt dieses Wachstum 

jedoch deutlich geringer aus, denn die Bevölkerung im 

Großraum Wien wächst derzeit jährlich um etwa 1,2 %, 

in einigen Gemeinden um bis zu 2 % pro Jahr. Nur in den 

Städten Baden und Mödling ist das Wachstum geringer 

als in Klosterneuburg, weil hier kein Bauland verfügbar 

ist und kaum mehr Möglichkeiten zur Nachverdichtung 

bestehen. Als Grund für das gebremste Wachstum kön-

nen vor allem die gesetzen einschränkenden Maßnah-

men im Bereich der Ordnungsplanung der vergangenen 

30 Jahre gesehen werden (gStruktur und Entwicklung 

des Siedlungsraumes).

Besondere Beachtung verdient bei der Bevölkerungs-

struktur die Altersverteilung. Die Überalterung der euro-

päischen Bevölkerung wurde ja bereits als Megatrend 

unserer Zeit (gKlosterneuburg als Teil der Welt – aktuelle 

Megatrends) beschrieben. 

In Klosterneuburg zeigt sich darüber hinaus, dass zwei 

Bevölkerungsgruppen im Vergleich mit dem Durchschnitt 

STRUKTUR UND ENTWICKLUNG DER BEVÖLKERUNG4
in Österreich und jenem in Wien signifikant größer sind, 

nämlich die Geburtsjahrgänge von 1938 bis 1948 und 

jene von 1963 bis 1978, die in den kommenden 10-15 

Jahren in Pension gehen werden (gQuellenverzeichnis 

Q6). 

Ebenfalls signifikant ist ein „Loch“ bei den unter 30-Jäh-

rigen, was auf hohe Wohnungskosten zurückzuführen 

sein dürfte, welche junge Menschen bei der Haushalts-

gründung entweder nach Wien oder zum Beispiel in 

Richtung Tulln drängen.

Bevölkerungsprognosen, die von der Österreichischen 

Raumordnungskonferenz  erarbeitet werden, liegen 

auf regionaler Ebene vor und gehen von einem weiteren 

starken Wachstum des Großraums Wien aus. Für den 

nord-westlichen Bogen um Wien (Klosterneuburg bis 

Purkersdorf) wird bis zum Jahr 2030 ein durchschnitt-

liches jährliches Wachstum von über 1 % angenommen. 

In anderen Bezirken um Wien erreichen die jährlichen 

Zuwächse bis zu 2 % pro Jahr.

die Österreichische 
Raumordnungskonferenz ÖROK

Die ÖROK, 1971 gegründet, ist eine von Bund, 
Ländern und Gemeinden getragene Einrichtung 
zur Koordination von Raumordnung und Raument-
wicklung auf gesamtstaatlicher Ebene. Das politi-
sche Beschlussorgan umfasst unter dem Vorsitz der 
vom Bundeskanzler mit seiner Vertretung betrauten 
Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus 
alle Bundesminister/-innen und Landeshauptleute, 
die Präsidenten des Österreichischen Städtebundes 
und des Österreichischen Gemeindebundes sowie 
mit beratender Stimme auch jene der Wirtschafts- 
und Sozialpartner. 

Eine der zentralen Aufgaben des ÖROK ist die Erstel-
lung des Österreichischen Raumentwicklungskon-
zeptes. Das aktuelle Österreichische Raumentwick-
lungskonzept („ÖREK 2011“) ist 2011 erschienen 
und hat einen Planungshorizont von etwa 10 Jahren. 
Unter dem Leitthema „Raum für alle“ beinhaltet es 
die Strategie für die gesamtstaatliche Raumentwick-
lung (gQuellenverzeichnis Q23).

• Klosterneuburg liegt in einer Stadtregion, deren 
Bevölkerung auch in Zukunft weiterhin stark zu-
nehmen wird. 

• Eine wesentliche Rolle bei der Wahl des Wohn-
standortes spielen vor allem für junge Men-
schen die hohen Wohnungskosten.

• Die Stadt liegt unter den durchschnittlichen 
Wachstumsraten der Region, trotzdem wird die 

Zunahme der Bevölkerung vor allem aufgrund 
der Folgewirkungen wie zum Beispiel Verkehrs-
entwicklung (gMobilität in Klosterneuburg) 
kritisch gesehen. Zu beachten gilt dabei, dass 
die Zusammensetzung der Bevölkerung bereits 
jetzt eine auffällige Überalterung zeigt, die sich 
nach jetzigen Prognosen weiter fortsetzen wird. 
Aufgrund der negativen Geburtenbilanz wird 
eine „Verjüngung“ der Bevölkerung allerdings 
nur über Zuwanderung stattfinden können.

Schlussfolgerung Bevölkerung
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STRUKTUR UND ENTWICKLUNG DES SIEDLUNGSRAUMES5
Die ältesten Siedlungsteile der Stadt werden durch die 

Obere Stadt um das Stift, die Untere Stadt um den Stadt-

platz und das Martinsviertel gebildet. Jedoch auch die 

Siedlungen der übrigen Katastralgemeinden haben eine 

lange Geschichte, die bis in das 11. Jahrhundert zurück-

reicht. Die Bedeutung der Stadt Klosterneuburg, die im 

Bereich der Oberen Stadt vermutlich bereits im 5. Jahr-

hundert mit einem römischen Kastell besiedelt war, be-

gann ebenfalls im 11. bzw. 12. Jahrhundert, als Markgraf 

Leopold III. hier seine Residenz aufbaute. Die Ortschaf-

ten Kierling, Weidling, Kritzendorf und Maria Gugging 

waren als landwirtschaftlich geprägte Dörfer vom Wein-

bau dominiert, für Höflein waren dagegen die Steinbrü-

che zum Abbau des Greifensteiner Sandsteins von Be-

deutung. Die Orte Weidlingbach und Scheiblingstein sind 

dagegen erst im 17. Jahrhundert als Holzfällersiedlungen 

entstanden.

Die prägendsten Entwicklungsschübe machte die Stadt 

in drei Perioden der vergangenen 150 Jahre: Im Jahr 

1870 wurde die Stadt mit der Franz-Josefs-Bahn an das 

Schienennetz angeschlossen, was dazu führte, dass 

vor allem wohlhabende Wiener Familien ihren Wohnsitz 

im Sommer nach Klosterneuburg und die anderen Ka-

tastralgemeinden entlang der Bahn verlegten. Das aus 

dieser Zeit sichtbare Ergebnis sind die Villen und Cot-

tage-Viertel. Der nächste Entwicklungsschritt erfolgte mit 

der Fertigstellung der Donauregulierung im Jahr 1911, 

mit der wesentliche Teile des Stadtgebietes weitgehend 

vor Hochwasser geschützt wurden. In dieser Zeit ent-

standen auch die ersten Kleingartensiedlun-

gen und Badehütten entlang der Donau. 

Die veränderte Mobilität der Menschen 

führte dann ab den 1960er Jahren zu 

einem Bauboom, der nun schrittweise 

auch die von der Bahnlinie weiter entfern-

ten Siedlungsgebiete, insbesondere die 

Hanglagen und nun auch die Orte Kier-

ling, Maria Gugging, Weidlingbach und 

Scheiblingstein erfasste.

Der Bauboom des 20. Jahrhunderts 

ist bis heute unverändert. So hat die 

Anzahl der Gebäude seit dem Jahr 

1971 um mehr als 50 % von rund 

10.500 auf rund 17.000 zuge-

nommen, wobei es sich bei 

etwa ¾ der Gebäude um 

Einfamilienhäuser handelt 

(gQuellenverzeichnis Q7). 

Aus dieser Geschichte der Siedlungsentwicklung lässt 

sich auch die heutige Struktur der Stadt ableiten. His-

torisch bedeutender und damit schützenswerter Bau-

bestand befindet sich im Wesentlichen im Stadtzentrum 

Klosterneuburgs, also der Oberen Stadt, der Unteren 

Stadt und dem Martinsviertel, dem Ortszentrum Weid-

ling sowie den Villenvierteln. 

In den vor dem ersten Weltkrieg entstandenen Sied-

lungsgebieten finden sich darüber hinaus viele historisch 

bedeutende Einzelgebäude und kleinere Ensembles, bei 

denen es sich vorwiegend um Lesehöfe, Villen und Bür-

gerhäuser handelt. In der Zwischenkriegszeit entstanden 

dann auch bauhistorisch interessante Ansätze für kleine 

Arbeiterwohnhäuser, wie sie zum Beispiel in der Mühlen-

gasse in Klosterneuburg zu sehen sind. Alle diese Ge-

biete wurden in den Jahren 2013 und 2014 umfassend 

erhoben, kategorisiert und über die Verordnung des Be-

bauungsplanes in Schutzzonen und erhaltungswürdige 

Altortgebiete unter baurechtlichen Schutz gestellt. 149 

dieser Objekte wurden aufgrund der wertvollen Bausubs-

tanz auch unter Denkmalschutz gestellt.

Höflein an der Donau
Kierling

Kierlingtal
Kritzendorf

Untere Stadt/Martinsviertel

Maria Gugging
Obere Stadt

Sachsenviertel
Schüttau

Weidling
Weidlingbach

Ölberg/Freiberg
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• Klosterneuburg und die Katastralgemeinden 
stützen sich auf eine lange Bautradition und 
viele historisch wertvolle Gebäude und Ensem-
bles sind im Stadtgebiet noch immer vorhan-
den.

• Der Bevölkerungsdruck aus der Stadtregion 
Wien führt dazu, dass die Baulandreserven 
schrittweise aufgebraucht und auch inner-
städtische Flächen nachverdichtet werden, da 
aufgrund bestehender Siedlungsgrenzen kein 
Wachstum nach außen möglich ist. 

• Die rechtlichen Bestimmungen in Flächenwid-

mungs- und Bebauungsplan wurden zwar lau-
fend nachgeschärft, waren aber vor allem auf 
die dynamische Entwicklung auf dem Immobi-
lienmarkt seit den 2000er Jahren nicht ausrei-
chend abgestimmt. Das hat dazu geführt, dass 
in einzelnen Siedlungsgebieten Bauvorhaben 
umgesetzt wurden, die sich nicht im gewünsch-
ten Ausmaß in die Stadtstruktur eingefügt ha-
ben. 

• Aufgabe des {STEK 2030+} sollte es daher sein, 
weitere Ziele und Maßnahmen zu entwickeln, 
mit denen die Siedlungsentwicklung noch ge-
zielter gesteuert werden kann.

Schlussfolgerung Siedlungsstruktur

Der Geschoßwohnungsbau begann in Klosterneuburg in 

der Gründerzeit in der Unteren Stadt, hatte aber über 

viele Jahre keine große Bedeutung. Ab den 1960er 

Jahren nahm die Bautätigkeit in den zentralen Berei-

chen der Stadt langsam zu und verstärkte sich zuneh-

mend mit den steigenden Grundstückspreisen über die 

1980er und 1990er Jahre. Für diese Nachverdichtung 

wurden hauptsächlich die Siedlungsachsen entlang 

der B14 zwischen Klosterneuburg und Kierling, aber in 

untergeordnetem Ausmaß auch in Richtung Weidling 

und Kritzendorf genutzt. Wahrscheinlich bedingt durch 

die Finanzkrise Ende der 2000er Jahre wurden dann in 

einer dynamischen Entwicklungsphase weitere Geschoß-

wohnungsbauten im Stadtzentrum und entlang der Sied-

lungsachsen errichtet.

Prägend für das Stadtbild Klosterneuburgs sind aufgrund 

ihrer Ausdehnung aber auch die in Hanglagen entstan-

denen Siedlungsgebiete, die vorwiegend eine Bebauung 

mit Einfamilienhäusern und modernen Villen aufweisen.

In der Schüttau entstand schließlich durch die Donau-

regulierung ein weitgehend hochwassersicherer Bereich, 

in dem sich damals neben der bestehenden Kaserne Ge-

werbe- und Handelsbetriebe ansiedelten.

Wesentlich für die Gesamtentwicklung der Stadt war die 

Verordnung der NÖ Landesregierung über ein Raumord-

nungsprogramm Wiener Umland im Jahr 1990. Seither 

hat der Siedlungsraum der Stadt - präziser das gewid-

mete Bauland und die Verkehrsflächen - an Fläche nicht 

mehr zugenommen. Vielmehr fanden, aufgrund der fest-

gelegten Siedlungsgrenzen, lediglich Abrundungen des 

Siedlungsgebietes statt.

 

Seit dieser Zeit hat die Bautätigkeit in der Stadt aus-

schließlich im bestehenden Bauland oder auf Flächen 

stattgefunden, wo ein flächengleicher Tausch zwischen 

Bauland und Grünland durchgeführt wurde. Die Bebau-

ung im Bauland erfolgt also auf unbebauten Flächen 

(Baulandreserven) oder durch das neuerliche Bebauen 

(z.B. Nachverdichtung) bereits genutzter Baulandflä-

chen. Die Baulandreserven der Stadtgemeinde betragen 

derzeit 16,9 %. Bei gleichbleibender Bevölkerungsent-

wicklung ist diese Reserve noch für mehrere Jahrzehnte 

ausreichend.

Für Klosterneuburg wird betreffend der Entwicklung der 

Bevölkerung eine weitere moderate Zunahme prognosti-

ziert (gStruktur und Entwicklung der Bevölkerung). Seit 

vielen Jahren werden in der Stadtplanung bereits Maß-

nahmen gesetzt, um diese Entwicklung so zu steuern, 

dass sie mit den bestehenden Strukturen vereinbar ist. 

So erfolgte in den 1980er Jahren die Rückwidmung von 

Baulandflächen in Grünland, in den 1990er Jahren die 

Festlegung von Freiflächen und Baufluchtlinien, in den 

2000er Jahren die Reduzierung der Anzahl der zulässi-

gen Wohnungen je Bauplatz in dezentralen Wohngebie-

ten sowie der Bebauungsdichte und 2015 die Überarbei-

tung von Schutzzonen und Altortgebieten. 
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WIRTSCHAFTS- UND FORSCHUNGSSTANDORT KLOSTERNEUBURG6
Der Wirtschaftsstandort Klosterneuburg wird sehr stark 

von der Lage in der Stadtregion Wien beeinflusst. Zum 

einen finden Betriebe, die für Ihre Tätigkeit große Flächen 

oder einen unmittelbaren Anschluss an das hochrangige 

Verkehrsnetz benötigen, aufgrund der räumlichen Rah-

menbedingungen der Stadt nur schwer geeignete Be-

triebsstandorte. Zum anderen ist Wien im Wettbewerb 

um qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein 

mächtiger Mitbewerber. Das zeigt sich in der Anzahl der 

Arbeitsplätze im Verhältnis zu den Einwohnerinnen und 

Einwohnern, der im Österreichschnitt 47/100, in Kloster-

neuburg im Vergleichsjahr 2015 aber nur 36 Arbeitsplät-

ze pro 100 Einwohnerinnen und Einwohner beträgt.

Trotzdem konnte sich Klosterneuburg in den vergan-

genen Jahren als eigenständiger Standort behaupten 

und teils hochqualifizierte Arbeitsplätze anbieten. Der 

Schwerpunkt liegt hierbei im Bereich der persönlichen, 

sozialen und öffentlichen Dienste und im Handel. Durch 

einen starken Rückgang der Herstellung von Waren und 

einer Verdoppelung der freiberuflichen, technischen und 

wirtschaftlichen Dienstleistungen in den Jahren 2001-

2011 ist die Stadtgemeinde einem maßgeblichen ökono-

mischen Wandel unterworfen.

Der Einfluss der Stadt Wien auf den Wirtschaftsstand-

ort Klosterneuburg zeigt sich auch in den Pendlerver-

flechtungen, denn sowohl Ein- (4.927 Personen im Jahr 

2011) wie auch Auspendler (7.595 Personen im Jahr 

2011) haben mit großer Mehrheit die Bundeshauptstadt 

als Bezugsort.

Die Versorgung mit den Gütern und Dienstleistungen 

des täglichen Bedarfs konzentrieren sich stark auf die 

Katastralgemeinde Klosterneuburg und hier besonders 

auf den Stadtplatz, den Rathausplatz und die Weidlinger 

Straße sowie deren jeweilige Umgebung. Die Ortszent-

ren von Kierling, Kritzendorf und Maria Gugging können 

zudem Bereiche der lokalen Grundversorgung abdecken 

(gQuellenverzeichnis Q8).

Zu einer herausragenden Einrichtung hat sich das Insti-

tute of Science and Technology Austria (IST Austria) ent-

wickelt, das im Jahr 2009 auf dem Areal des Donauklini-

kums in Maria Gugging den Betrieb aufgenommen hat. 

Das Institut legt seinen Schwerpunkt auf weltweite Spit-

zenleistungen im Bereich der Grundlagenforschung und 

soll bis zum Jahr 2026 etwa 1.000 Forschenden Platz 

bieten. Ergänzend dazu wird in unmittelbarer Näher der-

zeit der IST Austria Technology Park errichtet, in dem 

Technologieunternehmen die Ergebnisse der Grundla-

genforschung des IST Austria zur Marktreife weiterent-

wickeln sollen.

Eine weitere hochrangige Forschungseinrichtung, welche 

ihren Standort Klosterneuburg hat, ist das Konrad-Lo-

renz-Institut für Evolutions- und Kognitionsforschung. 

Dieses beschäftigt sich mit Fragen der Theoretischen 

Biologie und ihrer wissenschaftlichen und kulturellen 

Bedeutung. 

Des Weiteren hat sich die Österreichische Akademie 

für Arbeitsmedizin und Prävention (AAMP) ein Stand-

bein in Klosterneuburg aufgebaut. Dieser gemeinnützige 

Verein ist die älteste und bedeutendste österreichische 

Institution für Aus- und Weiterbildung von Arbeitsmedizi-

nerinnen und Arbeitsmedizinern, arbeitsmedizinischem 

Fachpersonal und anderen an der Arbeitsmedizin und 

arbeitsbezogenen Prävention interessierten Personen.

Als Perspektive für die nahe Zukunft wird derzeit die 

Übersiedlung des Umweltbundesamtes in die Nähe des 

Bahnhofs Klosterneuburg-Weidling vorbereitet. Damit 

wird neben beispielsweise der LVA GmbH als führende 

Prüfanstalt für Lebensmittel oder der Höheren Bundes-

lehranstalt und Bundesamt für Wein- und Obstbau, ein 

weiteres Forschungsunternehmen in der Stadtgemeinde 

angesiedelt. 

• Die Lage in der Stadtregion Wien bestimmt 
wesentlich die Entwicklungsoptionen des Wirt-
schaftsstandortes mit. Klosterneuburg kann da-
bei weniger mit großen Flächenreserven, als mit 
der hohen Lebensqualität oder der guten Er-
reichbarkeit aus Wien bei qualifizierten Arbeits-
kräften punkten. 

• Die bisherige Positionierung als Standort für 
Unternehmen in Forschung und Entwicklung 
bietet eine gute Basis für eine zukünftige Wei-
terentwicklung. Die effiziente Nutzung der 
wenigen Betriebsflächen im Gewerbegebiet 
Schüttau könnte dabei einen Entwicklungsvor-
teil bringen.

Schlussfolgerung Wirtschaft und Forschung
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Der Landschaftsraum Klosterneuburgs bietet auserge-

wöhnliche Vielfalt an Natur- und Kulturlandschaft, was 

der Lage am nordöstlichen Abhang des Wienerwaldes 

geschuldet ist. Das Siedlungsgebiet wird entlang der Tä-

ler von landwirtschaftlich genutzten Flächen gesäumt, 

die durch kleinstrukturierte Weinanbauflächen mit einge-

streuten Brachen, geprägt sind. In Richtung Kierling und 

Weidlingbach wird der Weinbau von Grünlandwirtschaft 

abgelöst. Am westlichen Ende des Kierlingtales bestehen 

einige Flächen mit Ackernutzung.

Große Teile des Stadtgebietes, nämlich rund 60 % sind  

hingegen mit Wald bedeckt. Der Wienerwald besteht 

überwiegend aus Laubwald, hier vorwiegend Buche und 

Hainbuche. Charakteristisch sind die unbewaldeten Wie-

senflächen, die das Waldgebiet gliedern. Einen wichtigen 

Waldbestand bildet auch die Klosterneuburger Au, die 

unmittelbar östlich an das Siedlungsgebiet anschließt.

Die Vielfalt dieses Landschaftsraumes stellt einen hohen 

naturschutzfachlichen Wert dar. Die hügeligen Lagen 

lassen sich nur schwer mit großen Schlägen bewirtschaf-

ten, sodass eine kleinteilige Landwirtschaft erhalten ist. 

Durchmischt mit Brachen und vielen Landschaftsele-

menten (Hecken, Baumreihen, Streuobstwiesen) bilden 

sich unterschiedlichste Lebensräume auf engstem Raum 

mit einer hohen Artenvielfalt.

Die schwierigen Bewirtschaftungsverhältnisse führen 

aber auch dazu, dass unrentable Flächen brach liegen 

und infolgedessen verwalden (natürliche Sukzession). 

Dies birgt nicht nur die Gefahr einer Verringerung der 

Artenvielfalt, sondern auch einer Veränderung des Land-

schaftsbildes und ein Heranrücken des Waldes an die 

Siedlungen. Mit diesem Thema hat sich die Stadt bereits 

im Örtlichen Entwicklungskonzept 2004 auseinanderge-

setzt. 

NATUR- UND KULTURLANDSCHAFT ALS HERAUSRAGENDE STANDORTQUALITÄT7
Die Evaluierung hat aber gezeigt, dass mittlerweile trotz-

dem insgesamt 20,6 ha der sogenannten Offenlandflä-

chen mit Wald bedeckt sind und somit seit dem Jahr 

2004 ein Zuwachs von 2,2 % zu verzeichnen ist.

Als große Gefahr für den Landschaftsraum wird die 

Ausbreitung des Siedlungsgebietes gesehen. Hier bie-

ten aber vor allem die Siedlungsgrenzen des regionalen 

Raumordnungsprogrammes (gStruktur und Entwick-

lung des Siedlungsraumes) bereits seit dem Jahr 1990 

wirksamen Schutz. Aus historischen Gründen spielen in 

Klosterneuburg aber auch Bauführungen im Grünland 

eine große Rolle. Manche Gebäude haben Bedeutung 

für die Landwirtschaft, andere stammen aus der Zeit der 

beiden Weltkriege und der Zwischenkriegszeit, wo sie als 

Basis für die Selbstversorgung der Bevölkerung gedient 

haben. Problematisch kann dieser Bestand werden, 

wenn er in großem Ausmaß für zeitgemäße Wohnzwecke 

umgenutzt wird.

Der hohe Wert des Wienerwaldes und der Klosterneubur-

ger Au zeigt sich auch in der großen Anzahl von Schutz-

gebieten , die für diese Bereiche festgelegt sind. So 

wurde der gesamte Wienerwald, der als UNESCO-Bio-

sphärenpark betrieben wird, als Landschaftsschutzge-

biet und weite Teile der Klosterneuburger Au als Euro-

paschutzgebiet von der NÖ Landesregierung verordnet.

Wichtig ist dabei, dass diese Festlegungen eine Nutzung 

oder Bebauung nicht grundsätzlich ausschließen, son-

dern im Rahmen von Genehmigungsverfahren besonde-

re Regeln und Kriterien gelten, mit denen die Besonder-

heiten der Gebiete geschützt werden sollen.
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Natura 2000-Gebiete:
Fauna-Flora-Habitat-Gebiet Wienerwald-Thermenregion 
(§ 19 der Verordnung über Europaschutzgebiete LGBl. 
Nr. 48/2016)

Vogelschutzgebiet Wienerwald-Thermenregion
(§ 9 der Verordnung über Europaschutzgebiete LGBl. Nr. 
48/2016)

Fauna-Flora-Habitat-Gebiet Tullnerfelder Donau-Auen 
(§ 2 der Verordnung über Europaschutzgebiete LGBl. 
5500/6-6)

Vogelschutzgebiet Tullnerfelder Donau-Auen
(§ 33 der Verordnung über Europaschutzgebiete LGBl. 
5500/6-6)

Landschaftsschutzgebiet:
Wienerwald
(§ 2 Zf 18 der Verordnung über die Landschaftsschutz-
gebiete LGBI. 5500/35-10)

Naturpark:
Eichenhain
(§ 2 Zf 12 der Verordnung über die Naturparks LGBI. 
5500/50-12)

Schutzgebiete in Klosterneuburg

Naturschutzgebiet:
Mauerbach-Dombachgraben
(§ 2 Zf 56 der Verordnung über die Naturschutzgebiete 
LGB. 5500-11) Biosphärenpark, Pflegezonen:

NÖ Biosphärenpark Wienerwald
(NÖ Biosphärenpark Wienerwald Gesetz LGBI. 5760-0)

Fläche Biosphärenpark - deckungsgleich mit dem Landschaftsschutz-
gebiet Wienerwald; Fläche Kernzone - deckungsgleich mit dem Natur-
schutzgebiet Mauberbach-Dombachgraben

• Das Landschaftsbild ist identitätsstiftend für die 
gesamte Stadt. Die Entwicklung der Kulturland-
schaft bedarf daher neuer Impulse, die stärker 
auf die Rahmenbedingungen der Bewirtschaf-
tung eingehen.

• Der Baubestand im Grünland ist in Klosterneu-
burg weitgehend historisch zu begründen, die 
weitere Entwicklung soll jedoch zusammen mit 

der Nutzung der umgebenden Flächen ohne 
Beeinträchtigung der Natur- und Kulturland-
schaft erfolgen. 

• Durch die Hügellandschaft des Wienerwaldes 
zieht sich das Grünland bis weit in die Sied-
lungsgebiete hinein, was sich positiv auf das 
Stadtklima und die Nähe der Erholungsgebiete 
auswirkt.

Schlussfolgerung Natur- und Kulturlandschaft
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Klosterneuburg konnte sich schon früh als Ort zum „chil-

len“ positionieren. In der damaligen Zeit waren es die 

Sommerfrischler aus Wien, die die Stadt seit der Eröff-

nung der Franz-Josefs-Bahn als Ausgleich zum lauten 

Leben in der Großstadt Wien entdeckt haben. Mit der 

Donauregulierung entstanden in den 1880er Jahren 

die Strombäder an der Donau, von denen das Strom-

bad Kritzendorf im Jahr 1903 als eines der ersten seiner 

Art eröffnet wurde. 1913 übernahm die Stadtgemeinde 

das sogenannte Englbad und baute es umfangreich zum 

Strandbad Klosterneuburg aus.

Ein wesentlicher Anziehungspunkt für Erholungssuchen-

de, aber auch zur Selbstversorgung mit Obst und Gemü-

se waren und sind die zahlreichen Kleingartenanlagen, 

die vor allem während und nach dem ersten Weltkrieg 

erheblich an Bedeutung gewonnen haben. Für viele 

Menschen sind sie vor allem in den warmen Monaten 

des Jahres Lebensmittelpunkt. Für die Stadtentwicklung 

bergen die Kleingärten aber auch große Herausforderun-

gen, weil die Anforderungen der technischen Infrastruk-

tur schon ähnlich der im Bauland gelegenen Siedlungen 

sind und jene in Donaunähe überwiegend im Überflu-

tungsbereich des hundertjährlichen Hochwassers liegen.

Untrennbar mit der Stadt Klosterneuburg verbunden 

ist der Wein. Bereits vor über 900 Jahren wurde vom 

Stift Klosterneuburg, das auch heute noch eines der be-

deutendsten Weingüter Österreichs ist, Wein produziert.

Der Weinbau hat aber auch in vielen Familienbetrieben 

der Stadt große Tradition, die sich zum einen im Quali-

tätssegment, zum anderen aber auch in den Heurigen-

betrieben zeigt, und die ein nicht wegzudenkender Teil 

des gesellschaftlichen Lebens sind. Auch im Bereich der 

Aus- und Weiterbildung spielt Klosterneuburg im Wein-

bau eine führende Rolle mit großer Tradition. Bereits

im Jahr 1860 wurde hier die erste Weinbauschule der 

Welt gegründet. Diese ist noch heute als Höhere Bun-

deslehranstalt und Bundesamt für Wein- und Obstbau 

in Betrieb.

In Klosterneuburg wird über den Weinbau hinaus aber 

auch Obstbau und Grünlandwirtschaft betrieben. Acker-

bau spielt nur eine untergeordnete Rolle.

DAS FREIZEIT- UND ERHOLUNGSANGEBOT PRÄGT DIE LEBENSQUALITÄT

WEIN, WALD UND WEIDE – LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT IN KLOSTERNEUBURG

8

9

Das Freizeitzentrum Happyland ist dagegen eine vielsei-

tige Freizeiteinrichtung, die mit dem Hallenbad und den 

umfangreichen Sportanlagen sowohl Freizeitsportlerin-

nen und -sportlern, als auch Profis ausgezeichnete Be-

dingungen bietet. In den 1970er Jahren errichtet, wurde 

das Happyland 2016 umfassend saniert.

Die Stadt sorgt für die Erhaltung mehrerer Sportplätze als 

Wettkampf-, Breitensport- und Freizeitanlagen, welche 

über das gesamte Gemeindegebiet verteilt sind. Hinzu 

kommen 22 städtische Spielplätze, 24 öffentliche sowie 

7 private, aber öffentlich nutzbare, Parkanlagen, die vor 

allem das Angebot für die wohnungsnahe Erholung er-

gänzen. 

Das entlang von Achsen angeordnete Siedlungsgebiet 

bietet der Bevölkerung darüber hinaus das Privileg, in 

der Regel kurze Wege in die Klosterneuburger Au und 

den Wienerwald als Naherholungsraum zu haben, wo 

viele Wander- und Spazierwege, aber auch Mountain-

bike-Routen zu finden sind.

Wie in ganz Österreich geht aber auch in Klosterneu-

burg die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft 

zurück. Auswirkungen hat das vor allem für die Offen-

landschaften, die prägend für das Landschaftsbild der 

Stadt sind und hohe naturschutzfachlichen Wert besit-

zen (gNatur- und Kulturlandschaft als herausragende 

Standortqualität).

Vom Anteil an der Gemeindefläche hat jedoch der Wald 

mit rund 60 % die größte Bedeutung. Sowohl der Wie-

nerwald als auch der Auwald leisten einen wichtigen 

Beitrag für den Klimaausgleich, die Artenvielfalt und die 

Erholung der Menschen. Wald ist aber auch in Form von 

Nutzwäldern ein wichtiger Wirtschaftsfaktor.

Vom teilweisen Rückzug der Landwirtschaft profitiert am 

meisten der Wald, der ohne Bewirtschaftung des Men-

schen die Lebensräume in unseren Breiten dominieren 

würde und sich deshalb nicht genutzte Flächen langsam 

wieder zurückholt (natürliche Sukzession).

• Klosterneuburg bietet ein einmaliges Angebot 
an Erholungs- und Freizeitanlagen.

• Über ihre Erholungsfunktion hinaus haben vor 
allem die Parkanlagen und kleineren Grünflä-

chen für die dichter bebauten Stadtteile eine 
wichtige kleinklimatische Ausgleichsfunktion. 
Beides ist für die Lebensqualität in der Stadt von 
unersetzbarem Wert und sollte allen Bewohne-
rinnen und Bewohnern der Stadt bewusst sein.

Schlussfolgerung Freizeit und Erholung
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Die Leistungen der öffentlichen Hand in einer Stadt sind 

vielseitig und werden in einigen Fällen von privaten An-

bietern ergänzt.

Die Ausstattung mit Kindergarten- und Volksschulplät-

zen ist in der Gemeinde sehr gut. Bedarf besteht im 

Bereich der Kleinkinderbetreuung, wo alle verfügbaren 

Plätze derzeit ausgelastet sind. Als Allgemeinbildende 

Höhere Schule wird lediglich das Bundesgymnasium 

und Bundesrealgymnasium geführt, was zu sehr hohen 

Schülerzahlen am Standort führt. Im Schuljahr 2019/20 

wurde ein privat geführtes Gymnasium eröffnet.

Mit dem Landesklinikum Klosterneuburg und rund 120 

niedergelassenen Ärzten bietet die Stadt ein dichtes 

Netz im Bereich der Gesundheitseinrichtungen. Sowohl 

bei Allgemeinmedizinern mit Kassenvertrag als auch bei 

Apotheken liegt die Stadt unter den Schwellenwerten von 

Patienten je Einrichtung. Die Versorgung ist hier dem-

nach sehr gut. Die Alten- und Pflegeversorgung wird 

vom Land Niederösterreich und mehreren privaten Ein-

richtungen sichergestellt. Es besteht ein Pflegewohnhaus 

(betreutes Wohnen) sowie mehrere Alten- und Pflegehei-

me.

Besonderen Stellenwert haben in der Stadt die Kultur-

einrichtungen, wobei das Stift Klosterneuburg aufgrund 

seiner reichhaltigen Geschichte eine besondere Position 

DIE SOZIALE UND TECHNISCHE INFRASTRUKTUR − RÜCKGRAT EINER FUNKTIONIERENDEN STADT10
einnimmt. Hinzu kommt ein vielfältiges kulturelles Ange-

bot an den unterschiedlichen Ausstellungs- und Veran-

staltungsorten. Einzig das Museum der Sammlung Essl 

ist seit dem Jahr 2016 nicht mehr in Betrieb.

Die Wasserversorgung der Stadt ist durch Brunnen und 

Sammelstellen für das gewonnene Trinkwasser gesi-

chert. Das Leitungsnetz ist aufgrund der laufenden sorg-

fältigen Wartung in einem ausgezeichneten Zustand. Zur 

Absicherung der eigenständigen Versorgung ist der Be-

trieb eines weiteren Brunnens in der Klosterneuburger 

Au in Vorbereitung.

Gleichermaßen ist die Infrastruktur der Abwasserbe-

seitigung auch langfristig mit ausreichenden Reserven 

versehen. Die Anschlussdichte beträgt bereits 90 %, bis 

zum Jahr 2030 ist die vollständige Abwasserentsorgung 

über das Kanalnetz der Stadt durch weitere Ausbaumaß-

nahmen vorgesehen.

Im Rahmen der Bemühungen um eine nachhaltige Ener-

gieversorgung der Klosterneuburger Haushalte errichtet 

die Stadt gemeinsam mit der EVN Wärme GmbH derzeit 

ein Fernwärmenetz über eine Länge von etwa 16 km, 

an das öffentliche Gebäude, Betriebe und etwa 10.000 

Haushalte angeschlossen werden. Es ist das Ziel, mit die-

ser Maßnahme rund 14.000 t CO
2 
jährlich einzusparen.

• Bildung ist das Thema der Zukunft. Das Niveau 
der Bildungseinrichtungen ist daher immer an 
aktuelle Erfordernisse, beispielweise Digitalisie-
rung, anzupassen.

• Die Versorgung der Stadt mit Gesundheitsein-
richtungen ist sehr gut. Aufgrund des demogra-
fischen Wandels (gKlosterneuburg als Teil der 
Welt – aktuelle Megatrends) gilt es, die Qualität 
dieser Einrichtungen zu erhalten und auf die 
bevorstehende Altersstruktur der Bevölkerung 
vorzubereiten.

• Kultureinrichtungen und Veranstaltungen sind 
in der Stadt vorhanden – eine Vernetzung der 
Künstlerinnen und Künstler könnte neue Impul-
se bringen!

• Der reibungslose Betrieb der technischen Infra-
struktur hat in der Stadt einen hohen Stellen-
wert. Demnach sind in diesem Bereich für die 
Stadtentwicklung keine Engpässe zu erwarten.

• Besonderes Engagement zeigt die Stadt mit der 
Errichtung des Fernwärmenetzes als Zeichen 
für komfortable Versorgung und hohe Umwelt-
qualität.

Schlussfolgerung soziale und technische Infrastruktur

• Rund 68 % des Gemeindegebietes sind land- 
und forstwirtschaftlich genutzt. Daraus ergibt 
sich die große Bedeutung für das Landschafts-
bild der Stadt. 

• Sowohl Land- als auch Forstwirtschaft sind be-
deutende Wirtschaftsfaktoren, die es zu erhal-
ten gilt, da sie, vor allem der Weinbau, für die 
Stadt seit Jahrhunderten identitätsstiftend sind.

Schlussfolgerung Land- und Forstwirtschaft
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Die Erhebungen haben gezeigt, dass die Verwendung 

des PKW in Klosterneuburg eine wesentliche Rolle spielt. 

So werden derzeit über die Hälfte der Wege innerhalb der 

Gemeinde mit diesem Verkehrsmittel zurückgelegt. 

Die Gründe dafür sind

• in dem hohen Anteil an Einfamilienhausgebieten mit 

geringen Siedlungsdichten, 

• in den teils langen Wegen von den Katastralgemein-

den zu den zentralen Einrichtungen im Stadtzent-

rum,

• in den Höhenunterschieden innerhalb der Sied-

lungsgebiete,

• in der Bevölkerungsstruktur, besonders den eher 

PKW-affinen einkommensstärkeren Bevölkerungs-

gruppen und

• in den zahlreichen, kostenlosen KFZ-Abstellflächen 

auf öffentlichem Gut zu finden.

Als Haupterschließungsachse ist die B14 am stärksten 

befahren. Dabei zeigt sich, dass der Binnenverkehr, also 

der Verkehr innerhalb Klosterneuburgs, den größte An-

teil des Verkehrsaufkommens ausmacht. Während die 

Stadteinfahrt auf Wiener Seite etwa 38.000 Fahrten pro 

Tag aufweist, ergeben sich bei der Stadteinfahrt Maria 

Gugging lediglich rund 7.000 Fahrten pro Tag – somit 

weniger als ein Fünftel. Innerstädtisch sind die hochran-

gigen Zubringer zur B14, wie zum Beispiel die Martin-

straße oder die Weidlinger Straße am stärksten befahren. 

Das Verkehrsaufkommen ist stark auf die Morgen- und 

Abendspitze konzentriert, sodass es zu diesen Zeiten im-

mer wieder zur Überlastung einzelner Abschnitte kommt.

Die Verkehrsstärke hat sich, bezogen auf den PKW-Ver-

kehr, in den vergangenen 10 Jahren (Untersuchungs-

raum 2007 bis 2017) überraschender Weise kaum ver-

ändert.

Der Öffentliche Verkehr (ÖV) setzt sich aus dem Stadt-

bussystem, den Regionalbussen und der Schnellbahn-

linie S40 zusammen und wird in den Abendstunden 

durch ein Stadttaxisystem ergänzt. Das meistgenutzte 

ÖV-Angebot sind die Regionalbusse, wobei wie bei der 

Schnellbahn die Stadt Wien die Hauptrelation darstellt.

11
Die Untersuchung der Erschließungsqualität mit öf-

fentlichen Verkehrsmitteln hat ergeben, dass das Sied-

lungsgebiet der Stadt mit wenigen Ausnahmen an das 

ÖV-Netz angebunden ist. Die Qualität der Versorgung ist 

in zentralen Bereichen der Stadt in der Hauptverkehrs-

zeit gut, in peripheren Stadtteilen und außerhalb der 

Hauptverkehrszeiten mäßig. Letzteres ist vor allem die 

Folge der geringen Einwohner- und damit Nutzerdichte 

in Verbindung mit langen Distanzen innerhalb der Stadt-

gemeinde, was zu geringe Fahrgastzahlen und fehlende 

Rentabilität führt.

Geringe Bedeutung hat in Klosterneuburg der Alltagsrad-

verkehr, der 6 % des Gesamtverkehrsaufkommens be-

trägt. Erschwerend für die Nutzung des Fahrrades als 

tägliches Verkehrsmittel sind die Topografie der Stadt mit 

vielen zum Teil erheblichen Steigungen sowie die teilwei-

se lückenhafte Radverkehrsinfrastruktur. Die Hauptver-

kehrsachsen im Donau-, Kierling- und Weidlingtal sind 

mit Radverkehrsanlagen ausgestattet oder es stehen 

weitgehend verkehrsberuhigte Parallelstraßen zur Ver-

fügung. Eine wesentliche Lücke im Netz befindet sich 

entlang der B14 im Bereich Stollhof. Sehr gut ausgelastet 

sind die Fahrrad-Stellplätze bei den Bahnhöfen Kloster-

neuburg-Kierling und Klosterneuburg-Weidling, wo es in 

den wärmeren Jahreszeiten auch zu Überbelegungen, 

d.h. fehlenden Stellplätzen kommt.

Rund 19 % der täglichen Wege werden in Klosterneuburg 

zu Fuß erledigt. Die höchste Fußgängerdichte zeigt sich 

beim Stadtplatz und Niedermarkt, in der Leopoldstraße 

und rund um den Rathausplatz, für viele Erledigungen 

des täglichen Bedarfs sind die Distanzen für den Fußweg 

aufgrund der Siedlungsstruktur aber zu lang. Vor allem 

im Stadtzentrum bzw. den Ortszentren sind die Gehsteig-

breiten aufgrund der historischen Stadtstruktur und den 

offenbar notwendigen Fahrbahnbreiten sehr schmal und 

unterschreiten teils erheblich die sonst vorgesehene Min-

destbreite von 1,5 m.

• Ein großer Teil der täglichen Wege wird in Klos-
terneuburg mit dem PKW bewältigt. Die Gründe 
dafür sind vielschichtig, aber einige Faktoren, 
die sonst als Grundlage für die hohe Wohnqua-
lität gelten – geringere Siedlungsdichte, attrak-
tive Hanglagen – werden hier aufgrund langer 
Distanzen und steiler Straßen zum Hindernis.

• Die Hauptverkehrsrichtung ist die Stadt Wien, 
sodass sich mangels Alternativen der überwie-
gende Anteil des Verkehrsaufkommens über 
die B14 und die Strecke der Franz-Josefs-Bahn 

bewegt. Der Durchzugsverkehr spielt konstant 
eine untergeordnete Rolle - mehr als 80 % der 
PKW-Fahrten werden auf dieser Strecke als 
„hausgemacht“ eingestuft.

• Radverkehr muss eine wichtige Rolle spielen, 
wenn die negativen Auswirkungen der Mobilität 
reduziert werden sollen. In Klosterneuburg sind 
diesbezüglich allerdings schwierige Vorausset-
zungen vorzufinden. E-Bikes und sichere Ab-
stellanlagen können Bausteine für ein umwelt-
freundliches Verkehrssystem sein.

Schlussfolgerung soziale und technische Infrastruktur

MOBILITÄT IN KLOSTERNEUBURG
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Stadtentwicklungkonzept Klosterneuburg 2030+

die Zielsetzungen des {STEK 2030+}



„DER ZIELLOSE ERLEIDET SEIN SCHICKSAL - 
DER ZIELBEWUSSTE GESTALTET ES.“
IMMANUEL KANT 
(*22. APRIL 1724, + 12. FEBRUAR 1804)
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DIE ZIELSETZUNGEN DES 
{STEK 2030+}

Die bewusste Gestaltung der eigenen Zukunft ist der Zweck eines 

Stadtentwicklungskonzeptes. Klare Zielvorstellungen haben vor allem 

bei komplexen Aufgabenstellungen, deren Bearbeitung über einen län-

geren Zeitraum andauert, die wichtige Funktion, immer wieder in Er-

innerung zu rufen, wo der Fokus der eigenen Entwicklung liegen soll.

In einem intensiven Arbeitsprozess hat die Steuerungsgruppe zehn 

Leitsätze formuliert, die die Entwicklungsrichtung der Stadtgemeinde 

in den kommenden 10 bis 15 Jahren vorgeben sollen. Grundlage für 

die Formulierung waren die Beiträge der Bevölkerung, die Erfahrungen 

aus dem Entwicklungskonzept des Jahres 2004 und die Erkenntnisse 

aus den aktuellen Untersuchungen zum {STEK 2030+}.

Diese zehn Leitsätze bilden die oberste Zielebene des Stadtentwick-

lungskonzeptes und decken die gesamte inhaltliche Bandbreite der 

Bearbeitung ab, die von den Themen Siedlungsentwicklung und Grün-

raum, über Mobilität und Klimaschutz bis hin zu Partizipation und Kul-

tur reichen. Die Leitsätze wurden vom Gemeinderat in seiner Sitzung 

am 14. Dezember 2018 in einem Grundsatzbeschluss einstimmig an-

genommen.

So bedeutsam hochrangige Ziele für einen Prozess sind, ihren Wert 

entfalten sie erst, wenn sie auf die spezifischen Herausforderungen der 

Stadt heruntergebrochen werden. Klosterneuburg ist eine heterogene 

Stadt, die durch die besonderen Eigenschaften ihrer Katastralgemein-

den geprägt wird. Die zehn Leitsätze werden daher in einem funktiona-

len Stadtmodell für die Stadt- und Ortsteile präzisiert und damit auch 

klargelegt, wie sich diese unterschiedlichen Bereiche weiterentwickeln 

können und sollen.

Aufgabe der Stadtplanung ist es nunmehr, Maßnahmen zu setzen, 

um die mit den Leitsätzen verbundenen Erwartungen zu erfüllen. Eine 

wichtige Erkenntnis aus der Evaluierung des Entwicklungskonzeptes 

aus dem Jahr 2004 ist, dass der Erfolg der Maßnahmen leichter mess-

bar sein und auch regelmäßig überprüft werden muss. In einem wei-

teren Schritt werden demnach auf fachlicher Ebene Ziele formuliert, 

welche die Grundlage für die Definition konkreter Maßnahmen bilden 

und deren Erfüllung mit Indikatoren beobachtet werden kann. 

Leitsätze, funktionales Stadtmodell und fachliche Ziele werden in die-

sem Kapitel des {STEK 2030+} beschrieben. Die vorgesehenen Maß-

nahmen und ihre Verknüpfung mit Zielen und Indikatoren folgen in 

Kapitel gWir handeln für Klosterneuburg – die Maßnahmen des {STEK 

2030+}.

zehn Leitsätze

Entwicklungsziele für die Stadt- und Ortsteile

Fachliche Ziele – Indikatoren – Maßnahmen
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KLOSTERNEUBURG 
FÖRDERT BÜRGERBETEILI
GUNG UND BEKENNT SICH 

ZU EINER TRANSPARENTEN 
UND INTEGRATIVEN 

STADTPLANUNG.

KLOSTERNEUBURG 
STEUERT RESTRIKTIV DIE 

SIEDLUNGSENTWICKLUNG.

DIE ZEHN LEITSÄTZE DES {STEK 2030+}

Initiativen der vergangenen Jahre, wie die Beteiligungs-

formate zum Pionierviertel, die Grätzeltreffen zur Über-

arbeitung der Schutzzonen oder die Denkwerkstätten zum 

{STEK 2030+} haben das große Interesse der Bürge-

rinnen und Bürger an der Gestaltung ihrer Stadt gezeigt. 

Transparenz und Beteiligung werden daher weiterhin zen-

trale Bestandteile der Stadtplanung sein und weiter aus-

gebaut werden.

Das attraktive Wohnumfeld und die Nähe zu Wien sind 

wichtige Voraussetzungen für die hohe Lebensqualität 

Klosterneuburgs, bedeuten aber auch seit vielen Jahr-

zehnten stetigen Siedlungsdruck. Die Stadt nutzt daher alle 

Möglichkeiten, die Lebensqualität weiter zu fördern und da-

bei vor allem die Fläche des gewidmeten Baulandes nicht 

zu vergrößern!
Leitsatz 2:

Leitsatz 1:

1
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KLOSTERNEUBURG 
SCHÄTZT, PFLEGT UND 

SCHÜTZT DIE NATUR UND 
SEINE KULTURLANDSCHAFT.

KLOSTERNEUBURG 
SETZT MASSNAHMEN ZUM 

KLIMASCHUTZ, ZUR 
ANPASSUNG AN DEN KLIMA

WANDEL SOWIE ZUR 
CO

2
REDUKTION.

Die Erhaltung der Kulturlandschaft war von Beginn an eine 

wichtige Aufgabe der Stadtplanung in Klosterneuburg. Die 

Rahmenbedingungen haben sich in dieser Zeit immer wie-

der stark verändert, sodass auch die Maßnahmen laufend 

angepasst werden müssen. Die Erhaltung von Natur und 

Kulturlandschaft bleibt weiter ein Eckpfeiler der Stadtent-

wicklung, für den alte und neue Wege beschritten werden 

müssen.

Der Klimawandel und die sich daraus ergebenden Folgen 

sind das bestimmende Umweltthema unserer Zeit. Hoch-

rangiges Ziel im {STEK 2030+} ist es daher zum einen, 

aktiv Maßnahmen zum Klimaschutz zu setzen, aber auch 

bei allen anderen Vorhaben abzuwägen, welche Auswir-

kungen diese auf die beschleunigte Veränderung des Kli-

mas haben können. Nicht zuletzt haben wir auch Sorge zu 

tragen, die Stadt auf die Folgen des Klimawandels vorzu-

bereiten.Leitsatz 3:

Leitsatz 4:
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KLOSTERNEUBURG 
VERLAGERT AKTIV DEN VER

KEHR AUF NACHHALTIGE 
MOBILITÄTSFORMEN.

Der Lebensstil unserer Gesellschaft ist stark mit nahezu 

uneingeschränkter Mobilität verbunden. Der PKW ist heu-

te noch ein dominanter Faktor dieser Mobilität, verursacht 

dabei aber sowohl lokal als auch global aufgrund des Flä-

chenbedarfs, dem Schadstoffausstoß und der Lärmbelas-

tung erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt. Im {STEK 

2030+} werden daher Maßnahmen vorgesehen, welche 

die Stadt auf einen Wandel der Möglichkeiten, mobil zu 

sein, vorbereiten und die Verlagerung auf nachhaltige For-

men der Mobilität vorantreiben.

Leitsatz 5:

KLOSTERNEUBURG 
SETZT AUF FORSCHUNG 
UND ENTWICKLUNG IM 

RAHMEN EINER AKTIVEN 
BETRIEBSANSIEDLUNGS

POLITIK.

Bereits in der Vergangenheit haben bedeutende Institutio-

nen und Unternehmen ihren Standort in Klosterneuburg 

gefunden und so hochwertige Arbeitsplätze für die Bevöl-

kerung geschaffen. Diese Entwicklung soll auch in Zukunft 

erhalten bleiben und gezielt forciert werden. Dabei wird im 

{STEK 2030+} Forschung und Entwicklung in das Zent-

rum gestellt, um Klosterneuburg als innovativen Standort 

zu fördern. Um diesen Fortschritt zu ermöglichen, werden 

Voraussetzungen für die Ansiedlung von Betrieben an ge-

eigneten Standorten geschaffen, Kooperationen gebildet 

und Raum für neue Arbeitsformen zur Verfügung gestellt.

Leitsatz 7:

KLOSTERNEUBURG 
GESTALTET ÖFFENTLICHE 

FLÄCHEN ALS LEBENS UND 
AUFENTHALTSRAUM FÜR 

ALLE.
Derzeit wird ein großer Teil des öffentlichen Raumes der 

Stadtgemeinde durch den motorisierten Individualverkehr 

geprägt. Im {STEK 2030+} setzt sich Klosterneuburg das 

Ziel, den Zugang und die Nutzung des öffentlichen Rau-

mes für alle Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen und 

so ein gemeinschaftliches Zusammenleben zu fördern. Die 

Gestaltungsmaßnahmen, welche im Zuge dessen gesetzt 

werden, erfordern die Berücksichtigung vielseitiger Aspek-

te und Ansprüche. Dabei wird der Fokus vor allem auf Ver-

kehrssicherheit, Barrierefreiheit und Gleichberechtigung 

zwischen allen Nutzerinnen und Nutzern gelegt.

Leitsatz 6:
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KLOSTERNEUBURG 
BIETET FÜR ALLE GENERATIO

NEN EIN UMFASSENDES AN
GEBOT AN SOZIALER INFRA

STRUKTUR.
Um langfristig für alle Generationen die bestmögliche Le-

bensqualität zu sichern, ist vorausschauende Infrastruktur-

planung unabdinglich. Im {STEK 2030+} setzt sich die 

Stadtgemeinde das Ziel, die hohe Qualität der Betreuungs- 

und Ausbildungseinrichtung zu erhalten und weiterhin zu 

verbessern. Dabei wird stets auf die demographische Situ-

ation und Prognose Rücksicht genommen.

Leitsatz 9:

KLOSTERNEUBURG 
VERBINDET IN KULTUR 

UND KULINARIK 
TRADITION UND MODERNE.

Kultur und Kulinarik sind ein wesentlicher Bestandteil der 

Klosterneuburger Identität. Durch zahlreiche Veranstaltun-

gen, wie die „operklosterneuburg“ oder „Shortynale“, steht 

der Bevölkerung ein umfangreiches Kulturprogramm zur 

Verfügung. Die Vielzahl an gastronomischen Einrichtungen 

und lokal produzierten Erzeugnissen zeigt, dass auch Tra-

dition in der Stadtgemeinde eine wichtige Rolle spielt. Im 

{STEK 2030+} wird vorgesehen, die zahlreichen Angebo-

te sowie Akteurinnen und Akteure besser zu vernetzen und 

die Bevölkerung aktiv über die bestehenden Optionen zu 

informieren.

Leitsatz 10:

KLOSTERNEUBURG 
ERÖFFNET PERSPEKTIVEN FÜR
 BEWEGUNG UND ERHOLUNG 

IN DER NATUR.

Die attraktive Landschaft Klosterneuburgs bietet bereits 

zahlreiche Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung für die Be-

völkerung. Die Stadtgemeinde fördert diese Funktion mit 

Hilfe des {STEK 2030+} und setzt sich zum Ziel, die Qua-

lität des Angebotes laufend zu prüfen und bei Bedarf zu 

verbessern. Neue Medien dienen dazu, die Bevölkerung 

auf die Optionen aufmerksam zu machen und das Angebot 

zu vernetzen. 

Leitsatz 8:
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Aufbauend auf das bestehende Stadtmodell aus dem 

Örtlichen Entwicklungskonzept 2004 werden im {STEK 

2030+} folgende Stadt- und Ortsteile mit ihren Siedlungs-

gebieten in einem funktionalen Stadtmodell  dargestellt:

WIE KLOSTERNEUBURG "FUNKTIONIERT" − DAS FUNKTIONALE STADTMODELL 2030+

funktionales Stadtmodell

Das Stadtzentrum von Klosterneuburg besteht eigent-

lich aus den drei „Mikrozentren“ Rathausplatz, Stadt-

platz und Niedermarkt sowie Weidlinger Straße. Diese 

Mikrozentren und ihre Umgebung übernehmen wich-

tige Versorgungsfunktionen für die gesamte Stadt. Sie 

bieten ein umfassendes Bildungsangebot, kommunale 

Verwaltungseinrichtungen und soziale bzw. medizini-

sche Einrichtungen, Handel und Dienstleistung. Damit 

verbunden sind selbstverständlich auch Arbeitsplätze. 

Die Anbindung an den Öffentlichen Verkehr ist durch 

die Bahnhöfe der Franz-Josefs-Bahn sowie die Stadt- 

und Regionalbuslinien ausgezeichnet, wodurch sich das 

Stadtzentrum auch sehr gut für das Wohnen in der Stadt 

der kurzen Wege eignet.

Leitfunktionen: umfassende Versorgung, Wohnen

Ziele:

• Versorgungsfunktion erhalten

• Wohnen in der Stadt der kurzen Wege stärken

• Stadtbild schützen und positiv weiterentwickeln

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

• Gestaltung öffentlicher Freiräume fördern

Das Ortszentrum von Kierling bietet Einrichtungen zur 

lokalen Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und 

Dienstleistungen des täglichen Bedarfs, es sind jedoch 

auch Betriebe mit regionaler Bedeutung untergebracht. 

Hervorzuheben ist die Eignung als Wohnstandort auf-

grund der guten Anbindung an den Öffentlichen Nahver-

kehr in Verbindung mit den Versorgungseinrichtungen, 

aber auch dem Kindergarten und der Volksschule.

Leitfunktionen: lokale Versorgung, Wohnen

Ziele:

• lokale Versorgungsfunktion erhalten

• Wohnfunktion im Bereich des Zentrums erhalten

• Ortsbild schützen und positiv weiterentwickeln

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

Stadtzentrum Klosterneuburg

Unter einem funktionalen Stadtmodell versteht man 
die vereinfachte Darstellung der Struktur einer Stadt. 
Dabei werden Zentren, Achsen und andere relevan-
te Aspekte anhand einer konzeptionellen Grafik ver-
anschaulicht, um das grundlegende Gerüst sowie 
die funktionalen Zusammenhänge der Stadt aufzu-
zeigen. 

Auch im Örtlichen Entwicklungskonzept 2004 wur-
de ein derartiges Modell genutzt, um die Struktur 
Klosterneuburgs zu beschreiben. Dieses differen-
zierte zwischen einem Haupzentrum, drei Neben-
zentren, drei lokalen Zentren sowie inneren und 
äußeren Achsen.

Ortszentrum Kierling

2
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Kritzendorf hat der Bevölkerung um das Amtshaus und 

den Bahnhof zwei kleine Zentren zu bieten, die entlang 

der Hauptstraße verbunden sind. Vorhanden sind Ein-

richtungen zur lokalen Versorgung der Bevölkerung mit 

Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs, es 

sind jedoch auch Betriebe mit regionaler Bedeutung 

untergebracht. Hervorzuheben ist die Eignung als Wohn-

standort aufgrund der sehr guten Anbindung an den 

Öffentlichen Nahverkehr in Verbindung mit den Versor-

gungseinrichtungen.

Leitfunktionen: lokale Versorgung, Wohnen

Ziele:

• lokale Versorgungsfunktion erhalten

• Wohnfunktion im Bereich des Zentrums erhalten

• Ortsbild schützen und positiv weiterentwickeln

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

In Maria Gugging haben sich in den vergangenen 15 

Jahren die Rahmenbedingungen für die Entwicklung des 

Ortsteils stark verändert. Mit dem Institute of Science 

and Technology Austria (IST Austria) ist eine weltweit 

anerkannte Forschungseinrichtung gewachsen, die dem 

Standort neue Zukunftschancen eröffnet. Die grundle-

gende Versorgung ist gegeben und die Qualität der An-

bindung an das Öffentliche Verkehrsnetz mit IST Austria 

gewachsen.

Leitfunktionen: F&E-Standort, lokale Grundversorgung, 

Wohnen

Ziele:

• F&E-Standort weiter fördern

• lokale Grundversorgungsfunktion erhalten

• Wohnfunktion im Bereich des Zentrums erhalten

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

Das Ortszentrum von Weidling ist durch seinen histo-

rischen Gebäudebestand und das damit verbundene, 

überwiegend kleingliedrige Ortsbild geprägt. Kinder-

garten und Volksschule bieten im Bildungsbereich gute, 

standortadäquate Versorgungsqualität. Die Grundversor-

gung mit Gütern des täglichen Bedarfs ist durch einzelne 

Betriebe teilweise gegeben.

Leitfunktion: Wohnen

Ziele:

• Wohnen in kleingliedrigen Strukturen fördern

• historisches Ortsbild erhalten

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

Im Ortszentrum von Höflein an der Donau befindet sich 

als öffentliche Einrichtung ein Kindergarten, die An-

bindung an das Öffentliche Verkehrsnetz ist durch die 

Franz-Josefs-Bahn gegeben. Wohnen ist im Zentrums-

bereich die dominierende Funktion.

Leitfunktion: Wohnen

Ziele:

• Wohnen in kleingliedrigen Strukturen fördern

• Ortsbild erhalten

• private Freiräume als Klimaanlage der Stadt sichern

Ortszentrum Kritzendorf

Ortszentrum Maria Gugging

Ortszentrum Weidling

Ortszentrum Höflein an der Donau
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Wohngebiete
Außerhalb der Zentren und Siedlungsachsen bestehen 

in Klosterneuburg Bereiche, die praktisch ausschließlich 

Wohnfunktion aufweisen. Vor allem aufgrund ihrer Lage 

sind sie aber trotzdem recht unterschiedlich strukturiert. 

So weisen sie im Nahbereich höherrangiger Straßen oder 

der Zentren zumindest auch punktuell höhere Wohn-

dichten auf. Abseits davon überwiegt kleingliedrigere 

Bebauung mit Gärten und wenigen Wohneinheiten auf 

einem Grundstück. Zum Teil befinden sich die Wohn-

gebiete in attraktiven, aber schwierig zu erschließenden 

Randlagen.

Leitfunktion: Wohnen

Ziele:

• Wohnlage entsprechend der bestehenden Struktur 

erhalten

Der Ortsteil Weidlingbach erstreckt sich entlang der 

Steinrieglstraße und beherbergt überwiegend Wohnnut-

zung in kleingliedriger, durchgrünter Siedlungsstruktur. 

Vereinzelt sind Betriebe vorhanden, vor allem in Rich-

tung Weidling entlang der Hauptstraße (in der KG Weid-

ling) handelt es sich dabei um Gärtnereien. Die Versor-

gung der Bevölkerung erfolgt nicht vor Ort.

Leitfunktion: Wohnen

Ziele:

• durchgrünte Wohnlage erhalten

• vorhandene Betriebe erhalten, sofern keine Nut-

zungskonflikte bestehen

Der OD r O

Siedlungsgebiet Weidlingbachtal

Aufgrund der Lage und der Ausdehnung ist die Schüt-

tau der einzige Bereich in Klosterneuburg, in dem sich 

Betriebe konzentriert ansiedeln und großflächiger entwi-

ckeln können. Derzeit befindet sich vor Ort eine starke 

Durchmischung von Handels- und Dienstleistungsbetrie-

ben, Gewerbe- und kleinen Produktionsbetrieben. Die 

Bebauungsstruktur ist zwar überwiegend großvolumig, 

hat aber aufgrund überwiegend geringer Gebäudehöhen 

bzw. niedriger Geschoßanzahl noch Ausbaupotential.

Leitfunktion: Betriebs- und Gewerbegebiet

Ziele: 

• Arbeitsplätze für Zukunftsthemen fördern

Gewerbegebiet Schüttau

Die Ortschaft Scheiblingstein liegt an der westlichen Ge-

meindegrenze und beherbergt ausschließlich Wohnnut-

zung in kleingliedriger, durchgrünter Siedlungsstruktur. 

Vor Ort befindet sich auch ein Gastronomiebetrieb. Die 

Versorgung der Bevölkerung erfolgt nicht vor Ort.

Leitfunktion: Wohnen

Ziele:

• durchgrünte Wohnlage erhalten

e Ore Ortie Oe O

Siedlungsgebiet Scheiblingstein

Die Siedlungsachse zwischen dem Stadtzentrum Kloster-

neuburg und dem Ortszentrum Kierling ist aufgrund der 

Lage an der B14, Klosterneuburger Straße ein dynami-

sches Siedlungsgebiet, in dem Wohnen im Vordergrund 

steht. Zwei Standorte des Lebensmittelhandels und ein-

zelne Betriebe ergänzen die lokale Versorgung der Bevöl-

kerung. Höhere Wohndichten beschränken sich in der Re-

gel auf den Bereich unmittelbar an der Verkehrsachse, 

wo sie gut an das Öffentliche Verkehrsnetz angebunden 

sind.

Leitfunktionen: Wohnen, lokale Grundversorgung

Ziele:

• kompaktes Wohnen erhalten

• lokale Grundversorgungsfunktion erhalten

• vorhandene Betriebe erhalten, sofern keine Nut-

zungskonflikte bestehen

ngsangsaDieDie

Siedlungsachse Klosterneuburg − Kierling

Die Siedlungsachse zwischen dem Stadtzentrum Klos-

terneuburg und dem Ortszentrum Kritzendorf hat sich 

vor allem seit den Anbindung der Umfahrungsstraße dy-

namisch entwickelt. Vorrangige Funktion der Achse ist 

Wohnen, wobei zwei Standorte des Lebensmittelhandels 

die lokale Versorgung der Bevölkerung ergänzen. Höhe-

re Wohndichten beschränken sich in der Regel auf den 

Bereich unmittelbar an der Verkehrsachse, wo auch die 

Anbindung an das Öffentliche Verkehrsnetz erfolgt.

Leitfunktionen: Wohnen, lokale Grundversorgung

Ziele:

• kompaktes Wohnen erhalten

• lokale Grundversorgungsfunktion erhalten

• vorhandene Betriebe erhalten, sofern keine Nut-

zungskonflikte bestehen

Siedlungsachse Klosterneuburg − Kritzendorf
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Bei dem Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel handelt 

es sich um das Areal der ehemaligen Magdeburg-Kaser-

ne. Seit dem Abzug des Österreichischen Bundesheeres 

im Jahr 2015 ist das Gebiet ungenutzt und soll, aktuellen 

Planungen folgend, zu einem vielfältigen, lebendigen, 

ökologisch nachhaltigen Stadtteil entwickelt werden.

Leitfunktionen: Wohnen mit lokaler Grundversorgung

Ziele:

• soziale Durchmischung: Alter, Generationen, Wohn-

formen 

• kleinteilige Nutzungsdurchmischung 

• hohe Versorgungsqualität: Freizeit, Nahversorgung, 

technische Infrastruktur (Internet), Bildung

• kurze Wege 

• Erschließung: 

   a. INNEN: für Fuß- und Radverkehr gut erschlossen,

        barrierefrei, verkehrsberuhigt, mit niveaugleichen 

        Verkehrsflächen

   b. AUSSEN: gut erreichbar, vorrangig zu Fuß, mit   

       dem Rad und mit dem öffentlichen Verkehr 

   c. PARKEN: außen, an die Gebäudestruktur ange-

       passt 

• mutige, ökologische Architektur 

• Energieeffizienz: geringer Energieverbrauch, Einbin-

dung erneuerbarer Energieträger 

• Sicherheitsgefühl: man kann „Kinder bei der Tür 

rauslassen“, Schutz vor Hoch- und Grundwasser

Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel
Im Laufe der Entwicklungsgeschichte der Stadt haben 

sich im Gemeindegebiet einige höchst unterschiedliche 

Sondernutzungen außerhalb des Siedlungsgebietes eta-

bliert. Das Rehabilitationszentrum Weißer Hof der Allge-

meinen Unfallversicherungsanstalt (AUVA) ist auffällig 

westlich des Freibergs in der Katastralgemeinde Kritzen-

dorf situiert. Nahe der Landesgrenze zu Wien findet sich 

das Schönstattzentrum Wien-Kahlenberg als Beherber-

gungsbetrieb mit Seminarschwerpunkt.

Darüber hinaus sind im Wienerwald eine Reihe von Aus-

flugshütten und -gasthäusern wie die Redlingerhütte und 

die Windischhütte zu finden, manche davon, wie zum 

Beispiel die Toiflhütte, die Rieglerhütte und das Häuserl 

am Roan können allerdings nur über das Wiener Stadt-

gebiet erreicht werden.

Schließlich kann noch die Lourdesgrotte als Wallfahrts-

ort in der Katastralgemeinde Maria Gugging angeführt 

werden.

Leitfunktion: spezifische Sondernutzungen

Ziele:

• Erhaltung der bestehenden Nutzungen

Sonderstandorte
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Hoher Vernetzungsgrad in der Region und 
in Fachgremien.

Außenwirksame Präsentation Klosterneu-
burgs als Biosphären- und Naturparkge-
meinde.

Minimierung von Bauen im Grünland.

Transparente und hochwirksame Prozesse 
in der Stadtplanung.

Erhaltung des hohen 
Durchgrünungsgrades der Stadt.

Erhaltung der offenen 
Kulturlandschaft.

Unterstützung der Kreativszene in der 
Stadtgemeinde.

Gute Versorgung mit bedarfsgerechten 
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen.

Etablierung eines EDV-Standards für die 
Volksschulen und Neue Mittelschulen.

Erhalt, Sicherstellung und Vernetzung des Sport- und Frei-
zeitangebotes in der Stadtgemeinde. Etablierung der Stadtgemeinde 

Klosterneuburg als "Sportstadt".

Erhalt und Förderung der Versorgungsqualität der 
Stadtgemeinde Klosterneuburg mit sozialen Ein-
richtungen.

Etablierung alternativer Mobilitätsan-
gebote für die Bevölkerung.

Erhöhung der Verkehrssicherheit 
in der Stadtgemeinde.

Erhöhung des Anteils an Fuß-
gängern und Radfahrern inner-
halb der Stadtgemeinde.

Erhöhung des Anteils an Fahrten mit Öffentlichem 
Verkehr innerhalb der Stadtgemeinde.

In Klosterneuburg wird einer aktiven Betriebsansiedelungspolitik 
nachgegangen.

Erweiterung des tertiären Bildungsan-
gebotes sowie der Wissenschafts- und 
Forschungslandschaft innerhalb der Stadt-
gemeinde.

Hohe Transparenz bei Vorhaben in der 
Stadtplanung.

Erhöhung des Anteils an nachhaltig produ-
zierter Energie.

Effizienzsteigerung im miV.

Hohe Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern bei Themen der Stadtentwick-
lung.

Klosterneuburg fördert Bürgerbeteiligung 
und bekennt sich zu einer transparenten 
und integrativen Stadtplanung.

Klosterneuburg schätzt, pflegt und 
schützt die Natur und seine Kultur-
landschaft.

Klosterneuburg verlagert aktiv den Verkehr 
auf nachhaltige Mobilitätsformen.

Klosterneuburg gestaltet öffentliche 
Flächen als Lebens- und Aufent-
haltsraum für alle.

Klosterneuburg verbindet in 
Kultur und Kulinarik Tradition und 
Moderne.

Klosterneuburg eröffnet Perspektiven für 
Bewegung und Erholung in der Natur.

Klosterneuburg setzt auf Forschung und Ent-
wicklung im Rahmen einer aktiven Betriebs-
ansiedlungspolitik.

Klosterneuburg bietet für alle Generationen ein 
umfassendes Angebot an sozialer Infrastruktur.

Klosterneuburg setzt Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Anpassung 
an den Klimawandel sowie zur CO

2
-Reduktion.

Klosterneuburg steuert restriktiv 
die Siedlungsentwicklung.

Die (gebaute) Stadtentwicklung konzentriert sich auf die Verwertung 
ungenutzter oder nicht effizient genutzter Flächen im bestehenden 
Bauland (Konversion).

Nachhaltiger Umgang bzw. umweltschonende Bewirt-
schaftung der öffentlichen Grün- und Freiräume der 
Stadtgemeinde.

Wissenschaft und Forschung 
werden als wichtige, innovative 
Branche innerhalb der Stadtge-
meinde transparent präsentiert.

Die Kunst- und Kulturszene 
bietet ein umfassendes Angebot 
an Veranstaltungen, welche von 
der Bevölkerung aktiv wahrge-
nommen werden.

Erreichung der höchsten Umsetzungsstufe 
des europäischen Energie- und Klima-
schutzprogrammes "e5-Programm".

Faire Verteilung der Flächen im 
Straßenraum unter Berücksichti-
gung aller Mobilitätsarten.

Etablierung und Attraktivierung 
von öffentlichen Räumen, die zum 
Verweilen einladen.

Die Siedlungsentwicklung orientiert sich an der Versorgungsqualität der Stadt- 
und Ortsteile mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs und 
Öffentlichem Verkehr.

X Leitsatz Fachziel
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Stadtentwicklungkonzept Klosterneuburg 2030+

die Maßnahmen des {STEK 2030+}



„ES IST NICHT GENUG ZU WISSEN – MAN MUSS AUCH ANWENDEN. 
ES IST NICHT GENUG ZU WOLLEN – MAN MUSS AUCH TUN.“ 
JOHANN WOLFGANG VON GOETHE 
(*28. AUGUST 1749, + 22. MÄRZ 1832)
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KLOSTERNEUBURG STEUERT 
RESTRIKTIV DIE 

SIEDLUNGSENTWICKLUNG

Maßnahmen zu Leitsatz 1:

Klosterneuburg ist eine vielfältige Stadt, denn der Charakter der Stadt- 

und Ortsteile reicht von einem lebendigen Stadtzentrum, über sechs 

eigenständige, zum Teil dörfliche Ortskerne bis hin zu ruhigen Wohn-

gebieten. Jeder Ortsteil erfüllt für die Stadt eine wichtige Funktion, 

manche auch mehrere . Dies spiegelt auch die Lage der Ortsteile 

in den drei Tälern von Donau, Kierling- und Weidlingbach wider. Das 

{STEK 2030+} wird auf die besonderen Stärken dieser Ortsteile set-

zen und die Stadtentwicklung vor allem auf die jeweilige Leitfunktion 

ausrichten.

So können Siedlungsgebiete mit höherer Bevölkerungsdichte und 

wichtigen Funktionen für die gesamte Stadt sehr gut mit Öffentlichen 

Verkehrsmitteln versorgt werden. Geschäfte benötigen die höhere 

Kundenfrequenz der zentralen Lage und die Verbindung mit öffentli-

chen Einrichtungen wie Schulen oder Behörden erleichtern das Erledi-

gen der täglichen Besorgungen. Das ist die Grundidee einer Stadt der 

kurzen Wege und fördert die Attraktivität zu Fuß zu gehen oder das 

Fahrrad zu verwenden.

Siedlungsgebiete mit geringerer Bevölkerungsdichte bieten oft ein ru-

higeres Wohnumfeld und vor allem mehr private Freiräume. Sie be-

anspruchen mehr Raum und haben in der Regel einen höheren Anteil 

Individualverkehr zur Folge, übernehmen aber aufgrund des höheren 

Grünanteils gerade im Umfeld eines Stadtzentrums für die gesamte 

Stadt eine wichtige klimaregulierende Funktion.

DIE LEBENSQUALITÄT VON STADT UND LAND GANZ NAH 
BEIEINANDER1

Funktionen einer Stadt

WOHNEN

VERSORGEN

ARBEITEN

ERHOLEN BILDEN

GEMEINSCHAFT 
ERLEBEN

AN

 KO
MMUNIKATION TEILNEHMEN

AM VERKEHR TEILNEHMEN

(gQuellenverzeichnis Q25)
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Der Siedlungsdruck im Großraum Wien ist besonders 

aufgrund der Nähe zur Bundeshauptstadt und des at-

traktiven Wohnumfeldes in Klosterneuburg stark spür-

bar. Eine gewisse Dynamik auf dem Wohnungs- und 

Grundstücksmarkt ist für die Anpassungsfähigkeit einer 

Stadt an die Bedürfnisse ihrer Bürgerinnen und Bürger 

notwendig und muss daher auch erhalten werden.

Mit dem {STEK 2030+} wird diese Dynamik, den Zielen 

der einzelnen Stadt- und Ortsteile entsprechend, jedoch 

restriktiv gesteuert. Abseits guter Versorgungsqualität 

mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs, 

also außerhalb der Zentren wird die Anzahl der zulässi-

gen Wohneinheiten auf einem Bauplatz im Flächenwid-

mungsplan  in dem gesetzlich vorgegebenen Rahmen 

festgelegt und der Bebauungsplan in diesen Bereichen 

bei Bedarf nachjustiert werden.

das Stadtzentrum Klosterneuburg in seiner gesamt-

städtischen Versorgungs- und Wohnfunktion ge-

stärkt wird.

die Ortszentren Kierling und Kritzendorf ihre lokale 

(Grund-)versorgungsfunktion erhalten, im unmit-

telbaren Umfeld jedoch ohne städtebauliche und 

infrastrukturelle Begleitmaßnahmen, die eine nach-

haltige Verbesserung der Lebensqualität für die 

Bevölkerung bedeuten, keine großvolumigen Wohn-

bauvorhaben umsetzbar sind. 

das Ortszentrum Maria Gugging seine lokale 

Grundversorgungsfunktion erhält und seine her-

ausragende Funktion als Forschungs- und Entwick-

lungsstandort weiter entwickelt. Im unmittelbaren 

Umfeld des Zentrums sollen jedoch ohne städte-

bauliche und infrastrukturelle Begleitmaßnahmen, 

die eine nachhaltige Verbesserung der Lebensqua-

lität für die Bevölkerung bedeuten, keine großvolu-

migen Wohnbauvorhaben umsetzbar sein.

Steuerung der Dynamik in den Zentren und entlang der Achsen

Beschränkung der Wohneinheiten im 
Flächenwidmungsplan

In Klosterneuburg wurde die Anzahl der Wohnein-
heiten bisher ausschließlich im Bauland-Wohngebiet 
geregelt. Auf Initiative der Stadtgemeinde Kloster-
neuburg ist dies seit dem Jahr 2017 auch in zentra-
len Lagen, in der Widmungsart Bauland-Kerngebiet, 
möglich. Geregelt sind diese Flächenwidmungsplan-
festlegungen im NÖ Raumordnungsgesetz 2014. 

Das {STEK 2030+} definiert die Rahmenbedingun-
gen für die Beschränkung der Wohneinheiten in die-
sen zentralen Bereichen. Die rechtliche Umsetzung 
der Beschränkung erfolgt im Rahmen eines eigenen, 
formellen Verfahrens zur Änderung des Flächenwid-
mungsplan.

das Ortszentrum Weidling seine lokale Wohnfunktion 

erhält. Voraussetzung für ein Forcieren der Entwick-

lungsdynamik wäre der Ausbau der Verkehrsinfra-

struktur, was allerdings nur möglich wäre, wenn eine 

starke Veränderung des Ortsbildes in Kauf genom-

men wird. Die weitgehende Erhaltung des Ortsbildes 

stellt jedoch ein wesentliches Ziel für Weidling dar, 

sodass ein Forcieren der Entwicklungsdynamik vor 

allem im Bereich des Wohnbaus nicht kompatibel 

ist. Die bestehenden öffentlichen Einrichtungen und 

Kleinbetriebe sollen erhalten bleiben.

das Ortszentrum Höflein an der Donau seine lokale 

Wohnfunktion erhält. Die Anbindung an den Öffentli-

chen Nahverkehr ist mit der Franz-Josefs-Bahn gut, 

aufgrund der bestehenden Versorgungsinfrastruktur 

und der untergeordneten Anbindung an das hoch-

rangige Straßennetz ist ein Forcieren der Entwick-

lungsdynamik allerdings nicht vorgesehen.

die Siedlungsachse Klosterneuburg-Kierling ihre 

Wohnfunktion erhält und die lokale Grundversorgung 

bestehen bleibt. Das Forcieren der Wohnfunktion 

durch eine höhere Anzahl von Wohneinheiten auf 

einem Grundstück wird nur dann angestrebt, wenn 

dies in den benachbarten Zentren nicht möglich ist 

und durch städtebauliche und infrastrukturelle Be-

gleitmaßnahmen eine nachhaltige Verbesserung der 

Lebensqualität für die Bevölkerung erreicht wird.

die Siedlungsachse Klosterneuburg-Kritzendorf ihre 

Wohnfunktion erhält und die lokale Grundversor-

gung bestehen bleibt. Das Forcieren der Wohn-

funktion durch eine höhere Anzahl von Wohn-

einheiten auf einem Grundstück wird nur dann 

angestrebt, wenn dies in den benachbarten Zen-

tren nicht möglich ist und durch städtebauliche 

und infrastrukturelle Begleitmaßnahmen eine 

nachhaltige Verbesserung der Lebensqualität für 

die Bevölkerung erreicht wird.

das Siedlungsgebiet Weidlingbachtal sei-

ne durchgrünte Wohnlage erhält und 

das Ortszentrum Weidling sowie 

die umgebenden Wohngebie-

te nicht mit einem relevant 

höheren Verkehrsaufkom-

men belastet.

Die Wohngebiete und das Sied-

lungsgebiet Scheiblingstein sind durch 

bestehende Beschränkungen der Wohnein-

heiten je Grundstück und darauf abgestimmte Vor-

schriften des Bebauungsplans bereits weitgehend 

reglementiert.

Mit der Umsetzung dieser Maßnahme soll in den Stadt- 

und Ortsteilen erreicht werden, dass
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Private Grünräume, also solche, die zum Beispiel nicht 

als Parkanlage oder Spielplatz der Öffentlichkeit zur Ver-

fügung stehen, haben trotzdem eine wichtige Funktion 

für die gesamte Stadt. Besonders an heißen Tagen sind 

sie ein wichtiger Klimaregulator, sichern die Lebensquali-

tät in der Stadt und sollen im größtmöglichen Ausmaß 

erhalten bleiben.

Große Teile der Zentren wurden begleitend zur Über-

arbeitung der Schutzzonen  und erhaltungswürdigen 

Altortgebiete im Bebauungsplan der Stadtgemeinde im 

Hinblick auf diese sogenannten Gartenzonen bereits 

überprüft. Schrittweise wird diese Begutachtung nun 

auch für die restlichen Teile des Stadtgebietes in den 

kommenden Jahren erfolgen.

Als mögliche Maßnahmen stehen im Bebauungsplan 

die Festlegung oder Anpassung von Baufluchtlinien und 

Freiflächen, aber gegebenenfalls auch die Überarbeitung 

der Bebauungsdichte oder der Bebauungsweise zur Ver-

fügung.

Jedenfalls ist es das Ziel, dass in Randlagen vorzugs-

weise die offene Bebauungsweise im Sinne einer exten-

siven Bebauung eingesetzt wird. Abweichungen davon 

soll es nur geben, wenn die bestehende Bebauung oder 

historisch gewachsene Grundstückskonfigurationen dies 

erfordern.

Steuerung der Siedlungsstruktur in den Wohn-
gebieten

Schutzzonen in Klosterneuburg

Im Jahr 2015 führte die Stadtgemeinde Klosterneu-
burg ein neues Schutzzonenmodell ein, welches die 
Ziele verfolgt, das äußere Erscheinungsbild von Ein-
zelobjekten, das bauhistorisch wertvolle Siedlungs-
gefüge sowie ortsbildprägende Gebäudestrukturen, 
Ensembles und charakteristische Straßenräume zu 
schützen. Die Prüfung der Ortsbildverträglichkeit 
von anzeige- oder baubewilligungspflichtigen Bau-
projekten in Schutzzonen, erhaltenswürdigen Altort-
gebieten und Ortsbildzonen ist damit zwingend er-
forderlich. Seit Erlass dieser Festlegung wurden die 
Schutzzonen innerhalb der Stadtgemeinde umfang-
reich überarbeitet und um weitere Gebiete erweitert. 

Diese Frage wird auch von Expertinnen und Exper-
ten durchaus kontroversiell diskutiert. Wir glauben, 
dass nicht unbedingt die Zunahme der Bevölke-
rungszahl ausschlaggebend ist, sondern die Dyna-
mik einer Gemeinde. So ist es wichtig, dass viel-
fältiger Wohnraum zur Verfügung steht, der es zum 
Beispiel älteren Personen ermöglicht, vom Einfami-
lienhaus am Stadtrand in eine attraktive Wohnung 
im Stadtzentrum zu ziehen. Junge Menschen sol-
len – so schwierig das in Klosterneuburg aufgrund 
der hohen Grundstückspreise auch weiter bleiben 
wird – eine erschwingliche Wohnung und Familien 
einen Bauplatz für ihr Einfamilienhaus finden. Das 
erfordert die Bereitschaft der Stadt und ihrer Bevöl-
kerung, von Zeit zu Zeit in einzelnen Bereichen den 
Wandel von Nutzungen und Bebauung zu fördern. 

Die Aufgabe der Stadtplanung ist es, mit gezielten 
Maßnahmen die Lebensqualität in den Ortsteilen zu 
verbessern und punktuellen Wandel zu begleiten. 
Diese Dynamik in einer Gemeinde verhindert, dass 
sie langfristig verödet und ihre Attraktivität für die 
Bürgerinnen und Bürger verliert.

Besonders zu berücksichtigen werden bei der Bearbei-

tung der Baubestand und die Siedlungsstruktur sein, 

wenn diese von der überwiegenden Umgebungsstruktur 

abweichen. In diesen Fällen wird eine detaillierte Prüfung 

erforderlich sein, ob bei einer bestehenden Bebauung 

mit einer höheren Anzahl von Wohneinheiten einerseits 

dieses Ausmaß an Wohnungen auch langfristig zuzubil-

ligen oder andererseits die Festlegung einer geringeren 

Anzahl von Wohneinheiten zu rechtfertigen ist. Die Frage 

der Verträglichkeit von Baubestand mit einer höheren 

Anzahl an Wohneinheiten, muss auch in Zentrumsberei-

chen gestellt werden, wo dem Grund nach Verdichtung 

angestrebt wird. Denn auch dort geht es letztlich um die 

Absicherung typischer Bebauungsstrukturen.

Jedenfalls müssen auch während der Geltungsdauer des 

{STEK 2030+} die Auswirkungen der Festlegung be-

obachtet werden, um mögliche Fehlentwicklungen rasch 

korrigieren zu können.

Die Maßnahmen werden dazu dienen, in allen Stadt- und 

Ortsteilen eine strukturierte Entwicklung der Siedlungs-

struktur zu ermöglichen.

BRAUCHT EINE GEMEINDE 
BEVÖLKERUNGSWACHSTUM?
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Ziel Indikator Maßnahme

Die Siedlungsentwicklung orientiert sich 
an der Versorgungsqualität der Stadt- und 
Ortsteile mit Gütern und Dienstleistungen 
des täglichen Bedarfs und Öffentlichem 
Verkehr.

Bevölke-
rungsent-
wicklung

Festlegung maximal zulässiger Wohneinheiten bei den 
Widmungen Bauland-Wohngebiet und Bauland-Kern-
gebiet (Flächenwidmungsplan)

Anpassung der Bebauungsbestimmungen an die vor-
herstehende Maßnahme (Bebauungsplan)

Erhaltung des hohen Durchgrünungsgra-
des der Stadt.

Fläche der 
Gartenzonen 
in m²

Prüfung der Vergrößerung von Gartenzonen außerhalb 
von Schutzzonen und erhaltungswürdigen Altortge-
bieten (Bebauungsplan)

Bevorzugte Festlegung der offenen Bebauungsweise 
in Wohngebieten in Randlage

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Steuerung der 
Siedlungsstruktur

Ja, das kann man heute ganz allgemein so sagen. 
Nicht umsonst sind kompaktes Bauen aufgrund 
des geringeren Energieverbrauchs, Nachverdich-
tung in den Ortszentren zur Verkürzung täglicher 
Wege im Sinne nachhaltiger Mobilität und höheres 
Bauen zur Verringerung der Bodenversiegelung 
hochrangige fachliche und gesellschaftliche Ziele, 
die wir in der Planung zu beachten haben. 

Aber abgesehen davon, dass das Eine nicht 
zwangsweise auch gleich zum Anderen führt, 
haben unbebaute Flächen in der Stadt wichtige 
Funktionen: Sie bieten öffentlichen und privaten 
Erholungsraum, haben für Tier- und Pflanzen-
arten große Bedeutung, regulieren im Sinne der 
„Schwammstadt“ den Wasserhaushalt, gleichen 
kleinräumige Klimaextreme aus und reduzieren bei 
Bewohnerinnen und Bewohnern urbanen Dichte-
stress. Wie so oft, gilt es also auch in diesem Fall, 
die Umweltauswirkungen im Ganzen abzuwägen 
und kluge Entscheidungen für eine nachhaltige 
Entwicklung zu treffen.

VERBRAUCHEN WIR ZU VIEL BODEN?

UNSEREN BODEN EFFIZIENTER NUTZEN2

Flächen, die zwar bebaut sind, aber nicht mehr genutzt 

werden, haben in der Stadtplanung hohes Potenzial, 

insbesondere wenn sie zentrumsnahe liegen und gut 

erschlossen sind. Es spricht vieles dafür, solche soge-

nannten Konversionsflächen einer neuen Nutzung zuzu-

führen, weil dadurch vor allem bestehende Infrastruktur 

genutzt und das Siedlungswachstum auf Kosten der frei-

en Landschaft zumindest hintangehalten werden kann.

Dies gilt auch für Flächen, die nicht effizient genutzt wer-

den, was vor allem in Gewerbe- und Betriebsgebieten 

wie der Schüttau häufig der Fall ist. In der Regel befin-

den sich die betroffenen Grundstücke nicht im Eigentum 

der Stadtgemeinde, sodass die herkömmlichen Instru-

mente der Raumplanung in der Regel nicht ausreichen, 

um die Nachnutzung oder effizientere Nutzung in der 

Art anzustoßen, dass sie einen hochwertigen Beitrag zur 

Entwicklung der Stadt bringt.

Mit dem {STEK 2030+} setzt sich die Stadtgemeinde 

das Ziel zukünftig aktiv auf betroffene Grundstücks-

eigentümerinnen und -eigentümer zuzugehen und ge-

meinsam gute Lösungen zu finden. Ein wesentliches 

Planungsinstrument, das dabei in Zukunft grundsätzlich 

zum Einsatz kommen wird, ist die Vertragsraumordnung. 

Dabei kommt es zu einer vertraglichen Vereinbarung 

zwischen Grundstückseigentümerinnen bzw. -eigen-

tümern und der Stadtgemeinde, in der beispielsweise 

die zukünftige Nutzung oder Maßnahmen zur Verbesse-

rung der Baulandqualität – auch Qualität der Freiräume, 

Baumpflanzungen oder Fassadenbegrünungen – festge-

legt werden können.

Die Qualität der nachfolgenden Nutzung und der Be-

bauung spielt dabei ebenfalls eine große Rolle. Je nach 

Größe des Vorhabens wird die Stadtgemeinde daher an-

streben, dass Wettbewerbe oder kooperative Planungs-

prozesse durchgeführt werden, die durch die Einbindung 

von Expertinnen und Experten größtmögliche Qualität in 

der Planung und Transparenz in den Entscheidungspro-

zessen sicherstellen werden.

Einsatz zeitgemäßer Planungsinstrumente und -methoden in der Stadtplanung

Im Fokus liegt dabei die Abwägung aller Einflussfaktoren, 

wobei stets darauf Bedacht zu nehmen ist, dass sich das 

Vorhaben positiv auf die Stadt oder bei kleineren Ent-

wicklungen auf den Umgebungsbereiche auswirkt.

Dabei ist die Stadtgemeinde Klosterneuburg darauf be-

dacht, durch Einsatz aller zu Verfügung stehender raum-

ordnungsrechtlicher Instrumente, wie z.B. Festlegung 

von Aufschließungszonen im Flächenwidmungsplan, ge-

eignete Flächen für die gewünschten Nutzungen sicher-

zustellen.

Ist die Nutzung einer Konversionsfläche für Wohnzwecke 

vorgesehen, wird vorab geprüft, ob die Fläche zur Errich-

tung leistbaren Wohnraums geeignet ist und mit welchen 

Maßnahmen (z.B. kommunaler, genossenschaftlicher 

oder frei finanzierter Wohnbau) dieses Ziel erreicht wer-

den kann.
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Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel

Im Jahr 2015 hat das Österreichische Bundesheer das 

Areal der Magdeburg-Kaserne geräumt, nachdem die 

dort stationierte Pioniertruppenschule verlegt wurde. Be-

reits im Herbst 2013 begann die Stadtgemeinde einen 

Prozess zur Vorbereitung der Nachnutzung und erarbei-

tete gemeinsam mit der Bevölkerung sowie Expertinnen 

und Experten Ziele, Qualitäten und ein städtebauliches 

Leitbild.

Im März 2015 hat der Gemeinderat die Vision und die 

Qualitäten einer Nachnutzung beschlossen. Im Novem-

ber 2015 wurde dann bereits der Beschluss für die Um-

setzung des zuvor erarbeiteten städtebaulichen Leitbilds 

gefasst.

Als wesentliche Maßnahme für die Stadtentwicklung der 

kommenden Jahre bleibt nach Klärung aller fachlichen 

Fragen und dem Abschluss eines Raumordnungsvertra-

ges mit dem Grundstückseigentümer die Umsetzung der 

Vision eines vielfältigen, lebendigen, ökologisch nachhal-

tigen Stadtteils. 

Zielgebiete für innovative Stadtentwicklung in Klosterneuburg

Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau

Das Gewerbegebiet Schüttau ist das einzige zusammen-

hängende Gebiet der Stadt, in dem großflächige Betriebs-

ansiedlungen möglich sind. Durch die Lage ist auch die 

Gefahr für Konflikte mit anderen Nutzungen gering. Die 

bestehende Struktur ist in den vergangenen Jahrzehn-

ten gewachsen und bringt bei einem hohen Flächenver-

brauch nur wenig hochwertig genutzte Betriebsflächen. 

Grund dafür ist vor allem die mit ein bis zwei Geschoßen 

überwiegend geringe Gebäudehöhe.

Mit der Maßnahme der Erarbeitung eines „Innovations-

plans Gewerbegebiet Schüttau“ sollen in den kommen-

den Jahren Möglichkeiten gefunden werden, die Summe 

der Nutzflächen zu erhöhen und zugleich Betriebe mit 

hochwertigem Arbeitsplatzangebot für diese Flächen zu 

interessieren. (gKlosterneuburg setzt auf Forschung und 

Entwicklung (F&E) im Rahmen einer aktiven Betriebsan-

siedlungspolitik)

Eine wichtige Aufgabe der Bearbeitung wird es sein, die 

richtigen Schwerpunkte für eine zukünftige Betriebsan-

siedlung zu setzen, bei denen die Mobilität der Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter sicher eine zentrale Rolle spielen 

wird.

M
AS

SN
AH

M
EN

 IM
 Ü

BE
R

BL
IC

K

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur effizienteren Nutzung 
des Bodens

Ziel Indikator Maßnahme

Transparente und hochwirksame Prozesse 
in der Stadtplanung

Einsatz 
Planungsins-
trumente

Frühzeitige Sicherung von Konversionsflächen durch 
raumordnungsrechtliche Instrumente

Forcierung vertraglicher Vereinbarungen (Raumord-
nungsverträge) bei Vorhaben der Stadtentwicklung

Förderung kooperativer und kompetitiver Planungs-
prozesse bei Vorhaben der Stadtentwicklung

Die (gebaute) Stadtentwicklung konzentriert 
sich auf die Verwertung ungenutzter oder 
nicht effizient genutzter Flächen im be-
stehenden Bauland (Konversion).

Baulandbi-
lanz

Umsetzung Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel

Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau
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FACHLICH VERNETZEN UND REGIONAL KOOPERIEREN3
Manche Aufgaben der Stadtentwicklung können auf 

Gemeindeebene nur unzureichend erfüllt werden. Aus 

diesem Grund bestehen zum Beispiel bei der Wasser-

versorgung oder der Abfallentsorgung Kooperationen mit 

anderen Gemeinden.

Diese Kooperationen sollen zukünftig vor allem mit den 

Nachbargemeinden vertieft werden und somit helfen, die 

Aufgaben der Stadt effizienter zu erfüllen. Als Instrument 

der Zusammenarbeit bietet sich dafür die Bildung einer 

Kleinregion an, die auch von Seite des Landes Nieder-

österreich mit Förderungen unterstützt wird . Erster 

Schritt ist dabei die Erstellung eines Kleinregionalen Ent-

wicklungskonzeptes, das die Synergien herausarbeitet 

und die gemeinsamen Ziele und Maßnahmen dokumen-

tiert.

Die interkommunale Zusammenarbeit basiert in Nie-
derösterreich auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Das 
Entwickeln einer gemeinsamen Vision, die Erarbei-
tung von Projekten und räumlichen Planungsvorha-
ben, das Einsparen von Kosten sowie die Minderung 
von Konkurrenz sind nur einige Vorteile, die den Aus-
schlag geben, gemeindeübergreifend zusammenzu-
arbeiten.

In Niederösterreich wird die interkommunale Zusam-
menarbeit in Form von Kleinregionen gelebt. Eine 
Kleinregion setzt sich aus sechs oder mehr räumlich 
aneinander grenzenden Gemeinden mit einer Min-

Aufgrund der Verflechtung der Gemeinden im Ballungs-

raum Wien in vielen Bereichen erweisen sich auch der 

Informationsaustausch auf fachlicher und politischer 

Ebene sowie überregional abgestimmte Vorgangsweisen 

als wichtige Faktoren der nachhaltigen Planung.

Mit dem Stadt-Umland-Management Wien/Niederöster-

reich (SUM) besteht bereits eine gut eingeführte Platt-

form für die Vernetzung der handelnden Personen. Die 

Stadtgemeinde wird sich in den kommenden Jahren ver-

stärkt bei SUM, aber auch in anderen Fachgremien en-

gagieren, um die Herausforderungen der Stadtentwick-

lung in der Stadtregion Wien aus eigener Sicht in den 

Diskurs einzubringen und nach gemeinsamen Lösungen 

zu suchen.

EXKURS: Kleinregionen in Niederösterreich
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur fachlichen Vernet-
zung und regionalen Kooperation

Ziel Indikator Maßnahme

Hoher Vernetzungsgrad in der Region und 
in Fachgremien

Initiativen

Bildung einer Kleinregion und Erstellung eines Klein-
regionalen Entwicklungskonzeptes

Verstärktes Engagement in regionalen Fachgremien 
(z.B. Stadt-Umland-Management)

Regelmäßige Abstimmung zu Themen der Raum-
ordnung und Gemeindeentwicklung mit den angren-
zenden Nachbargemeinden St.Andrä-Wördern und 
Korneuburg, zur frühzeitigen Erkennung potentieller 
Kooperationen

Fortführung und Intensivierung bestehender Koope-
rationen mit den angrenzenden Nachbargemeinden 
St.Andrä-Wördern und Korneuburg zu Themen der 
Stadtentwicklung und technischen Infrastruktur

desteinwohnerzahl von 8.000 zusammen. Die Gemein-
deanzahl kann unterschritten werden, wenn mindestens 
drei Gemeinden mit 12.000 EinwohnerInnen kooperie-
ren. Weiters wird – um die kleinregionale Identität und 
die nötige BürgerInnennähe zu sichern – eine Anzahl von 
maximal 20 Mitgliedsgemeinden angestrebt. 

Von den beteiligten Gemeinden ist eine gemeinsame Or-
ganisation zu bilden, um die Kooperation auf eine gesi-
cherte Basis zu stellen. Die Auswahl der Rechtsform hat 
dabei im Hinblick auf die zu bewältigenden Aufgaben zu 

erfolgen (gQuellenverzeichnis Q26).
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KLOSTERNEUBURG FÖRDERT 
BÜRGERBETEILIGUNG UND 

BEKENNT SICH ZU EINER 
TRANSPARENTEN UND 

INTEGRATIVEN STADTPLANUNG

Maßnahmen zu Leitsatz 2:

Klosterneuburg ist sich einigen Jahren die Bedeutung von BürgerIn-

nenbeteiligungsprozessen in der Stadtplanung bewusst. Dabei kom-

men unterschiedlichste Instrumente zur Anwendung. Dazu zählen 

Informationsveranstaltungen, Konsultationsverfahren sowie Mitbestim-

mungsprozesse.

Bereits in der Vergangenheit wurden Maßnahmen gesetzt, um die Be-

völkerung aktiv in Planungsprozesse zu integrieren. Die Beteiligung im 

Zuge des {STEK 2030+} zeigte das große Interesse der Klosterneu-

burgerinnen und Klosterneuburger an der Entwicklung ihrer Stadtge-

meinde. Um dieses Engagement auch in Zukunft zu bewahren, soll die 

Teilnahme an relevanten Prozessen weiterhin ermöglicht werden. Die 

aktive Partizipation der Bürgerinnen und Bürger ist unter anderem im 

Zuge von kooperativen Planungsprozessen vorgesehen .

Der kooperative Planungsprozess ist ein neues Instrument, bei 
dem Planerinnen und Planer sowie andere relevante Stakeholder 
unter Einbindung der Bevölkerung direkt kooperieren. Anders als 
bei Wettbewerben steht bei kooperativen Prozessen nicht das 
konkurrierende Planen im Vordergrund, sondern das gemeinsame 
Entwickeln von Lösungsansätzen. Dadurch erhalten alle Beteilig-
ten die Möglichkeit, ihren Standpunkt einzubringen: Planerinnen 
und Planer, Investorinnen und Investoren, Vertreterinnen und Ver-
treter aus Politik und Stadtverwaltung und selbstverständlich die 
Bevölkerung (gQuellenverzeichnis Q10).

kooperative Planungsprozesse 
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Zusätzlich zu diesen umfassenden Prozessen bieten 

kleinere Beteiligungsformate die Möglichkeit, über orts-

bezogene Maßnahmen abzustimmen. Dadurch sollen 

nicht nur die Bedürfnisse und Erfahrungen der Bewoh-

nerinnen und Bewohner einzelner Stadtteile abgefragt, 

sondern auch die Zusammenarbeit innerhalb jener Grät-

zel gefördert werden.

Des Weiteren wird die laufende Information der Bevöl-

kerung weiterhin über die Homepage Klosterneuburgs 

gewährleistet. 

In einem eigenen Bereich werden sich die Bürgerinnen 

und Bürger in Zukunft jederzeit über aktuelle Planungen 

der Stadtgemeinde informieren können. Im Zuge des 

{STEK 2030+} wird außerdem an einer Lösung gearbei-

tet, um in Zukunft auch eine Jahresbilanz der Widmungs-

ansuchen in anonymisierter Form nach außen zu tragen. 
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Förderung der Bür-
gerbeteiligung und einer transparenten und integrativen 
Stadtplanung

Ziel Indikator Maßnahme

Hohe Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern bei Themen der Stadtentwicklung

Beteiligungs-
prozesse

Durchführung von Beteiligungsprozessen bei relevan-
ten Stadtentwicklungsvorhaben

Grätzel-Koordination zur Abstimmung kleinräumiger 
bzw. ortsbezogener Maßnahmen

Hohe Transparenz bei Vorhaben in der 
Stadtplanung

Maßnahmen 
zur Informa-
tion

Einrichtung einer Web-Informationsplattform Stadt-
planung

Bürgerfreundliche Information über Vorhaben in der 
Stadtplanung

Veröffentlichung einer anonymisierten Jahresbilanz 
über Widmungsansuchen und deren Umsetzung
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KLOSTERNEUBURG SCHÄTZT, 
PFLEGT UND SCHÜTZT DIE 

NATUR UND SEINE 
KULTURLANDSCHAFT

Maßnahmen zu Leitsatz 3:

Kulturlandschaft entsteht durch laufenden Wandel und mit ihr wandelt 

sich auch das Landschaftsbild stetig. Dabei entspricht nicht immer 

das, was zur Aufrechterhaltung der Bewirtschaftung erforderlich ist, 

dem ästhetischen Wunschbild jener Menschen, die sie in ihrer Freizeit 

nutzen. Auch ist die Erhaltung attraktiver Landschaften ohne zusätz-

liche Eingriffe möglich, so lange die Bewirtschaftung rentabel ist.

Demzufolge muss abgewogen werden, wie die Kulturlandschaft und 

mit ihr das für Klosterneuburg identitätsstiftende Landschaftsbild wei-

terentwickelt wird. Ein wichtiges Element attraktiver Kulturlandschaf-

ten sind offene, also unbewaldete Landschaftsteile. Diese werden in 

aller Regel durch wachsende Siedlungsräume, Zersiedelung – also 

Baulandsplitter oder Einzelgebäude im Grünland – und fehlende Be-

wirtschaftung mit dem damit einhergehenden Wachsen der Waldflä-

chen bedroht.

In Klosterneuburg ist das Ausdehnen des Baulandes durch Siedlungs-

grenzen im regionalen Raumordnungsprogramm  streng reglemen-

tiert, sodass hier bereits ein effektiver Schutz der Kulturlandschaft be-

steht. Das {STEK 2030+} konzentriert sich daher auf Maßnahmen zu 

den folgenden Einflussfaktoren.

KULTURLANDSCHAFT SCHÜTZEN, INDEM WIR SIE 
WEITERENTWICKELN1

Die Stadtgemeinde Klosterneuburg liegt im Geltungsbereich des 
Regionalen Raumordnungsprogrammes Wien Umland Nordwest. 
Im Zuge dieser überörtlichen Planung wurden seitens des Landes 
Niederösterreich folgende Zielsetzungen definiert:

• Abstimmung des Materialabbaus auf den mittelfristigen Be-
darf, auf die ökologischen Grundlagen und auf andere Nut-
zungsansprüche

• Festlegung siedlungstrennender Grünzüge und Siedlungs-
grenzen zur Sicherung regionaler Siedlungsstrukturen und 
typischer Landschaftselemente sowie zur vorausschauenden 
Vermeidung von Nutzungskonflikten

• Sicherung und Vernetzung wertvoller Biotope
• Sicherstellung der räumlichen Voraussetzungen für eine leis-

tungsfähige Land- und Forstwirtschaft

Ausgehend von diesen Zielsetzungen wurden Maßnahmen für den 
Naturraum, die Siedlungsentwicklung und die Rohstoffgewinnung 
festgelegt. Die Planungen der Stadtgemeinde dürfen den Bestim-

mungen des Landes NÖ nicht widersprechen (gQuellenverzeich-
nis Q11).

Verordnung über ein Regionales Raumordnungsprogramm 
Wien Umland Nordwest, LGBl. Nr. 73/2015
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Priorität für das Errichten von Gebäuden im gewidmeten Bauland

Erhaltung der unbewaldeten Kulturlandschaft

In erster Linie erfolgt die Errichtung von Gebäuden im ge-

widmeten Bauland. Es können allerdings auch Bauwerke 

in Grünlandwidmungen bewilligt werden, wenn diese für 

die Nutzung der jeweiligen Widmung erforderlich sind. 

Häufige Beispiele dafür sind landwirtschaftliche Gebäu-

de in der Widmung Grünland-Land- und Forstwirtschaft. 

Als Maßnahme des {STEK 2030+} ist die Erstellung 

eines Konzeptes zur Anpassung der Grünlandwidmun-

gen in der Kulturlandschaft vorgesehen, um damit vor 

allem die Möglichkeit zur Errichtung von Gebäuden im 

Grünland besser zu steuern. Diese soll im Wesentlichen 

nur für land- und forstwirtschaftliche Gebäude bestehen.

Darüber hinaus werden für die Festlegung erhaltenswer-

ter Gebäude im Grünland (Geb)  zusätzliche fachliche 

Kriterien festgelegt. Grundsätzlich sollen Geb nur mehr 

dann verordnet werden, wenn:

Die Erhaltung und nachhaltige Weiterentwicklung der 

unbewaldeten Kulturlandschaft, sogenannter Offenland-

schaften war auch schon im Örtlichen Entwicklungskon-

zept 2004 ein wichtiger Themenbereich. Die Evaluierung 

hat jedoch ergeben, dass die getroffenen Maßnahmen 

nicht zu den gewünschten Effekten geführt haben.

Mit dem {STEK 2030+} wird daher die Erarbeitung 

eines neuen Pflegekonzeptes begonnen, das zunächst 

den Bestand der Offenlandflächen im Detail bewerten 

soll und in Einzelbereichen auch die Anpassung des 

Flächenwidmungsplanes zur Folge haben wird. Darauf 

aufbauend soll mit den betroffenen Grundstückseigen-

tümern eine enge Kooperation begonnen werden, um 

geeignete Maßnahmen für die Verhinderung der natür-

lichen Sukzession  besonders bei Flächen zu definie-

ren, deren landwirtschaftliche Nutzung nicht rentabel ist. 

Für die Sicherstellung der Einhaltung soll ein zumindest 

5-jährliches Monitoring eingerichtet werden.

• die Festlegung den Leitsätzen des {STEK 2030+} 

folgt, d.h. zum Beispiel der Erhaltung der Kultur-

landschaft, der Förderung der Landwirtschaft oder 

der Erholung der Bevölkerung dient.

• die zukünftige Nutzung in der Verordnung definiert 

ist und diese nicht ausschließlich die Wohnnutzung 

umfasst.

• bei Entfall der definierten Nutzung nach zumindest 

3 Jahren die Festlegung als Geb neu geprüft und 

im Sinne einer dadurch wesentlichen Änderung der 

Grundlagen auch die Streichung als Geb erwogen 

wird.

Geb sind solche Gebäude, die unabhängig von der um-

gebenden Flächenwidmung auch langfristig erhalten 

bleiben können. Die Kriterien sollen bereits bei Wid-

mungsverfahren im Jahr 2020 zur Anwendung gelangen.

Auf künstlichen oder natürlich entstandenen Frei-
flächen machen Ökosysteme eine Entwicklung mit 
verschiedenen Stadien durch. Man nennt diese Ent-
wicklung "Sukzession". Ist die Sukzession auf eine 
Änderung der natürlichen Bedingungen zurückzu-
führen, wird sie "natürliche Sukzession" genannt.

Dieser Prozess beinhaltet die Verdrängung der je-
weils konkurrenzschwächeren Pflanzen durch über-
legene Arten. Durch natürlichen Anflug von Samen, 
bzw. Verbreitung der Samen durch Vögel vollzieht 
sich nach und nach ein Wandel in der Vegetation 
und in der Folge auch in der Fauna.

natürliche Sukzession

Besonders wichtig ist das Bewusstsein in der Gesell-

schaft über den Wert offener Kulturlandschaften, wes-

halb begleitend zur Erarbeitung des neuen Pflege-

konzeptes die Umsetzung einer Informationsserie zur 

Bedeutung für Naturschutz, Landschaftsbild und Erho-

lung durchgeführt wird.

M
AS

SN
AH

M
EN

 IM
 Ü

BE
R

BL
IC

K

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zum Schutz der Kultur-
landschaft

Ziel Indikator Maßnahme

Minimierung von Bauen im Grünland
Bauvorhaben im 
Grünland

Konzept zur Anpassung der Grünlandwidmungen in 
der Kulturlandschaft und Überarbeitung des Flächen-
widmungsplanes

Ergänzung der rechtlichen Vorgaben zur Festlegung 
erhaltenswerter Gebäude im Grünland (Flächenwid-
mungsplan) mit fachlichen Kriterien

Erhaltung der offenen Kulturlandschaft
Waldfläche in 
Offenlandflächen

Pflegekonzept Offenlandschaft

Impuls Offenlandschaft - Bewusstseinsbildung zur 
Erhaltung der offenen Kulturlandschaft
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Naturschutz durch Information und Bewusstsein

In Kooperation mit dem Biosphärenpark Wienerwald 

und engagierten NGOs werden Schwerpunkte in unter-

schiedlichen Medien gesetzt, um die Bevölkerung auf 

den Status Klosterneuburgs als Teil dieser besonders 

schützenswerten Region aktiv aufmerksam zu machen. 

Vor allem das Amtsblatt und die Homepage der Stadtge-

meinde bieten Möglichkeiten, das Selbstverständnis der 

Stadtgemeinde diesbezüglich zu stärken. Auch durch 

Vortragsreihen soll die Thematik aufgegriffen und vertieft 

werden.

Darüber hinaus sollen in den Schulen Klosterneuburgs 

Themenschwerpunkte über den Naturpark Eichenhain 

sowie den Biosphärenpark Wienerwald gesetzt werden, 

um die Kinder und Jugendliche für dieses Thema zu sen-

sibilisieren. Die junge Bevölkerung soll sich über die Be-

sonderheiten der Region bewusst sein und lernen, was 

jede und jeder einzelne von ihnen leisten kann, um etwas 

im Sinne des Naturschutzes zu unternehmen. In Koope-

ration mit verschiedenen, für den Naturschutz aktiven 

Organisationen des Biosphären- und Naturparks finden 

Vorträge und Projekttage statt. 

• Schutz von Ökosystemen und Landschaften, 
Erhaltung der biologischen und kulturellen Viel-
falt und der genetischen Ressourcen

• Entwicklung und Förderung von ökologisch, 
wirtschaftlich und soziokulturell nachhaltigen 
Formen der Landnutzung

Hauptfunktionen von Biosphärenparks 

Gemeinsam mit 50 weiteren niederösterreichischen Ge-

meinden und sieben Wiener Gemeindebezirken bildet 

Klosterneuburg den Biosphärenpark Wienerwald. Das 

umfassende Schutz- und Entwicklungsinstrument der 

UNESCO verfolgt das Ziel, großflächige, repräsentative 

Ausschnitte der Natur- und Kulturlandschaft zu erhalten. 

Die lokale Bevölkerung erarbeitet dabei in Kooperation 

mit dem Biosphärenpark Konzepte zum Schutz und 

zur nachhaltigen Entwicklung der Region . Der Bio-

sphärenpark Wienerwald ist in Österreich einer von drei 

dieser besonderen Schutzgebiete und zeichnet sich vor 

allem durch ein Mosaik aus Laubwäldern und vielfältiger 

Offenlandbereiche aus.

KLOSTERNEUBURG ALS BIOSPHÄREN- UND NATURPARKGEMEINDE2
Auch ein Teil des Naturpark Eichenhain liegt in der 

Stadtgemeinde. Dieser Teil des Wienerwalds zwischen 

Klosterneuburg und St.Andrä-Wördern präsentiert sich 

durch das charakteristische Landschaftsbild der Donau, 

die sanfte Hügellandschaft, Wiesen sowie Buchen- und 

Eichenwälder. Im Naturpark wird diese besondere Kultur-

landschaft für Besucherinnen und Besucher durch spe-

zielle Einrichtungen erschlossen und als Erholungsraum 

zugänglich gemacht. Trotzdem kommen dem Schutz 

und der Förderung der biologischen Vielfalt gleichzeitig 

große Bedeutung zu, um den Wert des Landschaftsrau-

mes zu wahren und weiterzuentwickeln. 
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Präsentation Kloster-
neuburgs als Biosphären- und Naturparkgemeinde

Ziel Indikator Maßnahme

Hoher Vernetzungsgrad in der Region und 
in Fachgremien

Initiativen

Bildung einer Kleinregion und Erstellung eines Klein-
regionalen Entwicklungskonzeptes

Verstärktes Engagement in regionalen Fachgremien 
(z.B. Stadt-Umland-Management)

• Unterstützung von Forschung, Umweltbeob-
achtung und Bildungsaktivitäten für besseres 
Verstehen von Wechselwirkungen zwischen 
Mensch und Natur (gQuellenverzeichnis Q13)
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Ziel Indikator Maßnahme

Nachhaltiger Umgang bzw. umwelt-
schonende Bewirtschaftung der 
öffentlichen Grün- und Freiräume der 
Stadtgemeinde

umgesetzte 
Projekte

Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen im Zuge 
von Bauvorhaben im Bereich von Fließgewässern

ausschließliche Nutzung umweltfreundlicher Pflan-
zenschutzmittel im Bereich von öffentlichen Grün-
flächen

Themenschwerpunkt Aufklärung der Bevölkerung 
zum Thema Neophyten im Amtsblatt als Informa-
tionsserie

Neues Leben für Flüsse und BächeNatur in der Stadtgemeinde

Aufgrund von Verrohrungen, Begradigungen und Hoch-

wasserschutzmaßnahmen erscheinen viele Flüsse und 

Bäche nicht mehr in ihrem ursprünglichen Erschei-

nungsbild. Darunter leiden vor allem jene Tiere und 

Pflanzen, welche hier ihren Lebensraum haben. Durch 

Renaturierungen können aus künstlichen Wasserführun-

gen wieder lebendige Gewässer mit vielfältigen ökologi-

schen Funktionen entstehen. 

Im Zuge von Bauvorhaben im Bereich von Fließgewäs-

sern soll die potentielle Umsetzung von Renaturierungs-

maßnahmen geprüft und entsprechend der Möglichkei-

ten verwirklicht werden. Besonders zu berücksichtigen 

sind hierbei die Verfügbarkeit der Flächen, Hochwasser-

schutz und die Wirtschaftlichkeit der Maßnahme.

Bereits im Jahr 2015 befürwortete die Stadtgemeinde 

einstimmig die naturnahe Pflege der öffentlichen Grün-

räume. Diese soll im Speziellen unter Einhaltung der 

„Natur im Garten“-Kriterien erfolgen. Auf Pestizide, che-

misch-synthetische Düngemittel sowie Torf und torfhal-

tige Produkte wird auch in Zukunft verzichtet, während 

ökologisch wertvolle Grünraumelemente, wie Bäume und 

Alleen, geschützt werden. Bei der Gestaltung von Grün-

flächen kommen vorwiegend standortgerechte, regional-

typische und ökologisch wertvolle Pflanzen zum Einsatz.

Mit dem {STEK 2030+} nimmt sich die Stadtgemein-

de vor, den Grundsätzen der „Natur im Garten“-Initiative 

weiterhin zu folgen, um so die ökologische Qualität der 

betroffenen Flächen zu stärken und als Vorbild für die 

Bürgerinnen und Bürger zu wirken.

Klosterneuburg ist sich seiner Vorbildfunktion bewusst 

und setzt aktiv Maßnahmen, um einen Beitrag zum 

nachhaltigen Umgang mit Grün- und Freiflächen zu leis-

ten. Dadurch kann nicht nur Aufmerksamkeit geweckt 

VORBILDFUNKTION DER STADTGEMEINDE ENTFALTEN3
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zum nachhaltigen Um-
gang mit öffentlichen Grün- und Freiräumen

und das Bewusstsein der Bevölkerung gestärkt, sondern 

auch die ökologische Qualität der gemeindeeignen Flä-

chen gesteigert werden.
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Wohngebiete

Kulturlandschaft

Offenlandfläche

Wald

fließendes Gewässer

Naturpark Eichenhain

Biosphärenpark Wienerwald

Meter
1.000 2.0005000

N

Katastralgemeindegrenzen
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KLOSTERNEUBURG SETZT 
MASSNAHMEN ZUM 

KLIMASCHUTZ, ZUR ANPASSUNG 
AN DEN KLIMAWANDEL SOWIE 

ZUR CO
2
REDUKTION

Maßnahmen zu Leitsatz 4:

Wie bereits im Kapitel der Megatrends erläutert (gKlosterneuburg als 

Teil der Welt – aktuelle Megatrends), sind die Folgen des Klimawan-

dels nicht mehr abzuwenden. Das Setzen von Maßnahmen ist deshalb 

gerade jetzt unabdinglich, um einerseits die öffentlichen Räume den 

neuen Klimabedingungen anzupassen und andererseits, um ein noch 

größeres Ausmaß der Folgen zu vermeiden. 

Klosterneuburg kann dabei einen wichtigen Beitrag leisten, um inner-

halb der Stadtgemeinde die Anpassung an den Klimawandel voran-

zubringen und in Folge das Schadenspotenzial zu reduzieren. Dazu 

sollen sowohl Handlungen im öffentlichen Raum als auch Optionen 

betreffend einer nachhaltigen Energieproduktion gesetzt werden. 

In Bezug auf den Klimaschutz spielt unter anderem die Mobilität der 

Bürgerinnen und Bürger innerhalb der Stadtgemeinde eine wichtige 

Rolle. Um die Bedeutung dieses Themas für Klosterneuburg zu unter-

streichen, wird es im Zuge eines eigenständigen Leitsatzes behandelt 

(gKlosterneuburg verlagert aktiv den Verkehr auf nachhaltige Mobili-

tätsformen). Dabei wird der Fokus sowohl auf nachhaltige Mobilitätsfor-

men wie Rad-, Fußgänger- und öffentlicher Verkehr gelegt, als auch an 

den Bedingungen für den motorisierten Individualverkehr geschraubt. 

Beispielsweise soll durch die Umsetzung flächendeckender 30er-Zo-

nen abseits der Hauptverkehrsachsen eine Emissionsreduktion und 

somit eine Verbesserung der Luftqualität erzielt werden.

Die Raumordnung kann über die Siedlungsstruktur einer Ge-
meinde den Energieverbrauch der Bewohnerinnen und Be-
wohner indirekt beeinflussen. Dazu tragen unter anderem die 
Siedlungsdichte und die Gebäudeanordnung bei. So sind bei-
spielsweise die Heizkosten pro Quadratmeter Wohnfläche bei 
einem Reihenhaus um etwa 35 Prozent und bei einem Geschoß-
wohnbau um rund 50 Prozent geringer als bei einem freistehen-
den Einfamilienhaus. 

Des Weiteren spielt räumliche Verteilung von Wohnen, Arbeiten, 
sozialer Infrastruktur und Versorgung eine wesentliche Rolle bei 
dem Zusammenspiel von Raumordnung und Klimawandel. Eine 
Ballung dieser Nutzungen kann den Bedarf an motorisiertem In-
dividualverkehr verringern und damit zur Energieeinsparung und 
CO

2
-Reduktion im Verkehrssektor beitragen. 

Parallel zu Gewährleistung einer effizienten Dichte ist es aller-
dings wichtig, Grün- und Freiräume sicherzustellen, welche 
einen Ausgleich in urbanen Bereichen schaffen und dem Ent-
stehen von Hitzeinseln entgegen zu wirken.

RAUMORDNUNG UND KLIMAWANDEL
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Die Verordnung zu den Sanierungsgebieten in Nie-
derösterreich umfasst zahlreiche Maßnahmen um 
die Feinstaubproduktion zu verringern. Diese be-
treffen Handlungen zum Thema Streumittel, Schütt-
güter, Landwirtschaft sowie Verkehr. Die Verordnung 
basiert auf dem Immissionsschutzgesetz Luft, wel-
ches als Ziele den dauerhaften Schutz von schäd-
lichen Luftschadstoffen, deren Verringerung sowie 
die Bewahrung einer verträglichen Luftqualität ver-
folgt. 

Der Wärmeinseleffekt, oder auch das Phänomen der 
Urban Heat Islands, beschreibt den dauerhaften Zu-
stand der erhöhten Lufttemperatur in urbanen Bal-
lungsräumen im Vergleich zum ländlichen Umland. 
Als Maß der Intensität dieses Effektes wird die Tem-
peraturdifferenz zwischen dem Stadtgebiet und dem 
angrenzenden unbebauten Raum herangezogen. 

Die Entstehung von Wärmeinseln geht auf verschie-
dene Faktoren zurück, welche direkten Einfluss auf 
die Intensität des Effektes haben. Folgende natürli-
che Faktoren spielen für die Entstehung von Wärme-
inseln eine wichtige Rolle: die geographische Lage, 
die großräumige Wetterlage sowie die Tages- und 
Jahreszeit. 

Im Gegenzug dazu, können folgende Aspekte durch 
die Raumplanung gesteuert werden: Stadtstruktur 
und Eigenschaften der Bebauung, Nutzungen inner-

halb der Stadt (gQuellenverzeichnis Q14).

NÖ Sanierungsgebiets- und Maßnahmenver-
ordnung Feinstaub (PM10)

Urban Heat Islands 

Eine Festlegung, durch welche in Klosterneuburg bereits 

Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität geleis-

tet werden, ist das hier geltende Sanierungsgebiet zum 

Feinstaub. Luftschadstoffe beeinträchtigen die Gesund-

heit von Mensch und Tier, sind aber auch für Vegeta-

tion, Boden und Gewässer schädlich. Um eine gesund-

heitsschädliche Belastung zu verhindern, wurden durch 

die europäische Luftqualitätsrichtlinie Grenzwerte der 

Luftschafstoffe definiert und in Österreich im Immissi-

onsschutzgesetz-Luft (IG-L) umgesetzt. Dieses Gesetz 

bildet die Grundlage der NÖ Sanierungsgebiets- und 

Maßnahmenverordnung Feinstaub , welche die Um-

setzung von Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqua-

lität zur Folge hat.

Da die Verordnung des IG-L in der momentan geltenden 

Form keine Wirkung auf raumordnungsfachliche Maß-

nahmen hat, sind das Sanierungsgebiet sowie dessen 

Wirkungen kein direkter Bestandteil des {STEK 2030+}. 

DURCHGRÜNUNGSGRAD DER STADT ERHALTEN UND FÖRDERN1
Obwohl Klosterneuburg mit seinen großflächigen Grün- 

und kompakten Siedlungsräumen bereits sehr gute 

Voraussetzungen hat um auf die Folgen des Klimawan-

dels adäquat zu reagieren werden im Zuge des {STEK 

2030+} weitere Maßnahmen definiert, um einen zusätz-

lichen Beitrag zu leisten. Dabei wird ein Fokus auf das 

Schützen und Weiterentwickeln von Stadtgrün in den 

Ortskernen gelegt.

Der Durchgrünungsgrad gibt Auskunft über den Grünan-

teil einer Gemeinde. Dieser fördert nicht nur die Qualität 

und das Erscheinungsbild des öffentlichen Raumes, son-

dern leistet auch einen wichtigen Beitrag zur Anpassung 

an den Klimawandel. Sogenannte grüne Infrastruktur, 

wie zum Beispiel Alleen, Parks, offene Wasserflächen 

und Baumscheiben, wirken hierbei wie „natürliche Kli-

maanlagen“, da sie den Effekt des lokalen Aufheizens 

der Stadtkerne  deutlich verringern.
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Mit Bäumen Hitzeinseln reduzieren Grünanteil und Ausgleichsflächen

Das Projekt „1.000 Bäume für Klosterneuburg“ setzt ein 

klares Statement für den Stellenwert des Klimaschutzes 

innerhalb der Stadtgemeinde. Über die nächsten fünf 

Jahre werden in den Ortschaften Klosterneuburgs neue 

Baumstandorte geschaffen sowie überalterte Bestände 

neu ausgepflanzt. Bei den neuen Schattenspendern 

handelt es sich um heimische Gehölze, sofern sie den 

Anforderungen an das städtische Klima entsprechen. 

Mit der Implementierung dieses Projektes geht die Stadt-

gemeinde ihrer Verantwortung nach, den öffentlichen 

Raum möglichst klimaresilient und attraktiv zu gestal-

ten und, durch die Pflanzung im Bereich hitzebelasteter 

Straßenzüge, gleichzeitig der Entstehung von Hitzeinseln 

entgegenzuwirken. 

Im Zuge dieses Leuchtturmprojektes wird in Zusam-

menarbeit mit Expertinnen und Experten ein neues 

Stadtbaumkonzept entwickelt. Ein Handbuch dient der 

Stadtgemeinde in Folge als Leitfaden zur Qualitätssiche-

rung und langfristigen Sicherstellung eines vitalen und 

insbesondere im Sinne der Klimaanpassung für die Zu-

kunft gerüsteten Baumbestandes. Besondere Rücksicht 

wird hierbei auf stadtklimaresistente Leitbaumarten, den 

Stand der Technik bei der Herstellung von Pflanzgrup-

pen, die konkrete Festlegung von Standards für Schutz- 

und Pflegemaßnahmen sowie Vorgaben für Bauvorha-

ben genommen.

Der bestehende Baumkataster der Stadtgemeinde dient 

dabei als zentrales Planungsinstrument, welches grund-

legende Informationen über die Vitalität der Bäume lie-

fert und die Sicherstellung eines vitalen Baumbestandes 

gewährleistet.

Bei Bauvorhaben, welche den öffentlichen Raum be-

treffen, wird in Zukunft geprüft, ob in diesen Bereichen 

eine Erhöhung des Grünanteils grundsätzlich möglich ist. 

Unbebaute und begrünte Freiflächen leisten einen wich-

tigen Beitrag zur Versickerung. Um Überschwemmun-

gen auf Grund von Starkregenereignissen zu vermeiden, 

sollen Freiflächen im Siedlungsbereich gesichert und 

weiterentwickelt werden. Dabei ist vor allem auf die Ver-

kehrssituation, das Lichtraumprofil, unterirdische Ein-

bauten, Sichtbeziehungen und Bewässerungsmöglich-

keiten Rücksicht zu nehmen. 

Ein einheitliches Gestaltungskonzept zeigt die Möglich-

keiten zur Erhöhung des Grünanteils auf, um in Folge 

einen stimmigen, begrünten Straßenraum zu erzielen. 

Auch die Erschließung neuer Siedlungsgebiete muss 

unter Berücksichtigung der entsprechenden Qualitäten 

des Gestaltungskonzeptes erfolgen.

Die Freiflächen bilden gemeinsam mit dem vielfältigen 

Stadtgrün Klosterneuburgs ein Netz, welches neben 

seiner Wirksamkeit für das lokale Klima auch die unter-

schiedlichen Ansprüche der Nutzerinnen und Nutzer 

beachtet und so einen attraktiven öffentlichen Raum ge-

staltet.
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Ziel Indikator Maßnahme

Erhaltung und Förderung des hohen 
Durchgrünungsgrades der Stadt.

Baumbe-
stand

Umsetzung des 1.000 Bäume Programmes im öffent-
lichen Raum

Bilanz des 
Versiege-
lungsgrades

Entwicklung und Umsetzung eines Stadtbaumkonzep-
tes zur Sicherung und Vitalhalten des Baumbestan-
des im öffentlichen Raum

Prüfung der Erhöhung des Grünanteils im öffentlichen 
Raum im Zuge von (Straßen-) Bauvorhaben

Prüfung der Bereitstellung von Versickerungsflächen 
im Zuge von (Straßen-) Bauvorhaben

Prüfung der Bereitstellung von Ausgleichsflächen 
zugunsten des Grünraumes bei zusätzlicher Versiege-
lung im öffentlichen Raum

Vorlage von Gestaltungskonzepten betreffend des 
öffentlichen Raumes bei Erschließung neuer Sied-
lungsgebiete

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zum Erhalt und zur För-
derung des Durchgrünungsgrades



{STEK 2030+} MaßnahmenSeite 68

Umsetzung des e5-Programmes

Bereits im Jahr 2017 sprach sich der Gemeinderat der 

Stadtgemeinde Klosterneuburg mehrheitlich für die Teil-

nahme an dem europäischen Energie- und Klimaschutz-

programm „e5“ aus. Das Programm umfasst sechs 

Handlungsfelder, zu welchen die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer des Projektes energiepolitisch aktiv werden 

können. 

Ein Katalog von 79 Maßnahmen steht den Gemeinden 

zur Umsetzung der Handlungsfelder zur Verfügung. Ziel 

des Programms ist es, Maßnahmen zur Erhöhung der 

Energieeffizienz, der Nutzung erneuerbarer Energie und 

zum Klimaschutz zu setzen sowie deren Wirksamkeit zu 

evaluieren. Je nach Grad der erreichten Energieeffizienz 

erhält die Gemeinde bis zu fünf „e“. 

Die „e5“-Gemeinden müssen sich dafür in regelmäßigen 

Abständen einer externen Auditierung stellen, bei der 

ihre Erfolge sichtbar und mit anderen Gemeinden ver-

gleichbar werden. 

KLOSTERNEUBURG ALS ENERGIEEFFIZIENTE STADTGEMEINDE FÖRDERN2

Kernthema des e5-Programms ist der effiziente Einsatz 

von Energie und die optimale Nutzung von regionalen, 

erneuerbaren Energieträgern in der Gemeinde. In einer 

Basisvereinbarung wurden die grundlegenden Schritte 

Klosterneuburgs bereits festgeschrieben. Die Stadtge-

meinde bekennt sich darin zu einem nachhaltigen, zu-

kunftsverträglichen Umgang mit Energie und Rohstoffen.

Klosterneuburg wird auch in Zukunft eine Vielzahl von 

Maßnahmen umsetzen, welche die Handlungsfelder des 

e5 Programmes abdecken. Dabei setzt sie sich unter 

anderem zum Ziel, für alle öffentlichen Gebäude den 

Klimaaktiv Gold-Status zu erhalten . Des Weiteren soll 

ein besonderer Fokus auf Informationsleistungen zum 

Thema klimabewusstes Bauen gelegt werden. Die Bau-

behörde liefert der Bevölkerung hierzu Informationen 

und weist aktiv auf Veranstaltungen, wie zum Beispiel 

die kostenlose Energieberatung der NÖ Energieberatung, 

hin.

der Gebäudestandard 

Der klimaaktiv Gebäudestandard ist österreichweit 
das bekannteste Bewertungssystem für die Nach-
haltigkeit von Gebäuden mit besonderem Fokus auf 
Energieeffizienz, Klimaschutz und Ressourceneffi-
zienz. Gebäude in klimaaktiv Qualität garantieren die 
Einhaltung hochwertiger Standards. Mit dem Gebäu-
destandard werden neben der Energieeffizienz die 
Planungs- und Ausführungsqualität, die Qualität der 

Baustoffe und Konstruktion sowie zentrale Aspekte 
zu Komfort und Raumluftqualität von neutraler Seite 
beurteilt und bewertet. Neubauten und Sanierungen 
in klimaaktiv Qualität reduzieren den Wärmebedarf 
gegenüber Standardbauten um rund ein Drittel. Der 
klimaaktiv Gold-Status zeichnet ein Gebäude aus, 
welches sogar nur mehr ein Viertel der Energie ge-
genüber Standardbauten benötigt.
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Nachhaltige Energieproduktion vorantreiben

Zusätzlich zu den Maßnahmen des „e5“-Programmes ist 

es der Stadtgemeinde ein Anliegen, den Anteil an nach-

haltig produzierter Energie weiterhin zu steigern. Dafür 

soll auch gemeindeintern Energie produziert und in das 

öffentliche Netz eingespeist werden. 

Seit 2003 betreibt das Stift Klosterneuburg das erste Bio-

masse-Fernheizwerk in Klosterneuburg. Das Holzhack-

schnitzel-Heizwerk versorgt ein von der EVN betriebenes 

lokales Nahwärmenetz, an welches das Stift Klosterneu-

burg (alle Nebengebäude und Orangerie), das Rathaus, 

das Freizeitzentrum Happyland und das Krankenhaus 

angeschlossen sind.

Auch die Neue Mittelschule Langstögergasse, die Volks-

schule Albrechtsstraße sowie der Kindergarten und die 

Sonderschule in der Langstögergasse, sind an ein sol-

ches Nahwärmenetz angeschlossen. Ab dem Jahr 2020 

soll dieses Netz an das Biomassekraftwerk der EVN an-

geschlossen werden.

Seit 2010 werden der Campus sowie alle Nebengebäude 

des IST Austria durch ein Biomasseheizwerk versorgt. 

Die künftigen Gebäude des Techparks werden auch an 

dieses Heizwerk angeschlossen, um eine nachhaltige 

Versorgung zu gewährleisten. 

Zusätzlich zu diesen Maßnahmen betreffend eigenstän-

dige Nahwärmenetze, treibt die Stadtgemeinde den lau-

fenden Ausbau des Fernwärmenetzes voran. Ziel ist es 

die bereits bestehenden Nahwärmenetze zu einer Fern-

wärmeversorgung auszubauen. Die Etappen des weite-

ren Ausbaus werden in Zusammenarbeit mit der EVN 

festgelegt und weiterentwickelt.

Des Weiteren wird der Ausbau stadteigener Photovoltaik-

anlagen vorangetrieben. Die Photovoltaik-Offensive der 

Stadtgemeinde Klosterneuburg startete im Jahr 2012 mit 

der Verabschiedung eines Energiekonzeptes durch den 

Gemeinderat. 2013 erfolgte der Baubeginn für die ers-

ten Photovoltaikanlagen auf gemeindeeigenen Dächern. 

Mittlerweile werden mehrere hundert Haushalte mit um-

weltfreundlichem Strom aus Sonnenenergie versorgt. Im 

Zuge der Umsetzung des {STEK 2030+} soll die Ent-

wicklung verstärkt und weitergeführt werden. 

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Erreichung der 
höchsten Umsetzungsstufe des "e5-Programmes"

Ziel Indikator Maßnahme

Erreichung der höchsten Umsetzungsstu-
fe des europäischen Energie- und Klima-
schutzprogrammes "e5-Programm"

Erreichung der 
Umsetzungs-
stufen

Umsetzung von Maßnahmen gemäß der sechs Hand-
lungsfelder des e5-Programmes

Informationsleistungen zum Thema klimabewusstes 
Bauen

Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung des 
Klimaaktiv Gold Status für alle öffentliche Gebäude
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Präsentation Kloster-
neuburgs als Biosphären- und Naturparkgemeinde

Ziel Indikator Maßnahme

Erhöhung des Anteils an nachhaltig pro-
duzierter Energie

Energiepro-
duktion

Ausbau der Photovoltaikanlagen auf Gemeindeimmo-
bilien

Ausbau des Fernwärmenetzes
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KLOSTERNEUBURG VERLAGERT 
AKTIV DEN VERKEHR AUF 

NACHHALTIGE 
MOBILITÄTSFORMEN

Maßnahmen zu Leitsatz 5:

Wie bereits festgestellt (gMobilität in Klosterneuburg), spielt der mo-

torisierte Individualverkehr in Klosterneuburg eine sehr große Rolle. 

Um einen Schritt in Richtung klimaschonende und umweltfreundliche 

Mobilität in der Stadtgemeinde zu machen, wird der Fokus der dies-

bezüglichen Entwicklung auf nachhaltige Verkehrsträger gelegt. Durch 

das {STEK 2030+} soll der Umweltverbund  gefördert werden, um 

die Anteile an Fußgängerinnen und Fußgängern, Radfahrerinnen und 

Radfahrern sowie Öffentlichem Verkehr im Modal Split  zu erhöhen.

Klosterneuburg ist es ein Anliegen, der Bevölkerung Alternativen zum 

PKW zur Verfügung zu stellen und die Nutzung nachhaltiger Verkehrs-

mittel voranzutreiben. Der Ausbau von Radwegen, die Koordinierung 

der Abfahrtszeiten des Öffentlichen Verkehrs und das Bereitstellen 

von E-Bike-Ladestationen sind Beispiele für Anreize, welche von der 

Stadtgemeinde gesetzt werden. Die tatsächliche Entscheidung über 

die Nutzung dieser Angebote obliegt allerdings den Bürgerinnen und 

Bürgern. Das eigene Mobilitätsverhalten zu ändern, Öffentliche Ver-

kehrsangebote zu nutzen und das Privatauto öfter zu Hause stehen 

zu lassen, benötigt ein hohes Maß an Bereitschaft. Klosterneuburg 

möchte die Bevölkerung bestmöglich unterstützen, den Umstieg auf 

nachhaltige Mobilitätsformen mithilfe gezielter Maßnahmen zu erleich-

tern und damit einen wertvollen Beitrag zur Umweltfreundlichkeit der 

Stadtgemeinde leisten.

Der Modal Split ist eine Kenngröße zur Aufteilung der Verkehrs-
nachfrage auf verschiedene Verkehrsmittel. Er stellt die prozen-
tuale Verteilung des Verkehrsaufkommens differenziert nach den 
Verkehrsmitteln dar. Unterschieden wird hierbei in motorisierten 
Individualverkehr (private Kraftfahrzeuge), Öffentlicher Verkehr, 
Radverkehr und Fußgängerverkehr. Die drei letztgenannten werden 
in Summe als Umweltverbund bezeichnet und sind als nachhalti-
ge Mobilitätsform besonders zu fördern. Der Modal Split kann ein 
gutes Werkzeug sein, um die Zusammensetzung des Verkehrs zu 
beschreiben und Veränderungen des Mobilitätsverhaltens über die 
Zeit zu erkennen (gQuellenverzeichnis Q16).

Modal Split und Umweltverbund 
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Radmobilität fördern und attraktivieren

Zur Förderung der Radmobilität wird die Radinfrastruktur 

in den kommenden Jahren konsequent ausgebaut wer-

den.

Die Radinfrastruktur besteht im Prinzip aus zwei Teilen: 

Radfahranlagen und Radabstellanlagen. Separate Rad-

fahranlagen sind an Wegen mit hohem Kfz-Aufkommen 

und hohem Geschwindigkeitsniveau sinnvoll, aber auch 

mit relativ hohen Kosten in der Errichtung verbunden. 

In vielen Bereichen ist die Errichtung aufgrund beeng-

ter Platzverhältnisse nur schwer oder gar nicht möglich. 

Routen mit geringem Kfz-Aufkommen und niedrigem 

Geschwindigkeitsniveau können ohne separate Radfahr-

anlage auskommen.

Das Radwegenetz in Klosterneuburg soll laufend eva-

luiert und auf mögliche Erweiterungen und Schließun-

gen von Lücken geprüft werden. Die Errichtung dieser 

zusätzlichen Radwege und -routen wird in Zukunft bei 

Straßenbauvorhaben im Nahbereich der Flächen voran-

getrieben. Im Zuge von Maßnahmen im Straßenbau wird 

darüber hinaus vor allem bei der Einhaltung der erfor-

derlichen Mindestbreiten das Hauptaugenmerk auf dem 

Fußgänger- und dem Radverkehr liegen.

Im Zuge des {STEK 2030+} soll die Kombination und 

Verknüpfung verschiedener Mobilitätsformen vereinfacht 

werden. Dafür sind sogenannte multimodale Knoten be-

sonders wichtig, da sie das unkomplizierte Umsteigen 

zwischen den Verkehrsträgern ermöglichen. 

MOBILITÄT AUF NACHHALTIGE FORMEN VERLAGERN1
Vor allem in Bereichen von Bahnhöfen ist das Entwickeln 

dieser funktionalen Verkehrsknotenpunkte zu forcieren, 

damit problemlos zwischen Bus, Rad, Auto und Zug ge-

wechselt werden kann.

Zu Beginn und am Ende jedes Weges mit dem Rad be-

steht die Notwendigkeit, das Fahrrad sicher abstellen zu 

können. Bei der Schaffung neuer Fahrradabstellanlagen 

soll vor allem auf hochwertige Räder wie E-Bikes Be-

dacht genommen werden. Fahrradboxen an wichtigen 

Verkehrsknotenpunkten sollen Anreize schaffen, auch 

teure Räder für alltägliche Erledigungen und nicht aus-

schließlich für Ausflüge zu nutzen. Sogenannte Bike&Ri-

de-Anlagen im Bereich von Bahnhöfen dienen außerdem 

als Anreiz, um Teile des Arbeitsweges mit dem Fahrrad 

zu erledigen. 

Des Weiteren schafft eine Vergrößerung und Überda-

chung der Abstellplätze im Zentrum Klosterneuburgs 

ein verbessertes Angebot und attraktiviert das Radfah-

ren in der Stadt. Die Umnutzung eines PKW-Stellplat-

zes ermöglicht beispielsweise die Errichtung von 8 bis 

10 Fahrradabstellplätzen. Um die Nutzung von E-Bikes 

zu fördern, ist auch die Errichtung von Ladestationen an 

besonders frequentierten Fahrradabstellanlagen geplant.
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Öffentlichen Verkehr koordinieren

Durch Park&Ride-Anlagen nachhaltig mobilisieren

In den nächsten zwei Jahren wird die Hangbrücke der 

B14 in Richtung Wien saniert, was zur Folge hat, dass 

sich durch die Reduktion der Fahrstreifen und damit der 

Kapazität der Straße die Fahrzeit nach Wien verlängern 

wird. Im Zuge dieser Baumaßnahme werden die Busli-

nien auf den Fahrplan der Schnellbahnen abgestimmt. 

Der Umstieg von PKW auf den Bus- und Schienenver-

kehr entschärft vor allem für Pendlerinnen und Pend-

ler die Verkehrssituation und ermöglicht weiterhin die 

schnelle Anbindung in Richtung Wien.

Die Park&Ride-Anlage am Bahnhof Kierling weist derzeit 

284 Stellplätze auf, welche zu 100% ausgelastet sind. 

Erfahrungsberichte des Landes Niederösterreich zeigen, 

dass eine Vergrößerung derartiger Abstellanlagen poten-

ziell mehr Menschen zum Umsteigen auf den Öffentli-

chen Verkehr bringen kann, sofern das Angebot ausrei-

chend vorhanden ist.

Aufgrund der Orientierung der meisten Autofahrerinnen 

und -fahrer in Richtung Wien besteht hier hohes Poten-

zial für eine Erweiterung der bestehenden Infrastruktur. 

2008 wurde in einer Potenzialabschätzung die Größe der 

Park&Ride-Anlage von bis zu 740 Stellplätzen, jedenfalls 

Auch nach Fertigstellung dieser Baumaßnahme sollen 

das Angebot im Öffentlichen Verkehr laufend erweitert 

und die Abstimmung der Fahrzeiten des Stadtbusses an 

die Fahrpläne der Bahn und der Regionalbusse weiterge-

führt werden, damit das Umsteigen zwischen den öffent-

lichen Verkehrsmitteln ohne lange Wartezeiten weiterhin 

möglich ist.

aber eine Verdoppelung der Stellplatzanzahl als sinnvoll 

angegeben. 

Eine weitere Analyse im Jahr 2016 hat für den Standort 

Bahnhof Weidling ein zusätzliches Potenzial von bis 80 

Stellplätzen ermittelt (gQuellenverzeichnis Q17).

Im Zuge des {STEK 2030+} sollen die Potentiale ge-

nutzt und das Stellplatzangebot in den bestehenden 

Park&Ride-Anlagen ausgebaut werden. Bei der Förde-

rung multimodaler Mobilitätsknoten ist allerdings nicht 

nur auf den motorisierten Individualverkehr Rücksicht 

zu nehmen, sondern auch auf die Radfahrerinnen und 

Radfahrer. Es wird somit eine kombinierte Nutzung der 

Stellplätze angestrebt.
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Neue Stadtteile nachhaltig gestalten

Stadtentwicklungsgebiete, wie zum Beispiel das Pionier-

viertel, werden unter laufender Reflexion der Schwer-

punkte Nachhaltigkeit und Energieeffizienz bearbeitet. 

Das kommt vor allem bei Mobilitätsthemen zum Tragen. 

Zentrale Inhalte der Planung und Umsetzung dieser Ge-

biete sind daher die Implementierung und Bereitstellung 

alternativer Mobilitätsangebote. 

Eine Möglichkeit zum umfassenden Mobilitätsmanage-

ment ist beispielsweise die Integration von Monitoren mit 

Echtzeitanzeige der ÖV-Abfahrtszeiten in den Wohnhäu-

sern. Außerdem kann die Errichtung großzügiger Fahrra-

dabstellanlagen, Radweganbindungen, autofreier Zonen 

und ähnliches im Zuge der Planungsverfahren geregelt 

werden. 

Dadurch sollen von Beginn an die Bewohnerinnen und 

Bewohnern mit Alternativen zum Privat-PKW überzeugt 

und das KFZ-Verkehrsaufkommen der Stadtentwick-

lungsgebiete möglichst gering gehalten werden. 

Ziel Indikator Maßnahme

Erhöhung des Anteils an Fußgän-
gern, Radfahrern und der Fahrten 
mit dem öffentlichen Verkehr auf 
55 %

Modal Split

konsequenter Ausbau der Radinfrastruktur

Hauptaugenmerk bei Ausbau und Sanierung des 
Straßennetzes auf Fußgänger- und Radverkehr

Ausbau der Park&Ride-Anlagen unter Berücksichti-
gung der kombinierten Nutzung von Kfz- und Fahr-
radabstellplätzen

laufende Angebotserweiterung im Öffentlichen Ver-
kehr

abgestimmte Koordinierung der Abfahrtzeiten des 
Öffentlichen Verkehrs

Etablierung alternativer Mobilitäts-
angebote für die Bevölkerung

Anzahl und Nut-
zung alternativer 
Mobilitätsangebote

Verankerung eines umfassenden Mobilitätsma-
nagements und alternativen Mobiliätsangebotes im 
Rahmen von Stadterweiterungsgebieten
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Verlagerung des Ver-
kehrs auf nachhaltige Mobilitätsformen
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Der Besetzungsgrad  des PKW liegt im Pendlerverkehr 

durchschnittlich bei etwa 1,3 Personen pro PKW. Diesen 

Wert zu erhöhen und dadurch die Anzahl der Fahrzeuge 

auf den Straßen zu verringern, haben sich österreichweit 

bereits zahlreiche Initiativen zum Ziel gesetzt. Auch vom 

Verkehrsverbund Ostregion werden sogenannte „Mitfahr-

börsen“ vermarktet, um den Besetzungsgrad zu verbes-

sern. Als Folge des {STEK 2030+} sollen Vernetzungs-

veranstaltungen arrangiert werden, um die Bildung von 

Fahrgemeinschaften auch in Klosterneuburg zu fördern.

MOTORISIERTEN INDIVIDUALVERKEHR EFFIZIENTER GESTALTEN2

Die Einführung einer flächendeckenden Parkraumbe-

wirtschaftung im 19. Wiener Gemeindebezirk im Som-

mer 2019 wird Auswirkungen auf den ruhenden Verkehr 

in Klosterneuburg nach sich ziehen. Um die Entwick-

lung möglichst früh zu erkennen, werden im Zuge des 

{STEK 2030+} Maßnahmen geprüft und eine Strategie 

zum diesbezüglichen Umgang entwickelt. Diese, aber 

auch andere Push-and-Pull-Effekte  werden bei der 

nachhaltigen Veränderung des Mobilitätsverhaltens eine 

zentrale Rolle spielen.

Unter Besetzungsgrad wird die Auslastung von Ver-
kehrsmitteln verstanden. Im Individualverkehr wird 
dieser Ausdruck für die Anzahl der durchschnittlich 
im Auto befindlichen Personen verwendet.

Der Motorisierungsgrad hingegen beschreibt das 
Verhältnis zwischen der Anzahl an Kraftfahrzeugen 
und der Einwohnerzahl in einem bestimmten, abge-
grenzten Raum. 

Als Push-and-Pull-Faktoren werden bestimmte 
Ursachen für eine Veränderung in Richtung eines 
neuen Zustandes bezeichnet. Push-Faktoren "drü-
cken den aktuellen Zustand weg" - z.B. durch Maß-
nahmen, welche sich negativ für die Nutzung des 
eigenen PKWs auswirken (steigende Benzinpreise, 
geringes Parkplatzangebot etc.) -, während Pull-Fak-
toren den neuen Zustand "herbeiziehen" - z.B. durch 
Maßnahmen, welche die Nutzung des Öffentlichen 
Verkehrs fördern (abgestimmte Umsteigemöglich-
keiten, günstige Fahrtickets, etc.).

Besetzungsgrad und Motorisierungsgrad

Push-and-Pull-Faktoren
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur effizienten Gestal-
tung des motorisierten Individualverkehrs

Ziel Indikator Maßnahme

Effizienzsteigerung im motorisierten 
Individualverkehr 

Besetzungs-
grad

Förderung der Bildung/Vernetzung von Fahrgemein-
schaften

Motorisie-
rungsgrad

Prüfung von Maßnahmen zur Parkraumbewirtschaf-
tung aufgrund der Kurzparkzone Wien 1190
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KLOSTERNEUBURG GESTALTET 
ÖFFENTLICHE FLÄCHEN ALS 

LEBENS UND 
AUFENTHALTSRAUM FÜR ALLE

Maßnahmen zu Leitsatz 6:

Ob flanieren, Sport betreiben, Märkte besuchen, Veranstaltungen 

feiern oder das Urban Gardening-Angebot nutzen – den öffentlichen 

Räumen kommt eine immer größer werdende Bedeutung zu. Die Nut-

zungen jenes Raumes gehen mittlerweile über die einseitige Mobili-

tätsfunktion hinaus und die Bevölkerung eignet ihn sich, unabhängig 

ihres Alters, für vielseitige Funktionen aktiv an. Er dient als „erweiter-

tes Wohnzimmer“, konsumfreier Aufenthaltsort und Begegnungsraum 

statt als monofunktionaler Verkehrsraum.

Die Gestaltung und Nutzbarkeit der Flächen leistet einen wichtigen 

Beitrag dazu, wie die Lebensqualität einer Stadt wahrgenommen wird. 

Der Freiraum ist Teil der Siedlungsstruktur, der Mobilität sowie sozialer 

Interaktionen. Im Zuge dessen kommt es oftmals zu Interessenskon-

flikten, wenn die vorhandenen Flächen zwischen den Nutzerinnen und 

Nutzern ungleich verteilt sind.

Mit Hilfe des {STEK 2030+} soll der öffentliche Raum Klosterneu-

burgs neu gedacht werden und den Interessen aller Nutzerinnen und 

Nutzern entsprechen.

Die Qualität der öffentlichen Räume soll in Zukunft schrittweise op-

timiert werden. Der Straßenraum Klosterneuburgs wird momentan 

hauptsächlich vom motorisierten Individualverkehr dominiert. Durch 

Maßnahmen des {STEK 2030+} wird dieser Raum fairer verteilt, da-

mit auch Fußgängerinnen und Fußgänger sowie Radfahrerinnen und 

Radfahrer die Flächen problemlos nutzen können. Der motorisierte 

Verkehr soll dabei allerdings nicht in die Defensive geraten, sondern 

über zwingend erforderliche Flächen verfügen.

Wie sich schon in der Analysephase des {STEK 2030+} gezeigt hat, 

gibt es insbesondere im Stadtzentrum etliche Bereiche, in denen sich 

Fußgängerverkehr, Radfahrverkehr und Autoverkehr den beengten 

Straßenraum teilen müssen, wobei die Fußgängerinnen und Fußgän-

ger als schwächstes Glied den geringsten Raumanteil zur Verfügung 

haben, da die Gehsteige zum Teil sehr schmal sind.

ÖFFENTLICHE FLÄCHEN FAIR VERTEILEN1
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Verkehrsflächen für FußgängerInnen und RadfahrerInnen attraktivieren

Um den Fußgänger- und Radverkehr zusätzlich in der 

gesamten Stadtgemeinde zu fördern, werden die ent-

sprechenden Anlagen bei Straßenbauvorhaben über-

prüft und je nach Möglichkeit ausgebaut und verbreitert. 

Hierbei wird besonders auf die Gewährleistung einer 

durchgängigen Barrierefreiheit Rücksicht genommen. 

Des Weiteren sollen Fahrradinitiativen regelmäßig in die 

Erhebung und Entwicklung des Radwegenetzes einge-

bunden werden, um die Erfahrungen der Nutzerinnen 

und Nutzer einzuholen. Durch diese Maßnahme wird 

in Folge nicht nur wichtiger Input zu den Bedürfnissen 

der Bevölkerung eingeholt, sondern auch die Bürgerbe-

teiligung in der Stadtgemeinde gefördert, um eine trans-

parente Planung zu gewährleisten (gKlosterneuburg 

fördert Bürgerbeteiligung und bekennt sich zu einer 

transparenten und integrativen Stadtplanung).

Bei der Entwicklung öffentlicher Räume ist auf die Ge-

staltung und Aufenthaltsqualität besonders Rücksicht zu 

nehmen. Entsprechend den Bestrebungen, die Stadtge-

meinde für den Klimawandel zu rüsten, kommt grüner 

Infrastruktur hierbei ein besonders hoher Stellenwert zu. 

Eine Lösungsmöglichkeit, den unterschiedlichen Ver-

kehrsteilnehmern ein besseres Platzangebot bei glei-

chem Straßenquerschnitt zu geben, ist die Schaffung 

von Begegnungszonen bzw. Shared Spaces. Hier wird 

der Straßenraum allen Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-

kehrsteilnehmern gleichermaßen zur Verfügung gestellt. 

Die Möglichkeiten zur Umsetzung dieser Maßnahme 

werden bei künftigen Straßenbauvorhaben geprüft. Zu-

sätzliche positive Nebeneffekte dieser Verkehrslösung 

sind die Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie die Bele-

bung des öffentlichen Raumes. Bei der Prüfung der Um-

setzbarkeit ist eine umfassende Analyse der Verkehrs-

situation sowie des Straßenraumes notwendig.

Bei Unfallhäufungsstellen, insbesondere im Bereich von 

stark frequentierten Straßenabschnitten, soll die Errich-

tung von Querungshilfen (Verkehrsinseln, etc.) geprüft 

werden, um die Verkehrssituation zu entschärfen und 

die Verkehrsfläche attraktiver zu gestalten. 

Eine weitere Maßnahme, welche eine Beruhigung und in 

Folge Attraktivierung des Straßenraumes zur Folge hat, 

ist die Reduktion der zulässigen Fahrgeschwindigkeit. 

Derzeit sind in weiten Teilen der Stadt bereits 30er-Zonen 

verordnet. Um die Verkehrsberuhigung auszuweiten, soll 

die flächendeckende Verordnung abseits der Hauptver-

kehrsachsen umgesetzt werden. Damit sollen neben der 

erhöhten Verkehrssicherheit auch Emissionen und der 

Schleichverkehr in Siedlungsgebieten reduziert werden.

Ziel Indikator Maßnahme

faire Verteilung der Flächen im Stra-
ßenraum unter Berücksichtigung 
aller Mobilitätsarten 

Umsetzung von 
Maßnahmen

Prüfung der Möglichkeiten zur Umsetzung von Begeg-
nungszonen im Zuge von Straßenbauvorhaben

Prüfung der Möglichkeiten zur Attraktivierung von 
Geh- und Radfahranlagen im Zuge von Straßenbau-
vorhaben

regelmäßige Einbindung von Fahrradinitiativen zum 
Einholen der BürgerInnenexpertisen betreffend des 
Status Quo

Erhöhung der Verkehrssicherheit 
sowie Reduktion von Emissionen 
und Schleichverkehr in der Stadt-
gemeinde

Rückgang Unfall-
zahlen

Beseitigung von Unfallhäufungsstellen, u.a. durch die 
aktive Umsetzung von Querungshilfen für Fußgänger 
und Radfahrer (z.B. Verkehrsinseln)

Umsetzung von 30er Zonen im Bereich abseits der 
Hauptverkehrsachsen
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Attraktivierung der 
Verkehrsflächen für Fußgänger und Radfahrer

ÖFFENTLICHE RÄUME ATTRAKTIV GESTALTEN2
Die Umsetzung des „1000 Bäume für Klosterneuburg“ 

-Projektes ist bereits ein erster wichtiger Schritt (gMit 

Bäumen Hitzeinseln reduzieren), um in öffentlichen Räu-

men Schatten zu spenden und so das Verweilen in Frei-

räumen auch an heißen Sommertagen zu ermöglichen. 
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Mikrofreiräume als kleine Erholungsoasen

Im Zuge der Identifikation potentieller Mikrofreiräume  
ist es möglich, Plätze und Straßenzüge mit besonderem 

Handlungsbedarf festzuhalten. Die Definition jener Hot-

spots ermöglicht die schrittweise Optimierung und at-

traktive Gestaltung öffentlicher Räume durch minimale, 

aber effektive Eingriffe. Im Zuge von Straßenbauvorha-

ben, welche in unmittelbarer Nähe der definierten Hot-

spots durchgeführt werden, können die neuen Mikrofrei-

räume direkt umgesetzt und gestaltet werden.

Mikrofreiräume

Als Mikrofreiraum wird die kleinste Form urbaner öf-
fentlicher Räume bezeichnet. Derartige Orte leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Aufenthaltsqualität im 
Straßenraum, zur Aufwertung der Alltagswege sowie 
zur Verbesserung des städtischen Kleinklimas. 

Mikrofreiräume bilden kleine Oasen in der Stadt, wel-
che auf vielfältige Art und Weise umgesetzt werden 
können. Im Umkreis von Wohnhäusern für Seniorin-
nen und Senioren steht beispielsweise das Rasten 
für ältere Menschen im Vordergrund, bei Kinder-
gärten wegbegleitendes Spiel und in Bereichen mit 
starker urbaner Hitzeentwicklung Bepflanzungen. 
Je nach verfügbarem Platz, können die Mikrofrei-
räume direkt am Gehsteig, in der Parkspur oder auf 
ungenutzten, kleinen Restflächen im dicht bebauten 
Stadtgebiet umgesetzt werden.

Mikrofreiräume besitzen das Potenzial, auf lokaler 
Ebene durch minimale Eingriffe eine flächendecken-
de Veränderung für das Stadtklima herbeizuführen 
und den öffentlichen Straßenraum weitgehend zu 
attraktiveren.

Der Rathausplatz als zentraler öffentlicher Raum

Ein besonderer Fokus wird bei der Attraktivierung der 

öffentlichen Freiräume auf den Rathausplatz gelegt. Als 

Ort des Zusammentreffens erfüllt er auch in Zukunft 

wichtige Funktionen des kulturellen Treibens sowie der 

Naherholung. Die Neugestaltung des Rathausplatzes 

stellt die Multifunktionalität des Ortes sicher und ge-

währleistet auch weiterhin seine Nutzung als zentraler 

Veranstaltungsort Klosterneuburgs. Dafür sollen unter 

anderem die Versorgungsleitungen, wie Strom, Wasser 

und Kanal optimiert, die Beleuchtung erneuert sowie 

stadtklimaresistente Bepflanzungen gesetzt werden. 

Die Durchführung eines Ideenwettbewerbes und ko-

operativen Prozesses ermöglicht der Bevölkerung, ihre 

Ideen und Wünsche einzubringen und gemeinsam mit 

Fachplanerinnen und Fachplanern, der Politik sowie der 

Stadtverwaltung die Qualität dieses wichtigen Platzes zu 

bestimmen.
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Ziel Indikator Maßnahme

Etablierung und Attraktivierung von 
öffentlichen Räumen, die zum Verweilen 
einladen

NutzerIn-
nenzahl im 
Bereich der 
Hotspots

Definition von Hotspots zur Etablierung neuer Mikro-
freiräume

Prüfung von Gestaltungsmaßnahmen zur Attraktivie-
rung des öffentlichen Raumes im Zuge von Stra-
ßenbauarbeiten, speziell im Bereich vordefinierter 
Hotspots

Durchführung eines Ideenfindungsprozesses, eines 
Wettbewerbes und ggf. eines kooperativen Planungs-
prozesses zur Umgestaltung des Rathausplatzes 
unter Berücksichtigung aller angestrebten Nutzungen

Etablierung von WLAN Standorten in relevanten Frei-
räumen

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur attraktiven Gestal-
tung der öffentlichen Räume
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KLOSTERNEUBURG SETZT AUF 
FORSCHUNG UND 

ENTWICKLUNG IM RAHMEN 
EINER AKTIVEN 

BETRIEBSANSIEDLUNGSPOLITIK

Maßnahmen zu Leitsatz 7:

Österreich hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten einen gewaltigen 

Sprung im Bereich Forschung und Entwicklung gemacht. Mit einer For-

schungsquote von 3,14 % des BIP (2017) liegt Österreich auf Platz 

zwei in der EU und damit im europäischen Spitzenfeld. Seit 1995 hat 

Österreich seine F&E-Quote mehr als verdoppelt. Während die For-

schungsquote der EU-28 in Summe von 2005 bis 2015 um knapp drei 

Prozentpunkte stieg, wuchs jene Österreichs um sieben Prozentpunkte 

(gQuellenverzeichnis Q27).

Konsequente Investments heimischer und internationaler Unterneh-

men in den Forschungsstandort sowie das Engagement der öffentli-

chen Hand, die eine breit aufgestellte Forschungsförderung und ein in-

novationsfreundliches Steuersystem bietet tragen wesentlich zu dieser 

Dynamik bei. (gQuellenverzeichnis Q19).

Daher strebt Klosterneuburg die Ansiedlung von Unternehmen aus 

Forschung und Entwicklung in der Stadtgemeinde und damit die 

Schaffung neuer hochwertiger Arbeitsplätze an. Im Zuge des {STEK 

2030+} sollen Impulse gesetzt werden, um Klosterneuburg als Stand-

ort weiter zu attraktiveren und das bestehende Angebot zu stärken. 

Auch der Bevölkerung sollen der Status der Stadtgemeinde als wich-

tiger internationaler „Player“ in dieser Branche klarer vermittelt sowie 

Möglichkeiten zur tertiären Bildung geboten werden.
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Klosterneuburg als Forschungs- und Entwicklungsstandort stärken

Branchenvielfalt vorantreiben

Klosterneuburg hat sich durch einige große Betriebs-

ansiedlungen bereits einen bedeutenden Namen in der 

internationalen Forschungs- und Entwicklungsbranche 

gemacht. Die Ansiedlung des IST Austria und des Kon-

rad-Lorenz-Institutes sind Erfolgsbespiele, welche der 

Standortentwicklung Klosterneuburgs den Weg weisen 

(gWirtschafts- und Forschungsstandort Klosterneu-

burg).

Auch in Zukunft sollen diese Entwicklungen weiter voran-

getrieben und gefördert werden. Die Prüfung geeigneter 

Standorte ermöglicht das frühzeitige Erkennen und die 

widmungstechnische Absicherung potentieller Flächen 

zur Ansiedlung neuer Einrichtungen.

Der wirtschaftliche Schwerpunkt Klosterneuburgs soll 

sich nicht nur auf die Branche der Forschung und Ent-

wicklung fokussieren. Durch Branchenvielfalt kann die 

Attraktivität der Stadtgemeinde als Betriebsstandort wei-

ter gesteigert werden.

Um den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit zu 

bieten innerhalb der Stadtgemeinde zu wohnen und zu 

arbeiten, soll die Anzahl der Arbeitsplätze in Kloster-

neuburg weiterhin gesteigert werden. Das fördert nicht 

nur die Lebensqualität der arbeitenden Bevölkerung als 

Folge von Zeitersparnis, welche aufgrund der kurzen Ar-

beitswege zum Tragen kommt, sondern verringert auch 

das Mobilitätsaufkommen der Pendlerinnen und Pend-

ler, was einen wichtigen Beitrag zur Entschärfung der 

Verkehrssituation in Klosterneuburg leistet.

BESTEHENDE BETRIEBE ERHALTEN, ANSIEDLUNG NEUER BETRIEBSFORMEN ERMÖGLICHEN1

Neue Arbeitsplätze schaffen

Um neue Arbeitsplätze zu schaffen, ist die Ansiedlung 

von Betrieben notwendig. Als Maßnahme des {STEK 

2030+} wird ein Innovationsplan "Gewerbegebiet 

Schüttau" erstellt. Ziel dabei ist es den Mix aus Han-

dels-, Dienstleistungs-, Gewerbe- und kleinen Produk-

tionsbetrieben am Standort weiterhin zu erhalten und 

gleichzeitig die Möglichkeit zu schaffen das Areal bau-

lich weiterzuentwicklen um Raum für neue, innovative 

Arbeitsplätze zu schaffen.

Die Lage des Gewerbegebiets Schüttau östlich der Franz 

Josefsbahn ermöglicht eine Verdichtung von betriebli-

chen Nutzungen ohne dabei neue Konflikte mit anderen 

bereits bestehenden Nutzungen zu erzeugen. 

Den Standort F&E transparent präsentieren

Um das Bewusstsein der Bevölkerung betreffend dieser 

innovativen Branche in Klosterneuburg zu fördern, sollen 

verstärkt Vermittlungsangebote umgesetzt und nach au-

ßen getragen werden. Vor allem das IST Austria Science 

Center sowie der IST Park sind hierbei wichtige Koopera-

tionspartner für Öffentlichkeitsarbeit.

So könnten Schautafeln vor bestehenden Forschungs- 

und Entwicklungseinrichtungen geben in Zukunft Aus-

kunft über die Arbeiten und Themenschwerpunkte.

Die Entwicklung dieses wichtigen Standortes erfolgt un-

ter laufender Berücksichtigung der Zieldefinitionen zur 

Siedlungsentwicklung (gDie Zielsetzungen des Stadt-

entwicklungskonzeptes 2030+).

Zusätzlich sollen geeignete Standorte für Betriebsansied-

lungen geprüft werden, um potentielle Flächen frühzeitig 

zu identifizieren. Durch die Festlegung der entsprechen-

den Widmung verfügt die Stadtgemeinde über ein geeig-

netes Instrument, jene Standorte zu sichern.

Auch die Kreativbranche ist in den vergangenen Jahren 

in Österreich um ein Vielfaches gewachsen. Dabei spielt 

die Digitalisierung von Innovationsprozessen eine ebenso 

große Rolle wie die fortschreitende Digitalisierung eigener 

Arbeits- und Kommunikationsprozesse. Der Branchen-

bericht 2016 dokumentierte, dass mittlerweile eines von 

zehn Unternehmen in Österreich der Kreativwirtschaft 

angehört. Mit rund 42.000 Firmen erwirtschaftet diese 

Branche einen jährlichen Umsatz von 22 Milliarden Euro, 

was fast 4 % der gesamten österreichischen Wirtschafts-

leistung entspricht (gQuellenverzeichnis Q20). 

Klosterneuburg möchte diese Entwicklung im Zuge des 

{STEK 2030+} berücksichtigen und Impulse setzen, 

um die Stadtgemeinde als Innovationsstandort zu er-

weitern. Die Nachnutzung des Rathauses bietet Mög-

lichkeiten, um entsprechende flexible Räumlichkeiten 

zur Verfügung zu stellen. Die Entwicklung der Rahmen-

bedingungen, im Sinne von Co-Working Spaces, Open 

Spaces  etc., erfolgt im Zuge der Analyse der diesbe-

züglichen Gegebenheiten und Optionen.
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Wirtschaftliche Rahmenbedingungen aufrechterhalten

Die Betriebe in der Stadtgemeinde leisten einen wichti-

gen Beitrag zum Leben in Klosterneuburg, da sie mit der 

Kommunalsteuer eine der Haupteinnahmequellen der 

Stadtgemeinde darstellen und in Folge die Aktivitäten 

und Entwicklungen der Stadt ermöglichen. Die Erhaltung 

der ansässigen Betriebe ist der Stadtgemeinde somit ein 

besonders hohes Anliegen.

Das {STEK 2030+} setzt deswegen nicht ausschließ-

lich Maßnahmen zur Förderung der Ansiedlung neuer 

Betriebe, sondern nimmt auch auf bereits bestehende 

Gewerbe und Unternehmen Rücksicht. An den entspre-

chenden Standorten sollen die Betriebe im Sinne der 

Strukturerhaltung, z.B. in Form von Gaststätten, Ärzten 

und gewerblichen Nutzungen, fortwährend gesichert 

werden. 

ANGEBOTE ZUR WEITERBILDUNG STÄRKEN2

neue Büroformen für innovative 
Unternehmen

Open Spaces: nicht zwingend Büroräume sondern 
flexible Großräume, die eine Vielzahl an Bespie-
lungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel Workshops, 
Ateliers etc., zulassen 

Co-Working Spaces: Büros, in denen die Arbeitsplät-
ze und Infrastruktur mit zeitlicher Befristung zur Ver-
fügung gestellt werden. Wichtig ist, dass es offene 
Arbeitsbereiche gibt, die die Kommunikation unter-
einander anregen.
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Förderung der 
Betriebslandschaft in Klosterneuburg

Ziel Indikator Maßnahme

Wissenschaft und Forschung 
werden als wichtige, innovative 
Branche innerhalb der Stadtge-
meinde transparent präsentiert.

Bekanntheitsgrad der 
Wissenschafts- und 
Forschungseinrich-
tungen innerhalb 
der Stadtgemeinde 
Klosterneuburg

Vermittlungsangebote im Zusammenhang mit dem IST 
Austria Science Center und TechPark

In Klosterneuburg wird einer ak-
tiven Betriebsansiedelungspolitik 
nachgegangen.

Betriebsansiedlungen
Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau

Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechni-
sche Sicherung für Betriebsansiedlungen

Unterstützung der Kreativszene in 
der Stadtgemeinde

ansässige Unterneh-
men

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für 
Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

Der Bevölkerung Klosterneuburgs stehen verschiedene 

Möglichkeiten zur Weiterbildung in Form von Vorträgen 

und Kursen zur Verfügung. Als erfolgreiches Programm 

können die IST Lectures genannt werden, bei welchen 

internationale Spitzenwissenschafterinnen und -wissen-

schafter ihre Forschungsthemen einem breiten Publikum 

präsentieren. 2018 brachte die Vortragsreihe rund 1.000 

Personen nach Klosterneuburg.

Zusätzlich zu diesen Fortbildungsprogrammen soll auch 

das tertiäre Bildungsangebot gefördert werden. 

Neben widmungstechnischen Maßnahmen zur Siche-

rung von Standorten, welche die Erweiterung dieses 

Angebotes ermöglichen, wird die Wissenschafts- und 

Forschungslandschaft auch ohne flächenbezogene 

Handlungen gestärkt. Dafür ist in einem ersten Schritt 

die Identifikation möglicher Kooperationspartnerinnen 

und -partner notwendig, um in Folge die Entwicklung 

möglicher FH-Lehrgänge und Kollegs in bestehenden 

Institutionen zu forcieren.

Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Stärkung des tertiä-
ren Bildungsangebotes

Ziel Indikator Maßnahme

Erweiterung des tertiären Bildungsan-
gebotes sowie der Wissenschafts- und 
Forschungslandschaft innerhalb der 
Stadtgemeinde

Bildungs-
angebote

Förderung der Entwicklung möglicher FH-Lehrgänge/
Kollegs

Prüfung geeigneter Standorte und ggf. widmungs-
technische Sicherung für die Erweiterung des tertiä-
ren Bildungsangebotes
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KLOSTERNEUBURG ERÖFFNET 
PERSPEKTIVEN FÜR BEWEGUNG 
UND ERHOLUNG IN DER NATUR

Maßnahmen zu Leitsatz 8:

Dem Naturraum kommt eine Vielzahl wichtiger Funktionen zu. So ist er 

wertvoller Lebensraum für Tiere und Pflanzen, ermöglicht Klimawan-

delanpassung und dient der Nutzung für landwirtschaftliche Produk-

tion. Gleichzeitig ist der Naturraum auch wichtig für die Naherholung 

und Freizeitgestaltung der Bevölkerung. In Klosterneuburg besitzt der 

Grün- und Freiraum aufgrund der naturräumlichen Gegebenheiten 

einen besonders hohen Stellenwert. Ob Spazierengehen durch die 

Weinberge, Wandern auf den Kollersteig, Mountainbiken im Wiener-

wald oder Radfahren entlang der Donau - Klosterneuburg bietet eine 

Vielzahl an Möglichkeiten zur kostenlosen Nutzung des Naturraumes. 

Zusätzlich motiviert die Bereitstellung von Erholungs- und Bewegungs-

angeboten in zentralen Lagen der Stadtgemeinde die Bevölkerung 

nicht nur dazu, im Alltag mehr Sport zu betreiben und das bestehende 

Vor-Ort-Angebot zu nutzen, sondern auch, das Auto öfter stehen zu 

lassen. Attraktive Rad- und Fußwege leisten einen Beitrag zur Nah-

erholung in der Stadtgemeinde, aber auch zur nachhaltigen Mobilität 

(gKlosterneuburg verlagert aktiv den Verkehr auf nachhaltige Mobili-

tätsformen).

Damit Klosterneuburg als Naherholungsort noch präsenter von der 

Bevölkerung wahrgenommen wird, soll das Freizeitangebot stärker 

vernetzt und nach außen vermarktet werden. Die Bevölkerung zu in-

formieren und ihr bewusst zu machen, was für ein umfangreiches Er-

holungsprogramm sich direkt vor der eigenen Haustüre befindet, wird 

im Zuge der Umsetzung des {STEK 2030+} forciert. Ziel ist es, mit 

Unterstützung der Initiative "Tut gut!" , als Teil des Programmes "Ge-

sunde Gemeinde" , mit der Umsetzung von verschiedener Aktionen 

einen nachhaltigen Beitrag zu einem gesünderen und bewussteren 

Leben möglichst vieler Klosterneuburgerinnen und Klosterneuburger 

zu leisten. Außerdem bieten Veranstaltungen, welche in Folge für die 

Bürgerinnen und Bürger organisiert werden, Beteiligten und Interes-

sierten Möglichkeiten, um sich direkt in die Projektierung einzubinden 

und dabei zu vernetzen.

Die Initiative „Tut gut!“ agiert als Drehscheibe für Gesundheitsför-
derung und Prävention in Niederösterreich. Das Land Niederöster-
reich bemüht sich, Gesundheitsvorsorge immer mehr im Bewusst-
sein der Menschen zu verankern. Die Initiative „Tut gut!“ bringt das 
Thema Gesundheit durch diverse Programme, Projekte und Maß-
nahmen direkt in die (Lebens-) Bereiche Gemeinde, Kindergarten, 
Schule und Betrieb. Zudem bietet sie Gesundheitsinformationen, 
die aktuell, wissenschaftlich abgesichert und zielgruppengerecht 

aufbereitet sind (gQuellenverzeichnis Q21).

"Tut gut!"
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Etablierung Kloster-
neuburgs als Sportstadt

Ziel Indikator Maßnahme

Erhalt, Sicherstellung und Vernetzung des 
Sport- und Freizeitangebotes in der Stadt-
gemeinde

NutzerIn-
nenzahl

Weiterentwicklung breiter Informationsmöglichkeiten 
und Bewusstseinsbildung über das bestehende An-
gebot

Evaluierung des bestehenden Angebotes an Wander- 
und Mountainbikestrecken, ggf. Verbesserung der 
Qualität 

Etablierung der Stadtgemeinde Klosterneu-
burg als "Sportstadt"

"Tut gut“- 
Gemeinde

Entwicklung und Umsetzung eines Freizeit-Sport-Kon-
zeptes

Klosterneuburg als Sportstadt etablieren

Das Freizeitangebot in Klosterneuburg ist bereits jetzt 

sehr umfassend gestaltet und für die Bürgerinnen und 

Bürger zu einem großen Teil auch kostenlos zugänglich. 

Um diese Stärke in Zukunft nach außen hin aktiver zu 

präsentieren, wird ein Freizeit-Sport-Konzept entwickelt. 

Dieses soll Maßnahmen beinhalten, welche der Stadt-

gemeinde Anhaltspunkte und Optionen aufzeigen, um 

das bestehende Erholungsangebot sicherzustellen und 

weiterzuentwickeln.

Im ersten Schritt ist die Evaluierung der bestehenden 

Flächen notwendig, um die aktuelle Situation der Freizeit- 

und Sportangebote aufzuzeigen. Ein besonderer Fokus 

liegt hierbei auf den Wander- und Mountainbikestrecken 

der Stadt, da Klosterneuburg aufgrund der Lage im Wie-

nerwald diesbezüglich besonders vielfältige Angebote 

aufweist. Die Sicherstellung der Qualität jener Wege und 

Routen ist der Stadtgemeinde ein großes Anliegen, um 

für die Bevölkerung sowie Besucherinnen und Besucher 

die Sicherheit und Übersichtlichkeit der Streckenführung 

zu gewährleisten. Die jährliche Kontrolle der Leitsysteme 

ermöglicht, unübersichtliche Stellen zu erkennen und die 

Beschilderung bei Bedarf zu erneuern bzw. zu ergänzen.

Außerdem gilt es im Zuge der Begehungen Gefahren-

potentiale durch Schlaglöcher, Verwurzelung oder ähnli-

ches frühzeitig zu erkennen und im Rahmen der Instand-

haltungsarbeiten zu beseitigen.

Zusätzlich zu der Wartung des Bestandes soll das An-

gebot um niederschwellige Bewegungsmöglichkeiten er-

gänzt werden. Im öffentlichen Raum sollen potenzielle 

Standorte definiert werden, an welchen der Bevölkerung 

kostenfreie Sportgeräte zur Verfügung gestellt werden 

könnten. Dieses Angebot zeichnet sich vor allem darin 

aus, dass es unkompliziert und ohne großes Vorwissen 

genutzt werden kann. Dadurch wird seitens der Stadtge-

meinde sehr effizient ein neues Sportangebot generiert, 

welches sich an den Nutzungsbedürfnissen der Sport-

treibenden orientiert.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Freizeit-Sport-Kon-

zeptes ist das Bereitstellen von Informationsmöglichkei-

ten, um den Bürgerinnen und Bürgern das Angebot vor 

Ort zu vermitteln. Die Gem2Go-App  dient hierbei als 

wichtige Schnittstelle zwischen der Bevölkerung und der 

Stadtgemeinde. Durch laufende Aktualisierungen wird 

auf Sportveranstaltungen und Vereine sowie Empfehlun-

gen für saisonale Bewegungsmöglichkeiten, wie Wander-

routen und Radwege, aufmerksam gemacht. Außerdem 

können durch Links Standortkarten von Spielplätzen, 

Sportanlagen etc. direkt aufgerufen werden. So wird die 

Bevölkerung auch dahingehend informiert, welche der 

Sportstätten öffentlich nutzbar sind und welche von pri-

vaten Anbietern betrieben werden. 

Gem2Go

Gem2Go ist eine App, welche als mobile Bürger-
servicestelle dient. Es können nicht nur Informatio-
nen bezüglich der Amtstermine, Müllabfuhr-Fahrten 
oder Rathausabteilungen aufgerufen werden, son-
dern auch Veranstaltungskalender, Öffnungszeiten 
für Freizeit- und Kultureinrichtungen etc. Durch die 
integrierte Push-Benachrichtigungsfunktion ist die 
laufende Erinnerung der Nutzerinnen und Nutzer 
an aktuelle Termine möglich (gQuellenverzeichnis 
Q22).
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KLOSTERNEUBURG BIETET FÜR 
ALLE GENERATIONEN EIN 

UMFASSENDES ANGEBOT AN 
SOZIALER INFRASTRUKTUR

Maßnahmen zu Leitsatz 9:

Wie bereits im Kapitel der Megatrends erläutert (gKlosterneuburg als 

Teil der Welt – aktuelle Megatrends), befindet sich die Gesellschaft in 

einem demographischen Wandel, welcher zahlreiche Herausforderun-

gen mit sich bringt. Das fortschreitende Bevölkerungswachstum bei 

gleichzeitiger Alterung der Bewohnerinnen und Bewohner bedingt die 

laufende Adaptierung des Angebotes an sozialer Infrastruktur. Klos-

terneuburg ist aufgrund der Lage für alle Generationen ein beliebter 

Wohnort, weshalb die bedarfsgerechte Versorgung auf alle Altersklas-

sen abgestimmt werden muss. Dabei ist darauf Rücksicht zu nehmen, 

dass je nach Altersgruppe unterschiedliche Ansprüche im Vorder-

grund stehen.

Oftmals wird der Ausdruck „soziale Infrastruktur“ ausschließlich mit 

Schulen und Kindergärten in Verbindung gebracht. In Wirklichkeit um-

fasst dieser Begriff weitaus mehr Einrichtungen. Selbstverständlich ist 

das Bildungssystem mit Einrichtungen wie Schulen, Bibliotheken, Uni-

versitäten etc. ein sehr großer und wichtiger Teil dieses Fachbereiches. 

Doch auch Fürsorge-Dienstleistungen wie Kinderbetreuung, Altenhei-

me, Frauenhäuser sowie das Gesundheitssystem inklusive Kranken-

häuser, Ärztezentren und Rettungsdienste leisten einen maßgeblichen 

Beitrag zur Versorgung einer Gemeinde mit sozialer Infrastruktur.

Raum- und Infrastrukturplanung stehen in einem engen Wir-
kungsgefüge zueinander, da durch soziale Einrichtungen die 
Lebensqualität in einer Gemeinde maßgeblich beeinflusst wird.
In jeder Lebensphase ist soziale Infrastruktur für uns wichtig - 
von der Krabbelstube bis zur Krankenpflege. Die Entfernung zu 
dem nächsten entsprechenden Angebot beeinflusst außerdem 
unser alltägliches Mobilitätsverhalten. Kann ich mit dem Rad in 
die Schule fahren, kann ich mein Kind zu Fuß in den Kinder-
garten bringen, muss ich mit dem Auto zum nächsten Hausarzt 
fahren? Oft wird die Wahl des Wohnortes von der Beantwortung 
derartiger Fragen abhängig gemacht.

In vielen Fällen hat allerdings die Gemeinde keinen direkten Ein-
fluss auf die Ansiedlung sozialer Infrastruktur. Beispielsweise 
definieren Krankenkassen die Anzahl der Niederlassungen von 
Allgemeinmedizinern mit Kassenvertrag innerhalb einer Gemein-
de auf Basis eines Stellenplanes und die Entwicklung des öffent-
lichen Angebotes an Pflegeeinrichtungen obliegt dem Amt der 
Landesregierung.

Der Gemeinde stehen somit nur begrenzt Möglichkeiten zur Ver-
fügung, um aktiv die Ansiedlung von Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur zu fördern. Die Raumordnung bietet die Option ge-
eignete Flächen durch widmungstechnische Maßnahmen sicher 
zu stellen.

SOZIALE INFRASTRUKTUR UND RAUMORDNUNG
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Infrastruktur entsprechend der Nachfrage rüsten

Vom Schulkonzept zum kommunalen Bildungskonzept

Klosterneuburg besitzt bereits ein sehr umfassendes An-

gebot an sozialer Infrastruktur, von welchem auch die 

umliegende Bevölkerung profitiert (gDie soziale und 

technische Infrastruktur – Rückgrat einer funktionieren-

den Stadt). Vor allem Einrichtungen wie das Landeskli-

nikum besitzen hierbei einen besonders hohen Stellen-

wert. 

Im Jahr 2014 beauftragte die Stadtgemeinde Klosterneu-

burg eine Studie, welche die kommunale Bildungsent-

wicklung der folgenden 15 bis 20 Jahre prognostiziert. 

Dieses Bildungs- und Schulentwicklungskonzept doku-

mentiert und analysiert insgesamt zehn Kindergärten, 

sechs Volksschulen, zwei Neue Mittelschulen sowie die 

Allgemeine Sonderschule und definiert Maßnahmen zur 

Optimierung der aktuellen Situation. 

Um die Qualität der Klosterneuburger Bildungseinrich-

tungen auch für die nächsten Jahre zu sichern sieht das 

{STEK 2030+} in einem ersten Schritt die Evaluierung 

des Bildungskonzeptes vor. Dabei sind vor allem Ein-

flussfaktoren wie die demographische Entwicklung der 

Bevölkerung oder die Änderung gesetzlicher Rahmenbe-

dingungen, hier vor allem die Stärkung der Schulautono-

mie, zu berücksichtigen. Dadurch kann festgestellt wer-

den inwiefern die Prognosen zutreffen und welche der 

Optimierungsvorschläge bereits umgesetzt wurden. An-

schließend ist die Überarbeitung und Weiterentwicklung 

des Schulkonzeptes zur einem kommunalen Bildungs-

konzept  vorgesehen.

Im Zuge dieser Erweiterung sollen Potentiale der Bil-

dungseinrichtungen erkannt werden, welche bislang 

noch nicht vollständig ausgeschöpft wurden. Die Er-

arbeitung eines demographischen Profils ermöglicht die 

vorausschauende Infrastrukturplanung und die Abwä-

gung zwischen Angebot und Nachfrage.

Sollte anhand dieser Evaluierung festgestellt werden, 

dass der Bevölkerung sowohl aktuell als auch in Zukunft 

nicht ausreichend Einrichtungen zur Verfügung stehen, 

wird die Prüfung und widmungstechnische Sicherstel-

lung von geeigneten Flächen zur Erweiterung des An-

gebotes forciert. Dabei ist vor allem auf den Bedarf von 

Kommunale Bildungskonzepte sind als Planungs-
instrumente in Österreich neuartig und dementspre-
chend noch nicht oft umgesetzt worden. Graz ist als 
Vorreiter die erste Stadt, welche die Entwicklung des 
Bildungssektors mit Hilfe eines kommunalen Bil-
dungskonzeptes steuert. Die Inhalte können je nach 
Gemeinde und Schwerpunktsetzung variieren. Mög-
liche Themenbereiche, welche im Zuge des Konzep-
tes behandelt werden können, sind beispielsweise:

• Städtische Bildungseinrichtungen − konkrete 
Darstellung und Beschreibung des Bestandes, 
des Bedarfs und Prognose

• Bedarfsgerechte, ganzjährige und ganztägige 
Betreuungsangebote − Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf − Befund, Bedarf, Prognose

• Schwerpunktsetzungen und Spezialisierungen 
der Bildungseinrichtungen zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit

• Zeit- und sachgerechte Infrastruktur

kommunales Bildungskonzept

Die Verfügbarkeit und Erreichbarkeit dieser Versorgungs-

leistungen ist ein wichtiges Anliegen der Bürgerinnen 

und Bürger. Die Erreichbarkeit mit Öffentlichem Verkehr 

sowie Barrierefreiheit jener Einrichtungen soll im Zuge 

des {STEK 2030+} geprüft und gegebenenfalls opti-

miert werden.

Einrichtungen zur Kleinkinder- und Kinderbetreuung 

Rücksicht zu nehmen. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Sicherung eines 

geeigneten Standortes für das Privatgymnasium der Erz-

diözese Wien erforderlich. Der Betrieb des Gymnasiums 

erfolgt derzeit auf einem temporären Standort, wobei be-

reits im Schuljahr 2019/2020 zwei Klassen unterrichtet 

werden und eine gestaffelte Erweiterung der Klassen-

anzahl vorgesehen ist. Aufgrund des Betriebes des Pri-

vatgymnasiums sind Entlastungswirkungen auf das BG/

BRG Klosterneuburg möglich, die in die Analysen mitein-

bezogen werden sollen. 
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Unterrichtstechniken modernisieren, eigenständiges Arbeiten der Schülerinnen und Schüler fördern

Soziale Infrastruktur für die Entwicklungen der Zukunft 

zu rüsten, bedeutet nicht nur, das tatsächliche Ange-

bot auszubauen und zu erweitern. Auch die Qualität 

der Ausstattung der bereits bestehenden Einrichtungen 

ist zu berücksichtigen und zu optimieren. Mit Hilfe von 

Kooperationen zwischen der Stadtgemeinde und den 

Schulen kann Handlungsbedarf direkt festgestellt und 

kommuniziert werden. 

Um die Schulen für den Megatrend Digitalisierung zu 

rüsten und die Schülerinnen und Schüler an das pro-

duktive Arbeiten mit Computern heranzuführen, wurde 

im Jahr 2017 die Einführung eines EDV-Standards in den 

Volksschulen und Neuen Mittelschulen Klosterneuburgs 

vom Gemeinderat beschlossen. Dieser beinhaltet unter 

anderem das zur Verfügung stellen von leistungsfähigem 
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen zur Erweiterung des An-
gebotes an sozialer Infrastrukur

Ziel Indikator Maßnahme

gute Versorgung mit bedarfsgerechten 
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen

Angebote - 
Nachfrage

Evaluierung und Überarbeitung des bestehenden 
Schulkonzeptes und Weiterentwicklung zu einem 
kommunalen Bildungskonzeptes

Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechni-
sche Sicherung von Bildungs- und Betreuungseinrich-
tungen

Ausbau des Angebotes an Nachmittagsbetreuung

Ausbau der Kinderbetreuungsplätze für Kinder unter 
2,5 Jahren

Etablierung eines EDV-Standards für die 
Volksschulen und Neue Mittelschulen

Maßnahmen-
umsetzung

Leistungsfähige Internetleitungen in den Volks- und 
Neuen Mittelschulen

WLAN in den Schulgebäuden der Volks- und Neuen 
Mittelschulen

Ladezonen in den Schulgebäuden der Volks- und 
Neuen Mittelschulen

ein Laptop pro Stammklasse für die LehrerInnen der 
Volks- und Neuen Mittelschulen

PCs für die Klassenzimmer, Lehrerzimmer und Direk-
tion der Volks- und Neuen Mittelschulen

Interaktive Beamer/Tafeln in den Volks- und Neuen 
Mittelschulen

Tablets in den Volks- und Neuen Mittelschulen

Erhalt und Förderung der Versorgungsqua-
lität der Stadtgemeinde Klosterneuburg mit 
sozialen Einrichtungen

Angebot an 
sozialen Ein-
richtungen

Evaluierung und ggf. Adaptierung der Anbindung 
sozialer Einrichtungen an den Öffentlichen Verkehr

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für 
Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

WLAN, PCs und Tablets für die Klassenzimmer und Leh-

rerzimmer sowie interaktive Tafeln und Beamer.

Bereits im Jahr 2018 wurden erste Investitionen geleis-

tet, um Maßnahmen in den betroffenen Schulen umzu-

setzen. Mit dem {STEK 2030+} wird die fortlaufende 

Einrichtung dieser Infrastruktur vorangetrieben, um das 

Ziel der Etablierung jenes EDV-Standards schnellstmög-

lich zu erreichen. 

Das eigenständige Arbeiten der Schülerinnen und Schü-

ler soll allerdings nicht ausschließlich in Bezug auf die 

Digitalisierung gefördert werden - im Zuge der Nachnut-

zung des Rathauses wird geprüft, Lernräume für die jun-

ge Bevölkerung zur Verfügung zu stellen, in welchen sie 

sich ohne Konsumzwang treffen kann.
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KLOSTERNEUBURG VERBINDET 
IN KULTUR UND KULINARIK 
TRADITION UND MODERNE

Maßnahmen zu Leitsatz 10:

Das Klosterneuburger Kulturprogramm ist bereits jetzt sehr umfassend 

und vielseitig. Von Konzerten, Filmfestivals, traditionellen Festen und 

Märkten sowie vielen anderen Attraktionen profitieren nicht nur die 

Bürgerinnen und Bürger der Stadtgemeinde, sondern auch ihre Be-

sucherinnen und Besucher.

Die kulturelle Identität soll auch in Zukunft gestärkt werden und die 

Vielfalt der Stadt aufzeigen. Dabei stehen nicht nur jene Bereiche im 

Fokus, für welche Klosterneuburg bereits jetzt über die Grenzen hinaus 

bekannt ist - beispielsweise das Stift Klosterneuburg und der Weinbau 

- sondern auch kleinere Vereine und Veranstaltungen werden in den 

Vordergrund gerückt. Dafür ist nicht nur die Vernetzung der Kultur-

schaffenden notwendig, sondern auch das Sicherstellen entsprechen-

der Räumlichkeiten.

Um das bestehende Angebot bestmöglich weiterentwickeln zu können, 

wird ein Kulturkonzept erstellt, welches die Evaluierung des Bestandes 

integriert. Damit wird der potentielle Handlungsbedarf bestmöglich 

identifiziert und eine Grundlage für die Entwicklung Klosterneuburgs 

als Kulturstadt geschaffen.

Um die Babenbergerhalle  und den Rathausplatz auch in Zukunft als 

Veranstaltungsorte sicherzustellen und zu optimieren, kommt ihnen in 

der Bearbeitung des Kulturkonzeptes ein besonderer Stellenwert zu. 

Ein Sanierungs- und Instandhaltungsplan für die Babenbergerhalle 

sowie Ideen zur Umgestaltung des Rathausplatzes ermöglichen die 

Adaptierung der Veranstaltungsorte entsprechend aktueller Anforde-

rungen. Für den Rathausplatz sollen sollen einerseits die Versorgung 

mit technischer Infrastruktur, wie zum Beispiel Strom, Wasser und Be-

leuchtung sichergestellt, andererseits gestalterische Maßnahmen wie 

die Neuerrichtung von Wegen und Pflanzung von Bäumen und Sträu-

chern ermöglicht werden.

Nach langjährigen Diskussionen um die Errichtung eines Veran-
staltungszentrums fasste der Gemeinderat der Stadtgemeinde am 
6.5.1966 den Beschluss zur Errichtung einer Mehrzweckhalle mit-
ten im Zentrum Klosterneuburgs. Am 26.6.1966 legte Bürgermeis-
ter NR a.D. Leopold Weinmayer den Grundstein der neuen Halle. 
Bereits am 7.12.1969 wurde der Neubau durch Abt Koberger ge-
segnet und eröffnet. Seither steht der Stadt ein Veranstaltungszent-
rum zur Verfügung, das über einen großen Saal mit einer Rundum-
galerie verfügt. 

Das Haus fasst bis zu 1.400 Personen. In der Babenbergerhalle 
finden ganzjährig Kultur- und Ausstellungsveranstaltungen, Bälle 
aber auch Kabaretts, Konzerte, Musical- und Opernabende statt. 
Die jährliche Besucheranzahl in der Babenbergerhalle lässt sich 
aufgrund von Großveranstaltungen bei freiem Eintritt, etwa Messe- 
und Ausstellungsveranstaltungen, oder die jährlichen Leopoldifei-
erlichkeiten mit einer Frequenz bis zu 40.000 Besuchern beziffern 

(gQuellenverzeichnis Q1).

die Babenbergerhalle – Veranstaltungszentrum und 
Mehrzweckhalle 
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Tabelle: Übersicht der Maßnahmen Stärkung der Kunst- und 
Kulturszene

Ziel Indikator Maßnahme

Die Kunst- und Kulturszene bietet ein um-
fassendes Angebot an Veranstaltungen, 
welche von der Bevölkerung aktiv wahrge-
nommen werden

Veranstal-
tungen

Evaluierung und Anpassung des Kulturkonzeptes

Teilnehmer- 
Innenzahl

Durchführung eines Ideenfindungsprozesses, eines 
Wettbewerbes und ggf. eines kooperativen Planungs-
prozesses zur Umgestaltung des Rathausplatzes unter 
Berücksichtigung aller angestrebten Nutzungen

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für 
Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

Auch das Nachnutzungskonzept des Rathauses soll 

Möglichkeiten integrieren, um zusätzliche Räumlich-

keiten für die Kulturszene bereitzustellen. Hierbei steht 

flexible Multifunktionalität im Fokus der Bearbeitung, um 

eine Aneignung der vorhandenen Räume den Bedürf-

nissen der Nutzerinnen und Nutzern entsprechend zu 

ermöglichen. Je nach Bedarf kann die Stadtgemeinde 

ihren Bürgerinnen und Bürgern in Folge eine Bühne, Co-

Working-Spaces oder konsumfreie Lernräume zur Ver-

fügung stellen. 

Um das bestehende kulturelle Angebot zu vernetzen 

und die Bevölkerung auf das vielfältige Kulturprogramm 

aufmerksam zu machen, soll die Zusammenarbeit zwi-

schen den Kulturträgerinnen und Kulturträgern gefördert 

werden. Eine Kulturmesse bietet die Möglichkeit, dass 

sich Vereine und Initiativen der Bevölkerung präsentieren 

können. Dadurch können auch kleinere Personengrup-

pen oder gastronomische Betriebe in den Vordergrund 

gerückt werden, um das Interesse der Besucherinnen 

und Besucher zu wecken. 

Gleichzeitig informiert die Stadtgemeinde über die App 

Gem2Go laufend über aktuelle Veranstaltungen und 

künftige Events. Durch eine Überarbeitung der Handha-

bung werden die Einträge übersichtlicher gestaltet und 

die Nutzung der App attraktiviert.
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WIR LEGEN UNS FEST!

die Verordnung des {STEK 2030+}

Stadtentwicklungkonzept Klosterneuburg 2030+
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VERORDNUNGSTEXT1
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Klosterneuburg be-

schließt nach Erörterung der, während der öffentlichen 

Auflage vom 17. Juli 2019 bis 28. August 2019 einge-

langten, Stellungnahmen in der Sitzung am 27. Septem-

ber 2019 folgende

VERORDNUNG

§ 1Inhalt
Auf Grundlage des § 25 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 

i.d.g.F. wird das örtliche Raumordnungsprogramm, 

nämlich die Festlegungen des Örtlichen Entwicklungs-

konzeptes der Stadtgemeinde Klosterneuburg unter der 

Bezeichnung Stadtentwicklungskonzept Klosterneu-

burg 2030+ {STEK 2030+} nach einer grundlegenden 

Überarbeitung abgeändert und zeitgleich im Maßstab 

1:15.000 digital neu dargestellt.

§ 2 Öffentliche Einsichtnahme
Die Plandarstellung des {STEK 2030+}, verfasst von 

Dipl.-Ing. Thomas Knoll, staatlich befugter und beeideter 

Ziviltechniker unter der Zahl 17-72/OEEK/301/Entwick-

lungskonzept, die mit einem Hinweis auf diese Verord-

nung versehen ist, liegt während der Amtsstunden zur 

allgemeinen Einsicht auf.

§ 3 Leitsätze

Klosterneuburg steuert restriktiv die Siedlungs-

entwicklung.

Klosterneuburg fördert Bürgerbeteiligung und 

bekennt sich zu einer transparenten und integra-

tiven Stadtplanung.

Klosterneuburg schätzt, pflegt und schützt die 

Natur und seine Kulturlandschaft.

Klosterneuburg setzt Maßnahmen zum Klima-

schutz, zur Anpassung an den Klimawandel so-

wie zur CO
2
-Reduktion.

Klosterneuburg verlagert aktiv den Verkehr auf 

nachhaltige Mobilitätsformen.

Klosterneuburg gestaltet öffentliche Flächen als 

Lebens- und Aufenthaltsraum für alle.

Klosterneuburg setzt auf Forschung und Ent-

wicklung im Rahmen einer aktiven Betriebsan-

siedlungspolitik.

Klosterneuburg eröffnet Perspektiven für Bewe-

gung und Erholung in der Natur.

4 § Das funktionale Stadtmodell

Klosterneuburg bietet für alle Generationen ein 

umfassendes Angebot an sozialer Infrastruktur.

Klosterneuburg verbindet in Kultur und Kulinarik 

Tradition und Moderne.

(1)
(1)

(9)

(2)

(2)

(10)

(3)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

W
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Schüttau

Pioniervierte
l

W

eid
lingbach

Klosterneuburg

Hö ein

Kierling

Kritzendorf

Maria
Gugging

Stadtzentrum Klosterneuburg 

Leit funktionen: 

 Umfassende Versorgung, Wohnen

Ziele:  Versorgungsfunktion erhalten

 Wohnen in der Stadt der kurzen Wege 

 stärken

 Stadtbild schützen und positiv 

 weiterentwickeln

 Private und öffentliche Freiräume als 

 Klimaregulatoren der Stadt sichern

 Gestaltung öffentlicher Freiräume 

 fördern

Ortszentrum Kierling

Leit funktionen: 

 Lokale Versorgung, Wohnen

Ziele: Lokale Versorgungsfunktion erhalten

 Wohnfunktion im Bereich des Zentrums 

 erhalten

 Ortsbild schützen und positiv 

 weiterentwickeln

 Private Freiräume als Klimaregulatoren 

 der Stadt sichern

 

Ortszentrum Kritzendorf

Leit funktionen: 

 Lokale Versorgung, Wohnen

Ziele: Lokale Versorgungsfunktion erhalten
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 Wohnfunktion im Bereich des Zentrums 

 erhalten

 Ortsbild schützen und positiv 

 weiterentwickeln

 Private Freiräume als Klimaregulatoren 

 der Stadt sichern

Ortszentrum Maria Gugging

Leit funktionen: 

 Standort Forschung und Entwicklung  

 (F&E), lokale Grundversorgung, 

 Wohnen

Ziele: Forschung & Entwicklung-Standort 

 weiter fördern

 Lokale Grundversorgungsfunktion 

 erhalten

 Wohnfunktion im Bereich des Zentrums 

 erhalten

 Private Freiräume als Klimaregulatoren 

 der Stadt sichern

 

Ortszentrum Weidling

Leit funktion: 

 Wohnen

Ziele: Wohnen in kleingliedrigen Strukturen 

 fördern

 Historisches Ortsbild erhalten

 Private Freiräume als Klimaregulatoren 

 der Stadt sichern

 

Ortszentrum Höflein an der Donau

Leit funktion: 

 Wohnen

Ziele: Wohnen in kleingliedrigen Strukturen 

 fördern

 Ortsbild erhalten

 Private Freiräume als Klimaregulatoren 

 der Stadt sichern

 

Siedlungsachse K losterneuburg-Kierling

Leit funktion: 

 Wohnen, lokale Grundversorgung

Ziele: Kompaktes Wohnen erhalten

 Lokale Grundversorgungsfunktion 

 erhalten

 Vorhandene Betriebe erhalten, 

 sofern keine Nutzungskonflikte 

 bestehen

 

Siedlungsachse K losterneuburg-Kritzendorf

Leit funktion: 

 Wohnen, lokale Grundversorgung

Ziele: Kompaktes Wohnen erhalten

 Lokale Grundversorgungsfunktion 

 erhalten

 Vorhandene Betriebe erhalten, 

 sofern keine Nutzungskonflikte 

 bestehen

 

Siedlungsgebiet Weidlingbachtal

Leit funktion: 

 Wohnen

Ziele: Durchgrünte Wohnlage erhalten

 Vorhandene Betriebe erhalten, 

 sofern keine Nutzungskonflikte 

 bestehen

 

Siedlungsgebiet Scheiblingstein

Leit funktion: 

 Wohnen

Ziele: Durchgrünte Wohnlage erhalten

 

Wohngebiete

Leit funktion: 

 Wohnen

Ziele: Wohnlage entsprechend der 

 bestehenden Struktur erhalten

 

Stadtentwicklungsgebiet Pioniervier tel

Leit funktion: 

 Wohnen mit lokaler Grundversorgung

Ziele: Soziale Durchmischung: Alter, 

 Generationen, Wohnformen 

 Kleinteilige Nutzungsdurchmischung 

 hohe Versorgungsqualität: 

 Freizeit, Nahversorgung, technische 

 Infrastruktur (Internet), Bildung

 Kurze Wege 

 Erschließung: 

 a. INNEN: für Fuß- und Radverkehr gut 

 erschlossen, barrierefrei, 

 verkehrsberuhigt, mit niveaugleichen 

 Verkehrsflächen

 b. AUSSEN: gut erreichbar, vorrangig zu 

 Fuß, mit dem Rad und mit dem 

 öffentlichen Verkehr 

 c. PARKEN: außen, an die 

 Gebäudestruktur angepasst 

 mutige, ökologische Architektur 

 Energieeffizienz: 

 geringer Energieverbrauch, Einbindung 

 erneuerbarer Energieträger 

 Sicherheitsgefühl: man kann „Kinder 

 bei der Tür rauslassen“, Schutz vor 

 Hoch- und Grundwasser

 

Gewerbegebiet Schüt tau

Leit funktion: 

 Betriebs- und Gewerbegebiet

Ziele: Arbeitsplätze für Zukunftsthemen 

 fördern

 

Sonderstandorte

Leit funktion: 

 Spezifische Sondernutzungen

Ziele: Erhaltung der bestehenden Nutzungen

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

(11)

(12)

(13)

(14)
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(1)

(5)

(6)

(7)

(8)

(2)

(3)

(4)

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

steuert restriktiv die Siedlungsentwicklung.“

Die Siedlungsentwicklung orientiert sich an der 

Versorgungsqualität der Stadt- und Ortsteile mit 

Gütern und Dienstleistungen des täglichen Be-

darfs und Öffentlichem Verkehr.

Erhaltung des hohen Durchgrünungsgrades der 

Stadt.

Die (gebaute) Stadtentwicklung konzentriert sich 

auf die Verwertung ungenutzter oder nicht effizi-

ent genutzter Flächen im bestehenden Bauland 

(Konversion).

Transparente und hochwirksame Prozesse in der 

Stadtplanung.

Hoher Vernetzungsgrad in der Region und in 

Fachgremien.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

verlagert aktiv den Verkehr auf nachhaltige Mo-

bilitätsformen.“

Erhöhung des Anteils an Fußgängern, Radfahrern 

und der Fahrten mit dem öffentlichen Verkehr auf 

55 %

Etablierung alternativer Mobilitätsangebote für 

die Bevölkerung.

Effizienzsteigerung im motorisierten Individual-

verkehr (mIV).

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg ge-

staltet öf fentliche Flächen als Lebens- und Auf-

enthaltsraum für alle.“

Faire Verteilung der Flächen im Straßenraum un-

ter Berücksichtigung aller Mobilitätsarten. 

Etablierung und Attraktivierung von öffentlichen 

Räumen, die zum Verweilen einladen.

Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie Reduk-

tion von Emissionen und Schleichverkehr in der 

Stadtgemeinde.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

setzt auf Forschung und Entwicklung im Rahmen 

einer aktiven Betriebsansiedlungspolitik.“

Erweiterung des tertiären Bildungsangebotes 

sowie der Wissenschafts- und Forschungsland-

schaft innerhalb der Stadtgemeinde.

Wissenschaft und Forschung werden als wich-

tige, innovative Branche innerhalb der Stadtge-

meinde transparent präsentiert.

In Klosterneuburg wird einer aktiven Betriebsan-

siedelungspolitik nachgegangen.

Unterstützung der Kreativszene in der Stadtge-

meinde.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg er-

öffnet Perspektiven für Bewegung und Erholung 

in der Natur.“

Erhalt, Sicherstellung und Vernetzung des Sport- 

und Freizeitangebotes in der Stadtgemeinde.

Etablierung der Stadtgemeinde Klosterneuburg 

als "Sportstadt".

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg för-

dert Bürgerbeteiligung und bekennt sich zu einer 

transparenten und integrativen Stadtplanung.“

Hohe Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern 

bei Themen der Stadtentwicklung.

Hohe Transparenz bei Vorhaben in der Stadtpla-

nung.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

schätzt, pflegt und schützt die Natur und seine 

Kulturlandschaft .“

Minimierung von Bauen im Grünland.

Erhaltung der offenen Kulturlandschaft.

Außenwirksame Präsentation Klosterneuburgs 

als Biosphären- und Naturparkgemeinde.

Nachhaltiger Umgang bzw. umweltschonende 

Bewirtschaftung der öffentlichen Grün- und Frei-

räume der Stadtgemeinde.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

setzt Maßnahmen zum Klimaschutz, zur Anpas-

sung an den K limawandel sowie zur CO
2
-Reduk-

tion.“

Erhaltung und Förderung des hohen Durchgrü-

nungsgrades der Stadt.

Erhöhung des Anteils an nachhaltig produzierter 

Energie.

5 § Fachziele Erreichung der höchsten Umsetzungsstufe des 

europäischen Energie- und Klimaschutzprogram-

mes "e5-Programm".
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(9)

(10)

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

bietet für alle Generationen ein umfassendes An-

gebot an sozialer Infrastruktur“

Gute Versorgung mit bedarfsgerechten Bildungs- 

und Betreuungseinrichtungen.

Etablierung eines EDV-Standards für die Volks-

schulen und Neue Mittelschulen.

Erhalt und Förderung der Versorgungsqualität 

der Stadtgemeinde Klosterneuburg mit sozialen 

Einrichtungen.

Fachliche Ziele zum Leitsatz „Klosterneuburg 

verbindet in Kultur und Kulinarik Tradition und 

Moderne.“

Die Kunst- und Kulturszene bietet ein umfassen-

des Angebot an Veranstaltungen, welche von der 

Bevölkerung aktiv wahrgenommen werden.

6 § Maßnahmen

M01 Festlegung maximal zulässiger Wohneinheiten 

bei den Widmungen Bauland-Wohngebiet und 

Bauland-Kerngebiet (Flächenwidmungsplan)

M02 Anpassung der Bebauungsbestimmungen an 

M01 (Bebauungsplan)

M03 Prüfung der Vergrößerung von Gartenzonen 

außerhalb von Schutzzonen und erhaltungswür-

digen Altortgebieten (Bebauungsplan)

M04 Bevorzugte Festlegung der offenen Bebauungs-

weise in Wohngebieten in Randlage

M05 Umsetzung Stadtentwicklungsgebiet Pionier-

viertel

M06 Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau

M07 Überarbeitung bestehender Festlegungen zur 

Optimierung ineffizient nutzbarer Bereiche oder 

zur Aktivierung von durch Nutzungsänderung 

brach liegender Bereiche

M08 Prüfung geeigneter Organisationsformen zur 

Umsetzung leistbaren Wohnraums

M09 Frühzeitige Sicherung von Konversionsflächen 

durch raumordnungsrechtliche Instrument

M10 Forcierung vertraglicher Vereinbarungen 

(Raumordnungsverträge) bei Vorhaben der 

Stadtentwicklung

M11 Förderung kooperativer und kompetitiver 

Planungsprozesse bei Vorhaben der Stadtent-

wicklung

M12 Bildung einer Kleinregion und Erstellung eines 

Kleinregionalen Entwicklungskonzeptes

M13 Verstärktes Engagement in regionalen Fachgre-

mien (z.B. Stadt-Umland-Management)

M14 Regelmäßige Abstimmung zu Themen der 

Raumordnung und Gemeindeentwicklung mit 

den angrenzenden Nachbargemeinden St.An-

drä-Wördern und Korneuburg zur frühzeitigen 

Erkennung potentieller Kooperationen

M15 Fortführung und Intensivierung bestehender 

Kooperationen mit den angrenzenden Nachbar-

gemeinden St.Andrä-Wördern und Korneuburg 

zu Themen der Stadtentwicklung und techni-

schen Infrastruktur

M16 Durchführung von Beteiligungsprozessen bei 

relevanten Stadtentwicklungsvorhaben

M17 Grätzel-Koordination zur Abstimmung kleinräu-

miger bzw. ortsbezogener Maßnahmen

M18 Einrichtung einer Web-Informationsplattform 

Stadtplanung

M19 Bürgerfreundliche Information über Vorhaben 

in der Stadtplanung

M20 Veröffentlichung einer anonymisierten Jahres-

bilanz über Widmungsansuchen und deren 

Umsetzung

M21 Konzept zur Anpassung der Grünlandwidmun-

gen in der Kulturlandschaft und Überarbeitung 

des Flächenwidmungsplanes

M22 Ergänzung der rechtlichen Vorgaben zur Fest-

legung erhaltenswerter Gebäude im Grünland 

(Flächenwidmungsplan) mit fachlichen Kriterien

M23 Pflegekonzept Offenlandschaft

M24 Impuls Offenlandschaft - Bewusstseinsbildung 

zur Erhaltung der offenen Kulturlandschaft

M25 Öffentlichkeitsarbeit betreffend Klosterneuburg 

als Biosphären- und Naturparkgemeinde (regio-

nale Medien, Amtsblatt, Vortragsreihe)
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M26 Projekttage betreffend Klosterneuburg als 

Biosphären- und Naturparkgemeinde in den 

Schulen und Kindergärten

M27 Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen im 

Zuge von Bauvorhaben im Bereich von Fließ-

gewässern

M28 ausschließliche Nutzung umweltfreundlicher 

Pflanzenschutzmittel im Bereich von öffentli-

chen Grünflächen

M29 Themenschwerpunkt Aufklärung der Bevölke-

rung zum Thema Neophyten im Amtsblatt als 

Informationsserie

M30 Umsetzung des 1.000 Bäume Programmes im 

öffentlichen Raum

M31 Entwicklung und Umsetzung eines Stadtbaum-

konzeptes zur Sicherung und Vitalhalten des 

Baumbestandes im öffentlichen Raum

M32 Prüfung der Erhöhung des Grünanteils im 

öffentlichen Raum im Zuge von (Straßen-) Bau-

vorhaben

M33 Prüfung der Bereitstellung von Versickerungs-

flächen im Zuge von (Straßen-) Bauvorhaben

M34 Prüfung der Bereitstellung von Ausgleichsflä-

chen zugunsten des Grünraumes bei zusätz-

licher Versiegelung im öffentlichen Raum

M35 Vorlage von Gestaltungskonzepten betreffend 

des öffentlichen Raumes bei Erschließung 

neuer Siedlungsgebiete

M36 Ausbau der Photovoltaikanlagen auf Gemeinde-

immobilien

M37 Ausbau des Fernwärmenetzes

M38 Informationsleistungen zum Thema klimabe-

wusstes Bauen

M39 Umsetzung von Maßnahmen gemäß der sechs 

Handlungsfelder des e5-Programmes

M40 Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung 

des Klimaaktiv Gold Status für alle öffentliche 

Gebäude

M41 konsequenter Ausbau der Radinfrastruktur

M42 Hauptaugenmerk bei Ausbau und Sanierung 

des Straßennetzes auf Fußgänger- und Radver-

kehr

M43 Ausbau der Park&Ride-Anlagen unter Berück-

sichtigung der kombinierten Nutzung von KFZ- 

und Fahrradabstellplätzen

M44 laufende Angebotserweiterung im Öffentlichen 

Verkehr

M45 abgestimmte Koordinierung der Abfahrtzeiten 

des Öffentlichen Verkehrs

M46 Verankerung eines umfassenden Mobilitätsma-

nagements und alternativen Mobiliätsangebotes 

im Rahmen von Stadterweiterungsgebieten

M47 Förderung der Bildung/Vernetzung von Fahr-

gemeinschaften

M48 Prüfung von Maßnahmen zur Parkraumbewirt-

schaftung aufgrund der Kurzparkzone Wien 

1190

M49 Prüfung der Möglichkeiten zur Umsetzung von 

Begegnungszonen im Zuge von Straßenbauvor-

haben

M50 Prüfung der Möglichkeiten zur Attraktivierung 

von Geh- und Radfahranlagen im Zuge von 

Straßenbauvorhaben

M51 regelmäßige Einbindung von Fahrradinitiativen 

zum Einholen der BürgerInnenexpertisen be-

treffend des Status Quo

M52 Definition von Hotspots zur Etablierung neuer 

Mikrofreiräume

M53 Prüfung von Gestaltungsmaßnahmen zur At-

traktivierung des öffentlichen Raumes im Zuge 

von Straßenbauarbeiten, speziell im Bereich 

vordefinierter Hotspots

M54 Durchführung eines Ideenfindungsprozesses, 

eines Wettbewerbes und ggf. eines kooperati-

ven Planungsverfahrens zur Umgestaltung des 

Rathausplatzes unter Berücksichtigung aller 

angestrebten Nutzungen

M55 Etablierung von WLAN Standorten in relevanten 

Freiräumen

M56 Beseitigung von Unfallhäufungsstellen, u.a. 

durch die aktive Umsetzung von Querungshil-

fen für Fußgänger und Radfahrer (z.B. Ver-

kehrsinseln)

M57 Umsetzung von 30er Zonen im Bereich abseits 

der Hauptverkehrsachsen
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Die NÖ Landesregierung hat diese Verordnung gem. § 

24 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 i.d.g.F. mit Bescheid 

vom 02. Dezember 2019, RU1-R-308/148-2019 geneh-

migt.

Diese Verordnung tritt gemäß § 59 NÖ Gemeindeord-

nung 1973 i.d.g.F. mit dem auf den Beginn der Kund-

machung folgenden Tag in Kraft.

§ 7 Genehmigung § 8 Rechtskraft

M58 Förderung der Entwicklung möglicher FH-Lehr-

gänge/Kollegs

M59 Prüfung geeigneter Standorte und ggf. wid-

mungstechnische Sicherung für die Erweiterung 

des tertiären Bildungsangebotes

M60 Vermittlungsangebote im Zusammenhang mit 

dem IST Austria Science Center und TechPark

M61 Öffentlichkeitsarbeit betreffend der bestehen-

den Forschungs- und Entwicklungseinrichtun-

gen (Schautafeln)

M62 Prüfung geeigneter Standorte und widmungs-

technische Sicherung für Betriebsansiedlungen

M63 Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten 

für Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

M64 Weiterentwicklung breiter Informationsmög-

lichkeiten und Bewusstseinsbildung über das 

bestehende Angebot

M65 Evaluierung des bestehenden Angebotes an 

Wander- und Mountainbikestrecken, ggf. Ver-

besserung der Qualität

M66 Entwicklung und Umsetzung eines Frei-

zeit-Sport-Konzeptes

M67 Evaluierung und Überarbeitung des bestehen-

den Schulkonzeptes und Weiterentwicklung zu 

einem kommunalen Bildungskonzeptes

M68 Prüfung geeigneter Standorte und widmungs-

technische Sicherung von Bildungs- und Be-

treuungseinrichtungen

M69 Ausbau des Angebotes an Nachmittagsbetreu-

ung

M70 Ausbau der Kinderbetreuungsplätze für Kinder 

unter 2,5 Jahren

M71 Leistungsfähige Internetleitungen in den Volks- 

und Neuen Mittelschulen

M72 WLAN in den Schulgebäuden der Volks- und 

Neuen Mittelschulen

M73 Ladezonen in den Schulgebäuden der Volks- 

und Neuen Mittelschulen

M74 ein Laptop pro Stammklasse für die LehrerIn-

nen der Volks- und Neuen Mittelschulen

M75 PCs für die Klassenzimmer, Lehrerzimmer und 

Direktion der Volks- und Neuen Mittelschulen

M76 Interaktive Beamer/Tafeln in den Volks- und 

Neuen Mittelschulen

M77 Tablets in den Volks- und Neuen Mittelschulen

M78 Evaluierung und ggf. Adaptierung der Anbin-

dung sozialer Einrichtungen an den Öffentli-

chen Verkehr

M79 Evaluierung und Anpassung des Kulturkonzep-

tes
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Die Ausfertigung der Plandarstellung erfolgt gemäß § 21 

NÖ Planzeichenverordnung i.d.g.F. Um die Darstellung 

auf einem Planblatt und damit die bessere Lesbarkeit 

PLANDARSTELLUNG2
des Konzeptes zu gewährleisten, wird von der dort an-

geführten zulässigen Ausnahme Gebrauch gemacht und 

der Verordnungsmaßstab 1:15.000 gewählt.

Für eine bessere Übersicht der Plandarstellung wird auf die Homepage der Stadtgemeinde Klosterneuburg verwiesen. 
Zu finden unter: www.klosterneuburg.at
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UMWELT!

die strategische Umweltprüfung 

des {STEK 2030+}

Stadtentwicklungkonzept Klosterneuburg 2030+





{STEK 2030+} Seite 105

MÖGLICHE AUSWIRKUNGEN 
AUF DIE UMWELT

Ein Örtliches Entwicklungskonzept stellt Weichen für die nahe Zukunft 

einer Stadt und damit auch ein wichtiges Zeichen für den Umgang mit 

der eigenen Umwelt.

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Klosterneuburg hat mit dem 

Grundsatzbeschluss der zehn Leitsätze in der Sitzung am 14. Dezem-

ber 2018 dieses Zeichen deutlich formuliert und den Themenfeldern 

kompakte Ortskerne und kein Siedlungswachstum nach außen, Natur- 

und Landschaftsbildschutz, Klimaschutz und Klimawandelanpassung, 

in Verbindung damit nachhaltige Mobilität sowie Generationen auf der 

obersten Zielebene größtmöglichen Raum gegeben.

Zur Beurteilung möglicher Umweltauswirkungen des {STEK 2030+} 

ist im Rahmen des Verordnungsverfahrens die Durchführung einer so-

genannten Strategischen Umweltprüfung (SUP) vorgesehen. Die we-

sentlichen Fragen, die hier beantwortet werden müssen, sind:

• Welche Ziele und Maßnahmen sind für die Umsetzung vorgese-

hen?

• Auf welchen Grundlagen wurden diese Ziele und Maßnahmen for-

muliert?

• Welche positiven und gegebenenfalls negativen, insbesondere er-

heblich negativen Auswirkungen auf die Umwelt können erwartet 

werden? Sind bei zu erwartenden erheblich negativen Auswirkun-

gen Maßnahmen zur Verhinderung oder Minimierung vorgesehen?

• Welche Alternativen hätte es dazu gegeben und wie wären deren 

Auswirkungen einzuschätzen gewesen?

Die Dokumentation der Beantwortung dieser Fragen wird in § 24 NÖ 

Raumordnungsgesetz 2014 als Umweltbericht bezeichnet. Das vorlie-

gende Kapitel beinhaltet alle erforderlichen Informationen und ist da-

her als Umweltbericht im Sinne der genannten Gesetzesstelle bzw. der 

Anforderungen der SUP-Richtlinie zu verstehen.
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Informationen gemäß Anhang I der SUP Richtlinie

Die Informationen, die gemäß Anhang I der SUP-Richtli-

nie (Richtlinie 2001/42/EG des europäischen Parlaments 

und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der 

Wortlaut Anhang 
(Informationen gemäß Artikel 5 
Absatz 1):

integriert in… Begründung:

a) eine Kurzdarstellung des Inhalts 
und der wichtigsten Ziele des Plans 
oder Programms sowie der Bezie-
hung zu anderen relevanten Plänen 
und Programmen

gDie Zielsetzungen des Stadtent-
wicklungskonzeptes 2030+

Definition der übergeordneten Leit-
ziele und untergeordneten Fachziele

b) die relevanten Aspekte des der-
zeitigen Umweltzustands und des-
sen voraussichtliche Entwicklung bei 
Nichtdurchführung des Plans oder 
Programms

gNatur- und Kulturlandschaft als he-
rausragende Standortqualität

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Zusammenfassung der Grund-
lagenerhebungen (Beschreibung 
des Umweltzustandes; vollständige 
Grundlagenerhebung: Bericht zur 
Grundlagenforschung „Naturräumli-
che Gegebenheiten“);

Beschreibung Nullvariante (Nicht-
durchführung der Maßnahme)

c) die Umweltmerkmale der Gebiete, 
die voraussichtlich erheblich beein-
flusst werden

gNatur- und Kulturlandschaft als he-
rausragende Standortqualität
 

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Zusammenfassung der Grund-
lagenerhebungen (Beschreibung 
des Umweltmerkmals; vollständige 
Grundlagenerhebung: Bericht zur 
Grundlagenforschung „Naturräumli-
che Gegebenheiten“);

Bewertung der Auswirkungen auf die 
Schutzgüter

d) sämtliche derzeitigen für den Plan 
oder das Programm relevanten Um-
weltprobleme unter besonderer Be-
rücksichtigung der Probleme, die 
sich auf Gebiete mit einer speziellen 
Umweltrelevanz beziehen, wie etwa 
die gemäß den Richtlinien79/409/
EWG und 92/43/EWG ausgewiese-
nen Gebiete

gNatur- und Kulturlandschaft als he-
rausragende Standortqualität

gKlosterneuburg setzt Maßnahmen 
zum Klimaschutz, zur Anpassung an 
den Klimawandel sowie zu CO

2
-Re-

duktion

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Zusammenfassung der relevan-
ten Umweltprobleme und Umwelt-
merkmale (vollständige Grund-
lagenerhebung: Bericht zur 
Grundlagenforschung „Naturräumli-
che Gegebenheiten“);

Bewertung der Auswirkungen auf die 
Schutzgebiete

e) die auf internationaler oder ge-
meinschaftlicher Ebene oder auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten festgeleg-
ten Ziele des Umweltschutzes, die für 
den Plan oder das Programm von Be-
deutung sind, und die Art, wie diese 
Ziele und alle Umwelterwägungen bei 
der Ausarbeitung des Plans oder Pro-
gramms berücksichtigt wurden

gGrundsätzliche Haltung der Stadt-
gemeinde zum Schutz der Umwelt im 
Sinne der SUP-Richtlinie

Beschreibung der verfolgten Ziele im 
Zuge der Ausarbeitung des {STEK 
2030+}

f) die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen, einschließlich 
der Auswirkungen auf Aspekte wie 
die biologische Vielfalt, die Bevölke-
rung, die Gesundheit des Menschen, 
Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, 
klimatische Faktoren, Sachwerte, 
das kulturelle Erbe einschließlich der 
architektonisch wertvollen Bauten 
und der archäologischen Schätze, 
die Landschaft und die Wechsel-
beziehung zwischen den genannten 
Faktoren

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Bewertung der Umweltauswirkungen

Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Program-

me) vorzulegen sind, umfassen:
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INFORMATIONEN ZUR FESTLEGUNG DES UNTERSUCHUNGSRAHMENS1
In einem ersten Schritt ist der NÖ Landesregierung als 

Aufsichts- und Umweltbehörde der Untersuchungsrah-

men für die Durchführung der Strategischen Umweltprü-

fung bekanntzugeben. Erst nach positiver Beurteilung 

kann das Örtliche Entwicklungskonzept für die öffent-

liche Auflage fertiggestellt werden. Der entsprechende 

sogenannte Scoping-Bericht liegt den Verfahrensunter-

lagen bei, die Stellungnahme der Umweltbehörde ist mit 

09. Juli 2019 bei der Stadtgemeinde eingegangen.

Welche Schutzgüter bei der Untersuchung der Umwelt-

auswirkungen einzubeziehen sind, ergibt sich aus den 

Vorgaben der SUP-Richtlinie. Die Schutzgüter können 

wie folgt zusammengefasst werden:

g) die Maßnahmen, die geplant sind, 
um erhebliche negative Umweltaus-
wirkungen aufgrund der Durchfüh-
rung des Plans oder Programms zu 
verhindern, zu verringern und soweit 
wie möglich auszugleichen

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Beschreibung der Maßnahmen zur 
Verhinderung, Verringerung oder 
zum Ausgleich erheblich negativer 
Umweltauswirkungen zu den rele-
vanten jeweiligen Maßnahmen des 
{STEK 2030+}

h) eine Kurzdarstellung der Gründe 
für die Wahl der geprüften Alternati-
ven und eine Beschreibung, wie die 
Umweltprüfung vorgenommen wur-
de, einschließlich etwaiger Schwierig-
keiten bei der Zusammenstellung der 
erforderlichen Informationen (zum 
Beispiel technische Lücken oder feh-
lende Kenntnisse)

gPlanungsalternativen auf der Ziel-
ebene

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Beschreibung der Planungsalternati-
ven;

Informationen zur Umweltprüfung 
(Alternativen, Methode, Schwierig-
keiten)

i) eine Beschreibung der geplanten 
Maßnahmen zur Überwachung ge-
mäß Artikel 10

gBewertung voraussichtlich erheb-
licher Umweltauswirkungen

Beschreibung des Monitoring zu den 
relevanten jeweiligen Maßnahmen 
des {STEK 2030+}

j) eine nichttechnische Zusammen-
fassung der oben beschriebenen In-
formationen

gZusammenfassung Zusammenfassung der SUP

Strategische Umweltprüfung, Schutzgüter

Auswirkungen auf die 
Bevölkerung

Naturgefahren

Hochwasser

Grundwasserniveau

Wildbach- und Lawinengefahren

Rutsch-, Bruch-, Steinschlaggefährdung

Tragfähigkeit d. Untergrundes

Anthropogene Gefahren

Verkehrssicherheit

Betriebliche Sicherheit

Altlasten

Menschliche Nutzungen

Wohnnutzung

Erholungs- und Freizeiteinrichtungen

Gewerbe- und Industriebetriebe

Dienstleistungsbetriebe

Soziale Einrichtungen

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Jagd und Fischerei

Rohstoffe

Landesverteidigung

Heilvorkommen

Energieerzeugung, Energietransport

Mobilität

Ver- und Entsorgung
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Auswirkungen auf
die menschliche Gesundheit

Immissionen, Emissionen

Lärm

Luftschadstoffe inkl. Geruchsbelastung

Erschütterungen

Licht

Beschattung Beschattung

Auswirkungen auf die biologische 
Vielfalt und Landschaft

Habitate und Arten
Lebensräume

Fauna und Flora

Landschaft

Landschaftsbild

Erholungswert

Ökologische Funktionstüchtigkeit

Schönheit und Eigenart der Landschaft

Charakter des Landschaftsraumes

Auswirkungen auf
die abiotischen Umweltfaktoren

Wasser
Oberflächenwasser

Grundwasser

Boden Boden

Luft, Klima
Mikroklima

lokales Klima und Frischluftversorgung

Auswirkungen auf
Sach- und Kulturgüter

Sachgüter Sachgüter

kulturelles Erbe

Ortsbild

Kulturgüter

Archäologie

GRUNDSÄTZLICHE HALTUNG DER STADTGEMEINDE ZUM SCHUTZ DER UMWELT IM SINNE DER 
SUP-RICHTLINIE2
Die Leitsätze des {STEK 2030+} spiegeln wider, dass 

die Stadtgemeinde Klosterneuburg in allen Teilbereichen 

der Stadtentwicklung grundsätzlich eine wesentliche 

Verbesserung der Umweltauswirkungen oder zumindest 

neutrale Auswirkungen anstrebt.

In den Grundlagenkapiteln wird ausgeführt, dass das be-

stehende Bevölkerungswachstum vor allem aufgrund der 

vorhandenen Baulandreserven nicht unterbunden wer-

den kann. Es wird auch gezeigt, dass dieser Zuwachs 

positiv zu bewerten ist, wenn junge Menschen zuziehen, 

um der stattfindenden Überalterung entgegenzuwirken.

Mit den formulierten Leitsätzen verfolgt das {STEK 

2030+} das Ziel, Zunahme der Bevölkerung in den res-

sourcenintensiven Randbereichen des Siedlungsgebietes 

weiter zu begrenzen und in die Ortszentren zu lenken, 

wo gute Grundversorgung besteht und die Anbindung an 

den Öffentlichen Verkehr die höchste Qualität hat. Da-

hinter steht die umweltschonende Idee der „Stadt der 

kurzen Wege“, in der möglichst viele Anliegen angenehm 

und effizient ohne PKW erledigt werden können.

Mit neuen Impulsen zur nachhaltigen Mobilität und 

Energieeffizienz wird ein wichtiger Beitrag zum Erreichen 

der Klimaschutzziele erbracht werden. Der Wirtschafts-

schwerpunkt Forschung und Entwicklung konzentriert 

sich schließlich auf die bestehenden Gebiete und soll 

dort zu einer verbesserten Flächennutzung führen.

Aufgrund dieser strategischen Grundhaltung ist die 

Stadtgemeinde Klosterneuburg überzeugt, dass die Ziele 

und Maßnahmen des {STEK 2030+} keine Gebiete in 
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PLANUNGSALTERNATIVEN AUF DER ZIELEBENE3

einem größeren Maßstab im Sinne der SUP-Richtlinie er-

heblich negativ beeinflussen werden, sondern im Gegen-

teil positive Umweltauswirkungen zeigen. 

Stadtplanung bedingt aber immer auch, dass es bei der 

konkreten Umsetzung der festgelegten Leitsätze zu Ziel-

konflikten und letztlich auch zu nicht erwarteten Um-

weltauswirkungen kommen kann. Dies tritt ein, wenn 

eine Maßnahme möglicherweise sowohl positive als auch 

negative Auswirkungen nach sich zieht.

Für diesen Fall stehen im Rahmen des erforderlichen 

Änderungsverfahrens zum Flächenwidmungsplan wich-

tige Instrumente wie zum Beispiel die Naturverträglich-

keitsprüfung bei Europaschutzgebieten, Prüfkriterien für 

Als Vorbereitung zur Entwicklung der Leitsätze wurden 

für die Stadtgemeinde Klosterneuburg unterschiedliche 

Zukunftsbilder in Form von drei Szenarien gezeichnet. 

(gQuellenverzeichnis Q6, S. 39 ff.)

Die bearbeiteten Szenarien „Entwicklung bremsen“, 

„Entwicklung nachhaltig lenken“ und „Wachstum zu-

lassen“ zeigen ausgehend von einer im Modell vorge-

gebenen Bevölkerungsentwicklung unterschiedliche 

Wirkungszusammenhänge, aber auch die Grenzen der 

kommunalen Planungsinstrumente auf.

Das Szenario „Entwicklung bremsen“ geht davon aus, 

dass ein noch restriktiverer Einsatz der Instrumente der 

örtlichen Raumordnung zu einem Einbremsen des jähr-

lichen Bevölkerungswachstums auf etwa 0,3 % führt. Als 

Auswirkung auf zentrale Aspekte der Lebensqualität wird 

zum einen eine beschleunigte Überalterung erwartet, da 

aufgrund des weiter steigenden Preisniveaus auf dem 

Wohnungsmarkt der Anteil eher älterer, wohlhabender 

Bevölkerungsgruppen zu Ungunsten der Jüngeren ra-

scher steigen wird. Als Folge werden auch ein höherer 

Anteil des PKW-Verkehrs aufgrund der eher autoaffinen 

Auswirkungen auf die Landschaft im Landschaftsschutz-

gebiet Wienerwald oder wiederum die Strategische Um-

weltprüfung auf Widmungsebene zur Verfügung. Kurz 

gesagt ist in jedem nachfolgenden Verfahren zur Än-

derung des Flächenwidmungsplanes im Zweifelsfall die 

Raumverträglichkeit der einzelnen Maßnahme nachzu-

weisen und durch die NÖ Landesregierung als Aufsichts-

behörde zu überprüfen.

Entscheidend ist dabei, dass die Raumverträglichkeit 

grundsätzlich gegeben sein muss (z.B. Einhaltung von 

Grenzwerten, Verbotszonen) und der Gemeinderat bei zu 

erwartenden positiven und negativen Auswirkungen die-

se im öffentlichen Interesse gegeneinander abzuwägen 

und dann eine Entscheidung zu treffen hat.

Bevölkerung und eine Abnahme der Vitalität der Orts-

zentren angenommen.

Das Szenario „Entwicklung nachhaltig lenken“ arbeitet 

mit dem bislang vorhandenen Bevölkerungswachstum 

von etwa 0,7 % pro Jahr, konzentriert die Zunahme mit 

den Instrumenten der örtlichen Raumplanung in zentra-

len Bereichen des Siedlungsgebietes mit guter Versor-

gung und Anbindung an das Öffentliche Verkehrsnetz. 

Für dieses Zukunftsbild werden durchwegs positive Aus-

wirkungen erwartet, da die Konzentration der Entwick-

lung auf die Zentren die dort vorhandene Infrastruktur 

erhalten und gegebenenfalls sogar verbessern wird und 

höhere Qualität der Infrastruktur des Umweltverbundes 

die Voraussetzung für ein nachhaltigeres Mobilitätsver-

halten bildet.

Auch das Zukunftsbild „Wachstum zulassen“ lässt mit 

einem größeren Wohnungsmarkt, einer im Durchschnitt 

jüngeren zuwandernden Bevölkerungsschicht und vi-

taleren Ortszentren positive Aspekte erwarten. Das an-

genommene Bevölkerungswachstum von jährlich etwa 

1,2 % würde aber auch eine Reihe negativer Auswirkun-
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gen mit sich bringen. Vor allem das Verkehrsaufkommen 

würde bereits kurzfristig im gesamten Gemeindegebiet 

ansteigen, da der Zuwachs der Bevölkerung flächende-

ckend stattfinden würde und mit dem Umweltverbund 

keinesfalls zu bewältigen wäre. Auch ist eine in weiten 

Teilen des Gemeindegebietes sichtbare Veränderung des 

Ortsbildes zu erwarten.

Nach Abwägung der umfassend diskutierten Argumente 

hat die Steuerungsgruppe entschieden, dem Gemeinde-

rat Leitsätze (gDie Leitsätze des Stadtentwicklungskon-

zeptes 2030+) für einen Grundsatzbeschluss vorzulegen, 

die sich in vielen Aspekten an dem Zukunftsbild „Ent-

wicklung nachhaltig lenken“ orientieren. Der Gemeinde-

rat hat diese Leitsätze in seiner Sitzung am 14. Dezem-

ber 2018 einstimmig angenommen.

BEWERTUNG VORAUSSICHTLICH ERHEBLICHER UMWELTAUSWIRKUNGEN4
Nachfolgend werden die im Scoping-Bericht festgeleg-

ten Maßnahmen des {STEK 2030+} auf ihre möglichen 

Umweltauswirkungen hin beschrieben. Im Sinne der 

SUP-Richtlinie sind dabei vor allem zu erwartende er-

heblich negative Umweltauswirkungen relevant. Diese 

sind im Detail zu erläutern, wobei auch darauf einzuge-

hen ist, welche Maßnahmen zur Verhinderung, Verringe-

rung oder zum Ausgleich vorgesehen sind. Darüber hin-

aus sind die Überlegungen zu Planungsalternativen und 

zur Überwachung der Maßnahmen darzulegen.

Der Scoping-Bericht des {STEK 2030+} liegt als eigen-

ständiger Bericht im Rathaus der Stadtgemeinde vor und 

kann über die Klosterneuburger Homepage online abge-

rufen werden.

Festlegung maximal zulässiger Wohneinheiten bei den Widmungen Bauland-Wohngebiet und 
Bauland-Kerngebiet (Maßnahme 01)

Kurzbeschreibung

Infolge des {STEK 2030+} ist die Überprüfung jener 

Bereiche des bereits gewidmeten Baulandes im Hinblick 

auf die Festlegung maximal zulässiger Wohneinheiten 

pro Bauplatz im gesamten Gemeindegebiet vorgesehen, 

für die bislang noch keine solche Regelung besteht. Zur 

Anpassung an einen zur Überarbeitung vorgesehenen 

Bereich können im Zuge dessen auch bestehende Fest-

legungen adaptiert werden. (gSteuerung der Dynamik in 

den Zentren und entlang der Achsen)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Auswirkungen der Maßnahme im Flächenwidmungsplan 

der Stadtgemeinde Klosterneuburg werden vor allem 

auf die bestehenden Wohnnutzungen, Dienstleistungs-

betriebe, die Mobilität sowie die soziale und technische 

Infrastruktur erwartet (!SUP-Schutzgut menschliche 

Nutzungen). Vorhaben mit einer größeren Anzahl von 

Wohnungen sollen, dem funktionalen Modell (gWie 

Klosterneuburg „funktioniert“ - das funktionale Stadtmo-

dell) der Stadt folgend, in jenen Bereichen möglich sein, 

die bereits gut mit Gütern und Dienstleistungen des täg-

lichen Bedarfs und Öffentlichen Verkehrsmitteln versorgt 

sind. Wesentliches Kriterium für die Festlegung wird die 

Leitfunktion des jeweiligen Siedlungsbereiches sein.

Es wird erwartet, dass die Maßnahme zu einer Bele-

bung der Ortszentren und zu einer weiter verbesserten 

Auslastung der dortigen Einrichtungen führt. Durch die 

Förderung einer Stadt der kurzen Wege in den zentralen 

Bereichen soll ein relevanter Teil der Wege zu Fuß, mit 

dem Fahrrad oder mit dem Öffentlichen Verkehr zurück-

gelegt werden.

In den Bereichen mit einer reglementierten Anzahl von 

Wohnungen wird eine reduzierte Zunahme des Verkehrs-

aufkommens erwartet, sofern der lokale Verkehr im Be-

stand dominant ist. Eine Verbesserung der Versorgung 

bzw. der Infrastruktur wird in diesen Bereichen allerdings 

nur mehr unter besonderen Voraussetzungen möglich 

sein.

Auswirkungen sind vor allem durch nachverdichtende 

Maßnahmen in Gebieten ohne Reglementierung wie bis-

lang nicht auszuschließen (!SUP-Schutzgut kulturelles 

Erbe). Durch die geplanten Maßnahmen ergeben sich 

in diesen Bereichen jedoch keine Veränderungen zur 

derzeitigen Rechtslage. Hier sei darüber hinaus auf die 

umfassende Überarbeitung der Schutzzonen und erhal-

tungswürdigen Altortgebiete mit historisch wertvollem 

Gebäudebestand im Jahr 2014 hingewiesen. Eine Nach-

führung des Bebauungsplanes ist vorgesehen, in der all-

fällige Anpassungen im Hinblick auf den Ortsbildschutz 

berücksichtigt werden können.

keine negativen 
Umweltauswirkungen 

zu erwarten

Prüfung erfolgt im 
Zuge eines späteren 

Verfahrens

positive 
Umweltauswirkungen 

zu erwarten

negative
Umweltauswirkungen 

zu erwarten
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Informationen zur Umweltprüfung (Alternativen, Metho-

de, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) 

wird erwartet, dass der Investitionsdrang in der Immobi-

lienwirtschaft in Verbindung mit dem Siedlungsdruck in 

Klosterneuburg zu weiteren Wohnbauvorhaben mit einer 

größeren Anzahl von Wohnungen an Standorten führt, 

die für diese Entwicklung nicht geeignet sind.

Die Evaluierung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes 

2004 und die Beobachtung der Siedlungsentwicklung 

der vergangenen 15 Jahre (Methode) haben gezeigt, dass 

insbesondere entlang der Siedlungsachsen zwar punktu-

ell die angestrebte Nachverdichtung stattgefunden, die 

fehlende räumliche Konzentration entlang der Achsen 

aber kaum positive Effekte gebracht hat. Erhöht hat sich 

die diffuse Verkehrsentwicklung durch Einzelprojekte an 

Standorten ohne gute bestehende Anbindung an den 

Öffentlichen Verkehr. Des Weiteren entwickelt sich das 

Ortsbild in diesen Bereichen nicht homogen.

Weitere Alternativen (Alternativenprüfung) stehen aus 

heutiger Sicht nicht zur Verfügung, da die Stadtgemein-

de Klosterneuburg in den vergangenen 30-40 Jahren 

bereits eine Vielzahl von Maßnahmen zur Steuerung des 

Siedlungsdrucks wie zum Beispiel

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

• Rückwidmung von Bauland,

• Beschränkung der Anzahl zulässiger Wohnungen in 

der Widmung Bauland-Wohngebiet,

• Beschränkung von Bebauungsdichten,

• Festlegung und Nachschärfung von Gartenzonen 

(Freiflächen, hintere Baufluchtlinien),

• Mindestgröße von Bauplätzen,

• Nachschärfung der Schutzzonenbestimmungen

in ihren Planungsinstrumenten umgesetzt und damit den 

rechtlichen Rahmen weitgehend ausgeschöpft hat.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen vor allem bei den sta-

tistischen Grundlageninformationen, die Basis für die 

Einschätzung der aktuellen Situation im Hinblick auf Be-

völkerungszahl und Wohnungsleerstände sind. 

Durch die Nähe der Stadt Wien und individuellen In-

teressen von Teilen der Bevölkerung (Sicherung von 

Stadtwohnungen, „Parkpickerl“, Wohnen in Kleingar-

tengebieten,…) kann davon ausgegangen werden, dass 

die Anzahl der gemeldeten Hauptwohnsitze und der 

weiteren Wohnsitze in einem für Österreich ungewöhn-

lichen Ausmaß mit Unsicherheiten behaftet ist. Mangels 

alternativer Datenquellen musste trotzdem mit den ag-

gregierten und damit anonymisierten Informationen des 

Melderegisters das Auslangen gefunden werden. Ähnlich 

ist die Tragfähigkeit der verfügbaren Informationen zur 

tatsächlichen Nutzung von Wohnungen einzuschätzen, 

eine detaillierte Eigenerhebung ist aber aus wirtschaft-

lichen Gründen nicht möglich.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 01 ist die Bevölkerungs-

entwicklung vorgesehen. Die Bevölkerungszahl soll nicht 

stärker wachsen, als im Vergleichszeitraum 2002-2017. 

Die Einwohnerzahl des Stadtzentrums und der Ortszen-

tren Kierling und Kritzendorf wächst dabei im Verhältnis 

zu den übrigen Stadt- und Ortsteilen stärker.

Die Umweltauswirkungen der vorgesehenen 

Maßnahme werden demnach als überwiegend 

positiv bewertet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Allfällig mögliche Auswirkungen auf das Ortsbild 

werden durch Festlegungen im Bebauungsplan 

im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten be-

rücksichtigt.
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Umsetzung Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel (Maßnahme 05)

Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau (Maßnahme 06)

Kurzbeschreibung

Die Stadtgemeinde Klosterneuburg bereitet seit dem 

Jahr 2013 die Entwicklung eines lebendigen neuen 

Stadtviertels im Bereich der ehemaligen Magdeburg-Ka-

serne vor. (gZielgebiete für innovative Stadtentwicklung 

in Klosterneuburg)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Parallel zu der Erstellung des {STEK 2030+} wurde 

zu diesem Vorhaben bereits die Definition des Untersu-

chungsrahmens (Scoping) als Vorbereitung für die Ände-

rung des Flächenwidmungsplans durchgeführt. Die zu-

ständige Aufsichtsbehörde hat das Scoping als schlüssig 

und vollständig erachtet.

In wesentlichen Umweltaspekten ist das Planungsgebiet 

für die angestrebte Entwicklung geeignet, vertiefende 

Untersuchungen wurden für die folgenden Schutzgüter 

festgelegt:

• Naturgefahren: Grundwasserniveau, Tragfähigkeit 

des Untergrundes

Kurzbeschreibung

Mit der Maßnahme der Erarbeitung eines „Innovations-

plans Gewerbegebiet Schüttau“ sollen in den kommen-

den Jahren Möglichkeiten gefunden werden, die Summe 

der Nutzflächen zu erhöhen und zugleich Betriebe mit 

hochwertigem Arbeitsplatzangebot für diese Flächen zu 

interessieren. (gZielgebiete für innovative Stadtentwick-

lung in Klosterneuburg)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Bei dem Planungsgebiet handelt es sich um den Bereich 

südlich der Magdeburggasse, der zwischen der Franz-

Josefs-Bahn, der Donau und der Stadtgrenze zu Wien 

liegt. Derzeit ist im Flächenwidmungsplan weitgehend 

die Widmung Bauland-Betriebsgebiet festgelegt. Davon 

ausgenommen sind die Flächen der Abwasserbeseiti-

gungsanlage bzw. des Recyclinghofes der Stadt (Bau-

land-Sondergebiet) sowie eines Handelsbetriebes für 

Lebensmittel (Bauland-Kerngebiet-Handelseinrichtung).

Angestrebt wird die Ansiedlung von Unternehmen mit 

hochwertigen Arbeitsplätzen. Eine Änderung der be-

stehenden Flächenwidmung erscheint daher aus heuti-

ger Sicht nicht zwingend erforderlich, da dies unter den 

rechtskräftigen Widmungsfestlegungen zulässig ist. Eine 

Veränderung für die Schutzgüter anthropogene Gefah-

ren, menschliche Nutzungen und Immissionen/Emissio-

nen besteht daher aus Sicht der Strategischen Umwelt-

prüfung nicht.

• Anthropogene Gefahren: Verkehrssicherheit, Altlas-

ten 

• Menschliche Nutzungen: Wohnnutzung, Erholungs- 

und Freizeiteinrichtungen, Gewerbe- und Industrie-

betriebe, Dienstleistungsbetriebe, soziale Einrich-

tungen, Mobilität

• Immissionen, Emissionen: Lärm

• Wasser: Oberflächenwasser

• Boden: Boden

• Kulturelles Erbe: Ortsbild

Aufgrund der Komplexität des Vorhabens, der erforder-

lichen Tiefe der betreffenden Untersuchungen und dem 

daraus resultierenden wirtschaftlichen Aufwand erfolgt 

die Durchführung der weiteren Schritte zur Strategischen 

Umweltprüfung allerdings erst im Rahmen eines nach-

folgenden Änderungsverfahrens zum Flächenwidmungs-

plan der Stadtgemeinde Klosterneuburg.

Sollte sich mittelfristig doch der Bedarf zur Anpassung 

der Flächenwidmung ergeben, sind die nachfolgend an-

gegebenen Schutzgüter jedenfalls im Hinblick auf erheb-

lich negative Umweltauswirkungen zu prüfen:

• Anthropogene Gefahren: Verkehrssicherheit, be-

triebliche Sicherheit

• Menschliche Nutzungen: Gewerbe- und Industrie-

betriebe, Mobilität

• Immissionen, Emissionen: Lärm, Luftschadstoffe 

inkl. Geruchsbelastung, Erschütterung, Licht

Erheblich negative Auswirkungen der vorgesehe-

nen Maßnahme werden aus heutiger Sicht nicht 

erwartet.

Sollten Änderungen in der Flächenwidmung auf-

treten, so sind diese im Hinblick auf allfällige 

erheblich negative Auswirkungen gesondert zu 

prüfen.
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Überarbeitung bestehender Festlegungen zur Optimierung ineffizient nutzbarer Bereiche oder zur 
Aktivierung von durch Nutzungsänderung brach liegender Bereiche (Maßnahme 07)

Frühzeitige Sicherung von Konversionsflächen durch raumordnungsrechtliche Instrumente 
(Maßnahme 09)

Kurzbeschreibung

Die einzelnen Siedlungsgebiete von Klosterneuburg zum 

Teil über Jahrhunderte gewachsen, sodass sich immer 

wieder Bereiche ergeben, die sich durch ihrer Grund-

stückskonfigurationen oder älterer Widmungsfestlegun-

gen nicht zeitgemäß nutzen lassen. Darüber hinaus 

werden von Zeit zu Zeit Nutzungen aufgegeben. Eine 

sinnvolle Nachnutzung böte die Chance einer Aufwer-

tung im Sinne der Leitfunktion der jeweiligen Stadt- und 

Ortsteile. Für viele dieser Fälle ist eine Änderung des Flä-

chenwidmungsplanes erforderlich, die im Einklang mit 

den Zielen für den betreffenden Stadt- bzw. Ortsteil zu 

erfolgen hat. (gZielgebiete für innovative Stadtentwick-

lung in Klosterneuburg)

Kurzbeschreibung

Im {STEK 2030+} wird vorgeben, aktiv auf betroffene 

Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer zuzu-

gehen und gemeinsam gute Lösungen zu finden. Ein 

wesentliches Planungsinstrument, das dabei in Zukunft 

grundsätzlich zum Einsatz kommen wird, ist der soge-

nannte Raumordnungsvertrag, eine Vereinbarung zwi-

schen Grundstückseigentümerinnen bzw. -eigentümern 

und der Stadtgemeinde, in der beispielsweise die zu-

künftige Nutzung oder Maßnahmen zur Verbesserung 

der Baulandqualität festgelegt werden können. (gEin-

satz zeitgemäßer Planungsinstrumente und -methoden 

in der Stadtplanung)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Die beschriebene Maßnahme wird im Bedarfsfall ein-

gesetzt, sodass im {STEK 2030+} zum heutigen Zeit-

punkt keine konkreten Flächen zur Umsetzung definiert 

werden können. Eine Prüfung allfälliger Umweltauswir-

kungen ist daher erst im Falle einer Änderung des Flä-

chenwidmungsplanes möglich.

Sollten Änderungen in der Flächenwidmung auf-

treten, so sind diese im Hinblick auf allfällige 

erheblich negative Auswirkungen gesondert zu 

prüfen.

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Die gegenständliche Maßnahme wird im Bedarfsfall ein-

gesetzt, sodass im {STEK 2030+} zum heutigen Zeit-

punkt keine konkreten Flächen zur Umsetzung definiert 

werden können. Eine Prüfung allfälliger Umweltauswir-

kungen ist daher erst im Falle einer Änderung des Flä-

chenwidmungsplanes möglich.

Sollten Änderungen in der Flächenwidmung auf-

treten, so sind diese im Hinblick auf allfällige 

erheblich negative Auswirkungen gesondert zu 

prüfen.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) 

ist zu erwarten, dass sich die jeweiligen Strukturen nicht 

im Sinne der Leitfunktionen des {STEK 2030+} entwi-

ckeln. Allfällige Alternativen (Alternativenprüfung) sind 

im Rahmen der Änderung des Flächenwidmungsplanes 

zu prüfen.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 07 ist die Baulandbilanz 

vorgesehen. Es soll keine Widmung neuer Bauland- und 

Kleingartenflächen ohne Flächenausgleich (mit Ausnah-

me der Schließung von Baulücken) erfolgen. 

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) 

ist zu erwarten, dass für die Stadtentwicklung wertvol-

le Flächen zwar entsprechend der derzeit vorhandenen 

Widmung genutzt werden, für einzelne Entwicklungsziele 

der Stadt aber möglicherweise verloren gehen. Allfällige 

Alternativen (Alternativenprüfung) sind im Rahmen der 

Änderung des Flächenwidmungsplanes zu prüfen.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 09 ist der Einsatz der 

Planungsinstrumente vorgesehen. Es sollen keine Stadt-

entwicklungsprojekte ohne Einsatz aller möglichen quali-

tätssichernden Instrumente der Stadtplanung durchge-

führt werden. 
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Konzept zur Anpassung der Grünlandwidmungen in der Kulturlandschaft und Überarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes (Maßnahme 21)

Ergänzung der rechtlichen Vorgaben zur Festlegung erhaltenswerter Gebäude im Grünland mit fach-
lichen Kriterien (Maßnahme 22)

Kurzbeschreibung

Mit der Erstellung eines Konzeptes zur Anpassung der 

Grünlandwidmungen in der Kulturlandschaft soll die 

Möglichkeit zur Errichtung von Gebäuden im Grünland 

besser gesteuert werden. Unter Berücksichtigung des 

Bedarfs der Land- und Forstwirtschaft und des Ge-

bäudebestandes sollen Bereiche identifiziert werden, in 

denen der Schutz der unbebauten Kulturlandschaft Vor-

rang genießt. (gPriorität für das Errichten von Gebäuden 

im gewidmeten Bauland)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Mit der Maßnahme wird angestrebt, die Bebauung der 

Kulturlandschaft mit an sich zulässigen Gebäuden effizi-

enter zu steuern. Auswirkungen werden vor allem auf das 

Landschaftsbild sowie die Schönheit und Eigenart der 

Landschaft (!SUP-Schutzgut Landschaft), darüber hin-

aus auf Lebensräume, Fauna und Flora (!SUP-Schutz-

gut Habitate und Arten) erwartet. Durch den Schutz sen-

sibler Grünräume vor weiterer Bebauung werden diese 

ausschließlich positiv bewertet.

Auswirkungen entstehen voraussichtlich auch auf die 

Land- und Forstwirtschaft (!SUP-Schutzgut mensch-

liche Nutzung), wobei deren wirtschaftliche Interessen 

in den Bearbeitungsprozess einbezogen werden. Die 

Auswirkungen werden daher als nicht erheblich einge-

schätzt.

Die Umweltauswirkungen der vorgesehenen 

Maßnahme werden als ausschließlich positiv be-

wertet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Allfällig mögliche Auswirkungen auf die Land- 

und Forstwirtschaft werden durch die Beteiligung 

der Betroffenen berücksichtigt.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) 

ist zu erwarten, dass auch sensible Teile der Kulturland-

schaft bebaut werden und somit Schutzgüter wie das 

Landschaftsbild oder die Artenvielfalt Schaden nehmen.

Mögliche Varianten (Alternativenprüfung) für die Wid-

mungsfestlegung werden im Zuge der Erarbeitung des 

Konzeptes analysiert und die Festlegung der jeweils am 

besten geeigneten Widmungskategorie angestrebt.

Die Bearbeitung wird über eine Bestandsanalyse der je-

weiligen Landschaftsstruktur und der Landschaftsraum-

funktion erfolgen (Methode). Als Beurteilungskriterien 

gelten vor allem jene des § 8 NÖ Naturschutzgesetz 

2000 (Landschaftsschutz) und des § 10 NÖ Natur-

schutzgesetz 2000 (Verträglichkeitsprüfung für Europa-

schutzgebiete).

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 21 werden die Baufüh-

rungen im Grünland seit Verordnung des Stadtentwick-

lungskonzeptes ermittelt. Die weitere Entwicklung von 

Bauvorhaben (Anzahl und Art) in spezifischen Grünland-

widmungen soll reduziert und räumlich gelenkt werden.

Kurzbeschreibung

Für die Festlegung sogenannter erhaltenswerter Gebäu-

de im Grünland (Geb) im Flächenwidmungsplan werden 

zusätzliche fachliche Kriterien festgelegt, welche die 

jeweilige Widmungsentscheidung des Gemeinderates 

noch transparenter gestalten sollen als bisher. (gPriori-

tät für das Errichten von Gebäuden im gewidmeten Bau-

land)

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Eine transparente und gegebenenfalls auch restriktivere 

Festlegung erhaltenswerter Gebäude im Grünland hat 

zum Ziel, vertiefend über die gesetzlichen Kriterien hin-

aus auf den räumlichen Kontext der jeweiligen Gebäude 

einzugehen. Auswirkungen werden auf die Schutzgüter 

Orts- und Landschaftsbild erwartet, wobei diese als aus-

schließlich positiv bewertet werden. 
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Pflegekonzept Offenlandschaft (Maßnahme 23)

Kurzbeschreibung

Mit dem {STEK 2030+} wird die Erarbeitung eines neu-

en Pflegekonzeptes begonnen, das zunächst den Be-

stand der Offenlandflächen im Detail bewerten soll und 

in Einzelbereichen auch die Anpassung des Flächenwid-

mungsplanes zur Folge haben wird. In der Folge soll mit 

den betroffenen Grundstückseigentümern eine enge Ko-

operation begonnen werden, um geeignete Maßnahmen 

für die Verhinderung der natürlichen Sukzession beson-

ders bei Flächen zu definieren, deren landwirtschaftliche 

Nutzung nicht rentabel ist.

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Mit der Maßnahme wird angestrebt, die weitere Neube-

waldung der Offenlandschaft zu verhindern. Auswirkun-

gen werden vor allem auf das Landschaftsbild sowie die 

Schönheit und Eigenart der Landschaft (! SUP-Schutz-

gut Landschaft), darüber hinaus auf Lebensräume, Fau-

na und Flora (! SUP-Schutzgut Habitate und Arten) 

erwartet. Durch das Offenhalten nicht bewaldeter Land-

schaftsteile, die einen wesentlichen Bestandteil des Wie-

nerwalds bilden, werden die Umweltauswirkungen aus-

schließlich positiv bewertet.

Zu beachten ist dabei, dass in der Stadtgemeinde Klos-

terneuburg bereits jetzt sehr strenge Rahmenbedingun-

gen für die Erweiterung bestehender erhaltenswerter Ge-

bäude im Grünland gelten.

Die Umweltauswirkungen der vorgesehenen 

Maßnahme werden als ausschließlich positiv be-

wertet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) 

ist zu erwarten, dass auch in sensiblen Bereichen der 

Kulturlandschaft bestehende Hauptgebäude durch die 

Festlegung als erhaltenswerte Gebäude im Grünland 

langfristig erhalten bleiben. Aufgrund der bestehenden 

strengen Regelungen werden zu der Null-Variante und 

der gewählten Vorgangsweise keine weiteren Varianten 

(Alternativenprüfung) betrachtet.

Auswirkungen entstehen voraussichtlich auch auf die 

Landwirtschaft (! SUP-Schutzgut menschliche Nut-

zung), wobei deren wirtschaftliche Interessen in den Be-

arbeitungsprozess einbezogen werden. Die Auswirkun-

gen werden daher als nicht erheblich eingeschätzt.

Die Umweltauswirkungen der vorgesehenen 

Maßnahme werden als ausschließlich positiv be-

wertet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Allfällig mögliche Auswirkungen auf die Landwirt-

schaft werden durch die Beteiligung der Betrof-

fenen berücksichtigt. 

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Ver-

hinderung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich 

negativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Die Bearbeitung wird über eine Bestandsanalyse der je-

weiligen Landschaftsstruktur und der Landschaftsraum-

funktion erfolgen (Methode). Als Beurteilungskriterien 

gelten vor allem jene des § 8 NÖ Naturschutzgesetz 

2000 (Landschaftsschutz) und des § 10 NÖ Natur-

schutzgesetz 2000 (Verträglichkeitsprüfung für Europa-

schutzgebiete) sowie raumordnungsfachliche Kriterien 

(Nähe zum bestehenden als Bauland gewidmeten Sied-

lungsgebiet).

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 22 wird erhoben, wie 

viele erhaltenswerte Gebäude im Grünland seit Verord-

nung des Stadtentwicklungskonzeptes neu beschlossen 

wurden. Die weitere Entwicklung von Bauvorhaben (An-

zahl und Art) in spezifischen Grünlandwidmungen soll 

reduziert und räumlich gelenkt werden.
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Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) ist 

zu erwarten, dass weitere Teile der offenen Kulturland-

schaft von natürlicher Sukzession betroffen sein werden 

und somit Schutzgüter wie das Landschaftsbild oder die 

Artenvielfalt Schaden nehmen.

Mögliche Varianten (Alternativenprüfung) für die Wid-

mungsfestlegung werden im Zuge der Erarbeitung des 

Konzeptes untersucht.

Die Bearbeitung wird über eine Bestandsanalyse der je-

weiligen Landschaftsstruktur und der Landschaftsraum-

funktion erfolgen (Methode). Als Beurteilungskriterien 

gelten vor allem jene des § 8 NÖ Naturschutzgesetz 

2000 (Landschaftsschutz) und des § 10 NÖ Natur-

schutzgesetz 2000 (Verträglichkeitsprüfung für Europa-

schutzgebiete).

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 23 ist eine Gegenüber-

stellung der Veränderung der Waldfläche in Offenland-

flächen vorgesehen. Die Zunahme der Waldfläche in ge-

widmeten Offenlandflächen (Flächenwidmungsplan) soll 

gestoppt werden.

Ausbau der Photovoltaikanlagen auf Gemeindeimmobilien (Maßnahme 36)

Ausbau der Park&Ride-Anlagen unter Berücksichtigung der kombinierten Nutzung von KFZ- und 
Fahrradabstellplätzen (Maßnahme 43)

Kurzbeschreibung

Grundsätzlich soll der Ausbau von Photovoltaikanlagen 

auf Dächern gemeindeeigener Gebäude forciert werden. 

Dieser Ausbau wird daher innerhalb bestehender Bau-

land-Widmungen und im Rahmen der geltenden bau-

rechtlichen Bestimmungen erfolgen. Diese Maßnahme 

hat keine Umweltauswirkungen im Sinne der Strategi-

schen Umweltprüfung.

Sollte in Zukunft ein flächiger Ausbau auf einem Grund-

stück außerhalb des Siedlungsgebietes angestrebt wer-

Kurzbeschreibung

Als Folge des {STEK 2030+} sollen Potentiale genutzt 

und das Stellplatzangebot in den bestehenden Park & 

Ride-Anlagen ausgebaut werden. Im Zuge der Förderung 

multimodaler Mobilitätsknoten ist hierbei allerdings nicht 

nur auf den motorisierten Individualverkehr Rücksicht 

zu nehmen, sondern auch auf die Radfahrerinnen und 

Radfahrer. Es wird somit eine kombinierte Nutzung der 

Stellplätze angestrebt.

Für die Umsetzung kommen ausschließlich Flächen 

in Bereichen der Bahnhöfe Klosterneuburg-Kierling, 

Klosterneuburg-Weidling sowie Kritzendorf in Frage. 

Park&Ride-Anlagen, welche bereits eine entsprechende 

den, ist die Festlegung der Widmung Grünland-Photo-

voltaikanlagen notwendig, im Zuge dessen eine erneute 

Prüfung der Notwendigkeit zur Durchführung vertiefen-

der Untersuchungen im Rahmen einer SUP erfolgen 

wird.

Da im {STEK 2030+} keine konkreten Flächen zur Um-

setzung definiert werden, können vorab keine betroffe-

nen Schutzgüter sowie allfällige Umweltauswirkungen 

abgeschätzt werden.

rechtskräftige Widmung besitzen, benötigen kein erneu-

tes Screening bzw. vertiefende Untersuchungen im Sin-

ne der Strategischen Umweltprüfung.

Erweiterungen, welche eine Änderung der Flächenwid-

mung benötigen, werden erneut einer entsprechenden 

Prüfung der Notwendigkeit zur Durchführung vertiefen-

der Untersuchungen im Rahmen einer SUP unterzogen.

Da im {STEK 2030+} keine konkreten Flächen zur Um-

setzung definiert werden, können vorab keine betroffe-

nen Schutzgüter sowie allfällige Umweltauswirkungen 

abgeschätzt werden.
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Prüfung geeigneter Standorte und ggf. widmungstechnische Sicherung für die Erweiterung des 
tertiären Bildungsangebotes (Maßnahme 59)

Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechnische Sicherung für Betriebsansiedlungen 
(Maßnahme 62)

Kurzbeschreibung

Auch in Zukunft sollen Entwicklungen, wie die des IST 

Austria weiter vorangetrieben und gefördert werden. Die 

Prüfung geeigneter Standorte ermöglicht das frühzeitige 

Erkennen potentieller Flächen zur Ansiedlung neuer Ein-

richtungen. Durch die Festlegung geeigneter Widmun-

gen werden diese Standorte in Folge für eine Erweiterung 

des tertiären Bildungsangebotes gesichert.

Kurzbeschreibung

Bei Bedarf sollen geeignete Standorte für Betriebsan-

siedlungen geprüft werden, um potentielle Flächen früh-

zeitig zu erkennen. Durch die Festlegung der entspre-

chenden Widmung verfügt die Stadtgemeinde über ein 

Instrument, diese Standorte zu sichern.

Maßnahmen, welche eine Änderung der Flächenwid-

mung benötigen, werden erneut einer entsprechenden 

Maßnahmen, welche eine Änderung der Flächenwid-

mung benötigen, werden erneut einer entsprechenden 

Prüfung der Notwendigkeit zur Durchführung vertiefen-

der Untersuchungen im Rahmen einer SUP unterzogen.

Da im {STEK 2030+} keine konkreten Flächen zur Um-

setzung definiert werden, können vorab keine betroffe-

nen Schutzgüter sowie allfällige Umweltauswirkungen 

abgeschätzt werden.

Prüfung der Notwendigkeit zur Durchführung vertiefen-

der Untersuchungen im Rahmen einer SUP unterzogen.

Da im {STEK 2030+} keine konkreten Flächen zur Um-

setzung definiert werden, ist eine Abschätzung der be-

troffenen Schutzgüter sowie allfälliger Umweltauswirkun-

gen vorab nicht möglich. 

Evaluierung des bestehenden Angebotes an Wander- und Mountainbikestrecken, ggf. Verbesserung 
der Qualität (Maßnahme 65)

Kurzbeschreibung

Als erster Schritt des geplanten Freizeit-Sport-Konzep-

tes ist die Evaluierung der bestehenden Einrichtungen 

notwendig, um die aktuelle Situation der Freizeit- und 

Sportangebote aufzuzeigen. Ein besonderer Fokus liegt 

hierbei auf den Wander- und Mountainbikestrecken der 

Stadt, da Klosterneuburg aufgrund der Lage im Wiener-

wald diesbezüglich besonders vielfältige Angebote hat. 

Die Sicherstellung der Qualität dieser bestehenden Wege 

und Routen ist der Stadtgemeinde ein großes Anliegen, 

um für die Bevölkerung sowie Besucherinnen und Be-

suchern die Sicherheit und Übersichtlichkeit der Stre-

ckenführung zu gewährleisten. Die jährliche Kontrolle 

der Leitsysteme ermöglicht unübersichtliche Stellen zur 

erkennen und die Beschilderung bei Bedarf zu erneuern 

bzw. zu ergänzen. 

Auch die Instandhaltung der Wege wird als Folge der Be-

gehungen sichergestellt, um Gefahrenpotentiale durch 

Schlaglöcher, Verwurzelung oder ähnliches frühzeitig zu 

erkennen und zu beseitigen.

Zusätzlich zu der Wartung des Bestandes soll das An-

gebot um niederschwellige Bewegungsmöglichkeiten er-

gänzt werden. Im öffentlichen Raum sollen Sportgeräte 

aufgestellt werden, welche der gesamten Bevölkerung 

kostenfrei zur Verfügung stehen. (gKlosterneuburg er-

öffnet Perspektiven für Bewegung und Erholung in der 

Natur)
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Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Die Maßnahme sieht ausschließlich die Qualitätssiche-

rung der Infrastruktur auf und entlang bestehender Wege 

und Einrichtungen vor. Keinesfalls ist die Errichtung neu-

er Wege oder technischer Einrichtungen außerhalb des 

Siedlungsbereiches geplant. Solche könnten erhebliche 

negative Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Ha-

bitate und Arten, die Landschaft sowie die Land- und 

Forstwirtschaft als menschliche Nutzung haben. Auf-

grund des ausdrücklichen Ausschlusses neuer Wege 

etc. werden keine erheblich negativen Auswirkungen er-

wartet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) ist 

zu erwarten, dass die geschaffene Erholungs- und Frei-

zeitinfrastruktur ihre Qualität verliert und von der Bevöl-

kerung nicht mehr angenommen wird.

Im Zuge der Evaluierung soll die Lage der Einrichtungen 

zu gegebenenfalls sensiblen benachbarten Nutzungen 

geprüft werden.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 65 ist die Anzahl der 

Nutzerinnen und Nutzer vorgesehen. Es wird eine stei-

gende Anzahl bei der Nutzung des Sport- und Freizeit-

angebotes in Klosterneuburg angestrebt.

Entwicklung und Umsetzung eines Freizeit-Sport-Konzeptes (Maßnahme 66)

Kurzbeschreibung

Ein Teilaspekt des Freizeit-Sport-Konzeptes ist die Eva-

luierung und Qualitätssicherung im Bereich der beste-

henden Freizeitinfrastruktur. Dieser wird gesondert im 

vorhergehenden Kapitel gEvaluierung des bestehenden 

Angebotes an Wander- und Mountainbikestrecken, ggf. 

Verbesserung der Qualität (Maßnahme 65) behandelt.

Die weiteren Maßnahmen des Konzeptes betreffen be-

wusstseinsbildende Maßnahmen, verstärkte Bewerbung 

der bestehenden Infrastruktur sowie die Bewerbung als 

„Tut-Gut“-Gemeinde.

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen

Die Maßnahme sieht ausschließlich bewusstseinsbilden-

de Maßnahmen und Marketing vor. Keinesfalls ist die 

Errichtung neuer Wege oder technischer Einrichtungen 

außerhalb des Siedlungsbereiches vorgesehen. Solche 

könnten erhebliche negative Umweltauswirkungen auf 

die Schutzgüter Habitate und Arten, die Landschaft so-

wie die Land- und Forstwirtschaft als menschliche Nut-

zung haben. Aufgrund der präzisen Definition der ge-

planten Maßnahmen werden keine erheblich negativen 

Auswirkungen erwartet.

Erheblich negative Auswirkungen werden nicht 

erwartet.

Maßnahmen zur Verhinderung, Verringerung oder zum 

Ausgleich erheblich negativer Umweltauswirkungen

Derzeit sind keine gesonderten Maßnahmen zur Verhin-

derung, Verringerung oder zum Ausgleich erheblich ne-

gativer Umweltauswirkungen vorgesehen.

Informationen zur Umweltprüfung selbst (Alternativen, 

Methode, Schwierigkeiten)

Bei Nichtdurchführung der Maßnahme (Null-Variante) ist 

zu erwarten, dass die geschaffene Erholungs- und Frei-

zeitinfrastruktur von der Bevölkerung nicht verstärkt an-

genommen wird.

Im Zuge der Evaluierung soll die Lage der Einrichtungen 

zu gegebenenfalls sensiblen benachbarten Nutzungen 

geprüft werden.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der erforder-

lichen Informationen bestehen derzeit keine.

Maßnahmen zur Überwachung

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen. 

Als Indikator für die Maßnahme 66 ist das Prädikat 

„Tut-Gut“-Gemeinde vorgesehen. Die Erreichung des 

Status einer "Tut-Gut“-Gemeinde wird angestrebt.
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Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechnische Sicherung von Bildungs- und Betreuungsein-
richtungen (Maßnahme 68)

Kurzbeschreibung

Sollte im Zuge einer Evaluierung des Bildungsangebotes 

festgestellt werden, dass der Bevölkerung sowohl aktuell 

als auch in Zukunft nicht ausreichend Einrichtungen zur 

Verfügung stehen, wird die Prüfung und widmungstech-

nische Sicherstellung von geeigneten Flächen zur Erwei-

terung des Angebotes forciert.

Maßnahmen, welche eine Änderung der Flächenwid-

mung benötigen, werden erneut einer entsprechenden 

Prüfung der Notwendigkeit zur Durchführung vertiefen-

der Untersuchungen im Rahmen einer SUP unterzogen.

Da im {STEK 2030+} keine konkreten Flächen zur Um-

setzung definiert werden, können vorab keine betroffe-

nen Schutzgüter sowie allfällige Umweltauswirkungen 

abgeschätzt werden.

ZUSAMMENFASSUNG5
Zur Beurteilung möglicher Umweltauswirkungen des 

{STEK 2030+} ist im Rahmen des Verordnungsverfah-

rens die Durchführung einer sogenannten Strategischen 

Umweltprüfung (SUP) vorgesehen. Die wesentlichen 

Fragen, die hier zu beantwortet werden müssen, sind:

• Welche Ziele und Maßnahmen sind für die Umset-

zung vorgesehen?

• Auf welchen Grundlagen wurden diese Ziele und 

Maßnahmen formuliert?

• Welche positiven und gegebenenfalls negativen, 

insbesondere erheblich negativen Auswirkungen 

auf die Umwelt können erwartet werden? Sind bei 

zu erwartenden erheblich negativen Auswirkungen 

Maßnahmen zur Verhinderung oder Minimierung 

vorgesehen?

• Welche Alternativen hätte es dazu gegeben und wie 

wären deren Auswirkungen einzuschätzen gewesen?

In einem ersten Schritt ist der NÖ Landesregierung als 

Aufsichts- und Umweltbehörde der Untersuchungsrah-

men für die Durchführung der Strategischen Umweltprü-

fung bekanntzugeben. Erst nach positiver Beurteilung 

kann das Örtliche Entwicklungskonzept für die öffent-

liche Auflage fertiggestellt werden. Der entsprechende 

sogenannte Scoping-Bericht liegt den Verfahrensunter-

lagen bei, die Stellungnahme der Umweltbehörde ist mit 

09. Juli 2019 bei der Stadtgemeinde eingegangen.

Nach Abwägung umfassend diskutierter Argumente hat 

die Steuerungsgruppe entschieden, dem Gemeinderat 

Leitsätze (gDie Leitsätze des Stadtentwicklungskonzep-

tes 2030+) für einen Grundsatzbeschluss vorzulegen, die 

sich in vielen Aspekten an dem Zukunftsbild „Entwick-

lung nachhaltig lenken“ orientieren. 

Der Gemeinderat hat diese Leitsätze in seiner Sitzung am 

14. Dezember 2018 einstimmig angenommen.

Die Leitsätze des {STEK 2030+} spiegeln wider, dass 

die Stadtgemeinde Klosterneuburg in allen Teilbereichen 

der Stadtentwicklung grundsätzlich eine wesentliche 

Verbesserung der Umweltauswirkungen oder zumindest 

neutrale Auswirkungen anstrebt.

Die Untersuchung der im Scoping-Bericht festgelegten 

Maßnahmen hat ergeben, dass

• von den vorgesehenen Maßnahmen überwiegend 

positive Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter 

der SUP-Richtlinie zu erwarten sind.

• von den vorgesehenen Maßnahmen keine erheblich 

negativen Umweltauswirkungen zu erwarten und 

daher derzeit keine begleitenden Maßnahmen zur 

Verhinderung, Verringerung oder zum Ausgleich sol-

cher Auswirkungen vorgesehen sind.

• für einige Maßnahmen die Überprüfung möglicher 

Umweltauswirkungen erst auf der Ebene der Flä-

chenwidmung erfolgen kann, da derzeit noch keine 

konkreten Flächen für die Umsetzung bekannt sind.

Für die Maßnahmen des {STEK 2030+} ist eine erste 

Evaluierung 5 Jahre nach dem Beschluss vorgesehen.



GRUNDLAGEN, STUDIEN 
UND FACHKONZEPTE

Das {STEK 2030+} nimmt Bezug auf folgende Grundlagen, Studien und Fachkonzepte:

Grundlagenberichte zum {STEK 2030+} inklusive der jeweiligen Plandarstellungen

Zu den Themenbereichen:

• Bevölkerungsstruktur und -entwicklung

• Naturräumliche Gegebenheiten

• Siedlungsstruktur und -entwicklung

• Soziale Infrastruktur und Zivilgesellschaft

• Technische Infrastruktur

• Umlandbeziehungen und regionale Position

• Wirtschaft und Arbeit

Berichte, Juli 2019, erstellt von der Stadtgemeinde Klosterneuburg unter fachlicher Beratung der Knollconsult Um-
weltplanung ZT GmbH

Ergebnisse der Bürgerinnenbeteiligung zum {STEK 2030+}

Bestehend aus:

• Auswertung der Online Umfrage

• Dokumentation der Denkwerkstätten

• Dokumentation der Stadtentwicklungskonferenz

Berichte, Dezember 2018, durchgeführt und erstellt von PlanSinn Planung und Kommunikation GmbH im Auftrag 
der Stadtgemeinde Klosterneuburg

Landschaftskonzept zum {STEK 2030+} inklusive Plandarstellung

Konzept, Juli 2019, erstellt von Knollconsult Umweltplanung ZT GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Klosterneuburg

Evaluierung des ÖEK 2004/2009

Bericht, April 2018, erstellt von Knollconsult Umweltplanung ZT GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Klosterneu-
burg

Bildungs- und Schulentwicklungskonzept 2014

Konzept, November 2014, erstellt von Werkstatt Grinzing WGA ZT GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Klosterneu-
burg

Scopingbericht zum {STEK 2030+} 

Bericht, Juni 2019, erstellt von Knollconsult Umweltplanung ZT GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Klosterneuburg

Mobilitätskonzept zum {STEK 2030+} inklusive Plandarstellung

Konzept, Juli 2019, erstellt von Snizek + Partner Verkehrsplanungs GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Kloster-
neuburg

Endbericht zu den Auswirkungen von Planungsentscheidungen – Zukunftsbilder für Klosterneuburg

Studie, Jänner 2019, durchgeführt von ÖIR GmbH im Auftrag der Stadtgemeinde Klosterneuburg
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STADTENTWICKLUNGSKONZEPT
KLOSTERNEUBURG 2030+

die Maßnahmen des {STEK 2030+}

Festlegung maximal zulässiger Wohneinheiten bei den Widmungen Bauland-Wohngebiet und Bauland-Kerngebiet (Flächenwidmungsplan)

Anpassung der Bebauungsbestimmungen an M01 (Bebauungsplan)

Prüfung der Vergrößerung von Gartenzonen außerhalb von Schutzzonen und erhaltungswürdigen Altortgebieten (Bebauungsplan)

Bevorzugte Festlegung der offenen Bebauungsweise in Wohngebieten in Randlage

Umsetzung Stadtentwicklungsgebiet Pionierviertel

Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau

Überarbeitung bestehender Festlegungen zur Optimierung ineffizient nutzbarer Bereiche oder zur Aktivierung von durch Nutzungsänderung 
brach liegender Bereiche

Prüfung geeigneter Organisationsformen zur Umsetzung leistbaren Wohnraums

Frühzeitige Sicherung von Konversionsflächen durch raumordnungsrechtliche Instrumente

Forcierung vertraglicher Vereinbarungen (Raumordnungsverträge) bei Vorhaben der Stadtentwicklung

Förderung kooperativer und kompetitiver Planungsprozesse bei Vorhaben der Stadtentwicklung

Bildung einer Kleinregion und Erstellung eines Kleinregionalen Entwicklungskonzeptes

Verstärktes Engagement in regionalen Fachgremien (z.B. Stadt-Umland-Management)

Regelmäßige Abstimmung zu Themen der Raumordnung und Gemeindeentwicklung mit den angrenzenden Nachbargemeinden St.An-
drä-Wördern und Korneuburg, zur frühzeitigen Erkennung potentieller Kooperationen

Fortführung und Intensivierung bestehender Kooperationen mit den angrenzenden Nachbargemeinden St.Andrä-Wördern und Kor- neuburg 
zu Themen der Stadtentwicklung und technischen Infrastruktur

KLOSTERNEUBURG STEUERT RESTRIKTIV DIE SIEDLUNGSENTWICKLUNG.
1

Umsetzung des 1.000 Bäume Programmes im öffentlichen Raum

Entwicklung und Umsetzung eines Stadtbaumkonzeptes zur Sicherung und Vitalhalten des Baumbestandes im öffentlichen Raum

Prüfung der Erhöhung des Grünanteils im öffentlichen Raum im Zuge von (Straßen-) Bauvorhaben

Prüfung der Bereitstellung von Versickerungsflächen im Zuge von (Straßen-) Bauvorhaben

Prüfung der Bereitstellung von Ausgleichsflächen zugunsten des Grünraumes bei zusätzlicher Versiegelung im öffentlichen Raum

Vorlage von Gestaltungskonzepten betreffend des öffentlichen Raumes bei Erschließung neuer Siedlungsgebiete

Ausbau der Photovoltaikanlagen auf Gemeindeimmobilien

Ausbau des Fernwärmenetzes

Informationsleistungen zum Thema klimabewusstes Bauen

Umsetzung von Maßnahmen gemäß der sechs Handlungsfelder des e5-Programmes

Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung des Klimaaktiv Gold Status für alle öffentliche Gebäude

KLOSTERNEUBURG SETZT MASSNAHMEN ZUM KLIMASCHUTZ, ZUR ANPASSUNG AN DEN KLIMAWANDEL 
SOWIE ZUR CO

2
-REDUKTION.4

Durchführung von Beteiligungsprozessen bei relevanten Stadtentwicklungsvorhaben

Grätzel-Koordination zur Abstimmung kleinräumiger bzw. ortsbezogener Maßnahmen

Einrichtung einer Web-Informationsplattform Stadtplanung

Bürgerfreundliche Information über Vorhaben in der Stadtplanung

Veröffentlichung einer anonymisierten Jahresbilanz über Widmungsansuchen und deren Umsetzung

KLOSTERNEUBURG FÖRDERT BÜRGERBETEILIGUNG UND BEKENNT SICH ZU EINER TRANSPARENTEN 
UND INTEGRATIVEN STADTPLANUNG.2

Konzept zur Anpassung der Grünlandwidmungen in der Kulturlandschaft und Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes

Ergänzung der rechtlichen Vorgaben zur Festlegung erhaltenswerter Gebäude im Grünland (Flächenwidmungsplan) mit fachlichen Kriterien

Pflegekonzept Offenlandschaft

Impuls Offenlandschaft - Bewusstseinsbildung zur Erhaltung der offenen Kulturlandschaft

Öffentlichkeitsarbeit betreffend Klosterneuburg als Biosphären- und Naturparkgemeinde (regionale Medien, Amtsblatt, Vortragsreihe)

Projekttage betreffend Klosterneuburg als Biosphären- und Naturparkgemeinde in den Schulen und Kindergärten

Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen im Zuge von Bauvorhaben im Bereich von Fließgewässern

Ausschließliche Nutzung umweltfreundlicher Pflanzenschutzmittel im Bereich von öffentlichen Grünflächen

Themenschwerpunkt Aufklärung der Bevölkerung zum Thema Neophyten im Amtsblatt als Informationsserie

KLOSTERNEUBURG SCHÄTZT, PFLEGT UND SCHÜTZT DIE NATUR UND SEINE 
KULTURLANDSCHAFT.3



Evaluierung und Anpassung des Kulturkonzeptes

Durchführung eines Ideenfindungsprozesses, eines Wettbewerbes und ggf. eines kooperativen Planungsverfahrens zur Umgestaltung 

des Rathausplatzes unter Berücksichtigung aller angestrebten Nutzungen

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

KLOSTERNEUBURG VERBINDET IN KULTUR UND KULINARIK TRADITION UND MODERNE.
10

Prüfung der Möglichkeiten zur Umsetzung von Begegnungszonen im Zuge von Straßenbauvorhaben

Prüfung der Möglichkeiten zur Attraktivierung von Geh- und Radfahranlagen im Zuge von Straßenbauvorhaben

Regelmäßige Einbindung von Fahrradinitiativen zum Einholen der BürgerInnenexpertisen betreffend des Status Quo

Definition von Hotspots zur Etablierung neuer Mikrofreiräume

Prüfung von Gestaltungsmaßnahmen zur Attraktivierung des öffentlichen Raumes im Zuge von Straßenbauarbeiten, speziell im Bereich  

vordefinierter Hotspots

Durchführung eines Ideenfindungsprozesses, eines Wettbewerbes und ggf. eines kooperativen Planungsverfahrens zur Umgestaltung 

des Rathausplatzes unter Berücksichtigung aller angestrebten Nutzungen

Etablierung von WLAN Standorten in relevanten Freiräumen

Beseitigung von Unfallhäufungsstellen, u.a. durch die aktive Umsetzung von Querungshilfen für Fußgänger und Radfahrer (z.B. Ver-

kehrsinseln)

Umsetzung von 30er Zonen im Bereich abseits der Hauptverkehrsachsen

KLOSTERNEUBURG GESTALTET ÖFFENTLICHE FLÄCHEN ALS LEBENS- UND AUFENTHALSRAUM FÜR ALLE.
6

Förderung der Entwicklung möglicher FH-Lehrgänge/Kollegs

Prüfung geeigneter Standorte und ggf. widmungstechnische Sicherung für die Erweiterung des tertiären Bildungsangebotes

Vermittlungsangebote im Zusammenhang mit dem IST Austria Science Center und TechPark

Öffentlichkeitsarbeit betreffend der bestehenden Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen (Schautafeln)

Innovationsplan Gewerbegebiet Schüttau

Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechnische Sicherung für Betriebsansiedlungen

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

KLOSTERNEUBURG SETZT AUF FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG IM RAHMEN EINER AKTIVEN 
BETRIEBSANSIEDLUNGSPOLITIK.7

Weiterentwicklung breiter Informationsmöglichkeiten und Bewusstseinsbildung über das bestehende Angebot

Evaluierung des bestehenden Angebotes an Wander- und Mountainbikestrecken, ggf. Verbesserung der Qualität

Entwicklung und Umsetzung eines Freizeit-Sport-Konzeptes

KLOSTERNEUBURG ERÖFFNET PERSPEKTIVEN FÜR BEWEGUNG UND ERHOLUNG IN DER NATUR.
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Evaluierung und Überarbeitung des bestehenden Schulkonzeptes und Weiterentwicklung zu einem kommunalen Bildungskonzept

Prüfung geeigneter Standorte und widmungstechnische Sicherung von Bildungs- und Betreuungseinrichtungen

Ausbau des Angebotes an Nachmittagsbetreuung

Ausbau der Kinderbetreuungsplätze für Kinder unter 2,5 Jahren

Leistungsfähige Internetleitungen in den Volks- und Neuen Mittelschulen

WLAN in den Schulgebäuden der Volks- und Neuen Mittelschulen

Ladezonen  in den Schulgebäuden der Volks- und Neuen Mittelschulen

Ein Laptop pro Stammklasse für die LehrerInnen  der Volks- und Neuen Mittelschulen

PCs für die Klassenzimmer, Lehrerzimmer und Direktion der Volks- und Neuen Mittelschulen

Interaktive Beamer/Tafeln in den Volks- und Neuen Mittelschulen

Tablets in den Volks- und Neuen Mittelschulen

Evaluierung und ggf. Adaptierung der Anbindung sozialer Einrichtungen an den Öffentlichen Verkehr

Nachnutzungskonzept Rathaus (Räumlichkeiten für Kreativ-Branche, Jugend, Veranstaltungen)

KLOSTERNEUBURG BIETET FÜR ALLE GENERATIONEN EIN UMFASSENDES ANGEBOT AN SOZIALER 
INFRASTRUKTUR.9

Konsequenter Ausbau der Radinfrastruktur

Hauptaugenmerk bei Ausbau und Sanierung des Straßennetzes auf Fußgänger- und Radverkehr

Ausbau der Park&Ride-Anlagen unter Berücksichtigung der kombinierten Nutzung von KFZ- und Fahrradabstellplätzen

Laufende Angebotserweiterung im Öffentlichen Verkehr

Abgestimmte Koordinierung der Abfahrtzeiten des Öffentlichen Verkehrs

Verankerung eines umfassenden Mobilitätsmanagements und alternativen Mobiliätsangebotes im Rahmen von Stadterweiterungsgebieten

Förderung der Bildung/Vernetzung von Fahrgemeinschaften

Prüfung von Maßnahmen zur Parkraumbewirtschaftung aufgrund der Kurzparkzone Wien 1190

KLOSTERNEUBURG VERLAGERT AKTIV DEN VERKEHR AUF NACHHALTIGE MOBILITÄTSFORMEN.
5
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